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V

Vorwort

Das Empfinden der Beschäftigten, dass es im Unternehmen im Großen und Ganzen
gerecht zugeht, ist nicht nur eine wichtige Motivationsquelle, es kann auch die Ge-
sundheit beeinflussen. Sowohl das eigene Wohlbefinden als auch die Produktivität und
die individuelle Leistungsfähigkeit können mit dem Empfinden, gerecht behandelt zu
werden, in Zusammenhang stehen. Das Thema Gerechtigkeit ist daher auch für Unter-
nehmen in vielen Facetten relevant: Es kann beispielsweise um Auswahlverfahren bei
Stellenbesetzungen gehen, um die Höhe der Gehälter, um zwischenmenschliche Um-
gangsformen, um betriebliche Anreizsysteme oder darum, ausreichende Informationen
von der Führungskraft zu erhalten. Was gerechtes Handeln im Unternehmen zur besonde-
ren Herausforderung werden lässt, ist der Umstand, dass das, was als gerecht empfunden
wird, individuell unterschiedlich bewertet werden kann. Die wahrgenommene Gerech-
tigkeit kann somit stark zwischen Individuen differieren. Und gerade diese ist es, die
das Wohlbefinden der Beschäftigten bestimmt und damit letztlich auch die Gesundheit
beeinflussen kann.

Auch die steten Entwicklungen in der Arbeitswelt tangieren Fragen der Gerechtigkeit:
So führen die Folgen der Digitalisierung beispielsweise zu einem hohen Weiterbildungs-
bedarf, d. h. die Entwicklungsmöglichkeiten der Beschäftigten müssen adäquat erkannt
und gefördert werden, ohne Diskriminierungen zu erzeugen. Die Auswirkungen der Ent-
grenzung der Arbeit, wie die Möglichkeiten der kommunikativen Erreichbarkeit oder
das flexible Arbeiten, brauchen klare Regeln. Steigende Mobilitätsanforderungen an die
Beschäftigten und ihr soziales Umfeld und häufige betriebliche Restrukturierungen brau-
chen zumutbare und als gerecht empfundene Rahmenbedingungen. Auch werden die
Arbeitsanforderungen aufgrund des technischen Fortschritts immer komplexer – der Grad
der daraus entstehenden individuellen Eigenverantwortung muss bestimmt werden. Alle
diese Entwicklungen brauchen Regeln, die von den Beschäftigten erwartungsgemäß nur
akzeptiert und gelebt werden, wenn sie auch als gerecht empfunden werden. Das Gefühl
ungerechter Behandlung kann dabei negative Auswirkungen auf die Gesundheit haben.
Die Beiträge in diesem Report machen dies deutlich und sensibilisieren für dieses Thema.

Doch was ist eigentlich Gerechtigkeit? Und was heißt gerechtes Handeln in Un-
ternehmen ganz konkret? Welche Anforderungen haben Beschäftigte an eine gerechte
Führungskraft? Und was sind die gesundheitlichen Folgen, wenn sich Beschäftigte
subjektiv ungerecht behandelt fühlen? Welchen Beitrag kann das Betriebliche Gesund-
heitsmanagement leisten, wenn es um Fragen der Gerechtigkeit geht? Mit diesen und
vielen weiteren Fragen beschäftigen sich die Autorinnen und Autoren in dem vorliegen-
den Fehlzeiten-Report, die trotz ihrer vielfältigen Verpflichtungen das Engagement und
die Zeit gefunden haben, uns aktuelle und interessante Beiträge zur Verfügung zu stellen.

Wir wussten bei der Planung der vorliegenden Ausgabe des Fehlzeiten-Reports
noch nicht, welch schwere Zeit mit der COVID-19-Pandemie auf die Welt und auch
auf Deutschland zukommen würde. Trotz der mit der Pandemie verbundenen Heraus-
forderungen des Lockdowns, wie die zu organisierende Betreuung von Kindern oder
Pflegebedürftigen, die Organisation des distanzierten Lernens von Schülern und Studie-
renden oder der Einkauf von teilweise knappen Gütern des täglichen Bedarfs, haben uns
alle beteiligten Autorinnen und Autoren mit ihren zugesagten Beiträgen pünktlich unter-
stützt. Unser spezieller Dank gilt daher insbesondere den Autorinnen und Autoren dieses
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Buches, die es trotz schwieriger Zeiten erst ermöglicht haben, dass dieser Report erschei-
nen kann.

Auch wenn wir im vorliegenden Fehlzeiten-Report die Folgen der Covid-19-Pande-
mie noch nicht thematisieren konnten, vermuten wir, dass sie Auswirkungen nicht nur
auf die wirtschaftliche, sondern auch auf die soziale und gesundheitliche Situation in
Deutschland haben wird, denn sozioökonomische Ungleichheiten sind in Deutschland
nach wie vor mit einer ungleichen Verteilung von Gesundheit und Krankheit verbunden.
Dies wird in dem Beitrag von Michalski et al. in diesem Buch vertiefend dargestellt. Es
ist zu befürchten, dass die Covid-19-Pandemie die vorhandene soziale Ungleichheit und
somit auch die damit in Zusammenhang stehenden Gesundheitsrisiken nochmals stärker
hervortreten lassen wird.

Spätestens seit dem Fehlzeiten-Report 2017, der sich dem Thema Krise und Ge-
sundheit gewidmet hat, wissen wir auch um die mit Krisen verbundenen Chancen, aus
denen die Beteiligten gestärkt hervorgehen können. Welche Auswirkungen die gegen-
wärtige Krise auch auf das Betriebliche Gesundheitsmanagement in den Unternehmen
haben wird, lässt sich aktuell nicht prognostizieren. Es ist aber zu hoffen, dass dem Prä-
ventionsgedanken zukünftig noch stärker Rechnung getragen wird. Denn gerade in der
Covid-19-Pandemie zeigt sich, wie kostbar und wie wenig selbstverständlich unsere Ge-
sundheit ist, sie verweist zugleich auch auf die gesellschaftlichen Schwächen, denn nach
wie vor ist Gesundheit und Krankheit sozial unterschiedlich verteilt. Dass die Bevölke-
rungsgruppen abhängig von der Einkommenssituation, der Arbeitsplatzsicherheit oder
der familiären Situation verschieden stark von den Folgen der Pandemie betroffen sind,
zeigen erste Forschungsergebnisse.

Zusätzlich zum Schwerpunktthema gibt der Fehlzeiten-Report auch in diesem Jahr
wieder einen differenzierten Überblick über die krankheitsbedingten Fehlzeiten in der
deutschen Wirtschaft mit aktuellen Daten und Analysen der 14,3Mio. AOK-Mitglieder,
die in mehr als 1,6Mio. Betrieben im Jahr 2019 tätig waren. Die Entwicklungen in den
einzelnenWirtschaftszweigen werden dabei differenziert dargestellt, was einen schnellen
und umfassenden Überblick über das branchenspezifische Krankheitsgeschehen ermög-
licht. Der Report berichtet zudem auch wieder über die Krankenstandsentwicklung aller
gesetzlich krankenversicherten Arbeitnehmer in Deutschland wie auch speziell in der
Bundesverwaltung. Erstmals werden Entwicklungen beim Krankengeld, bei den Er-
werbsminderungsrenten und den Arbeits- und Wegeunfällen die Fehlzeiten-Analysen
ergänzen. Aber auch die Frage, wie sich die psychischen Erkrankungen unter den Er-
werbstätigen in Deutschland entwickelt haben und welche Konsequenzen das für das
Betriebliche Gesundheitsmanagement hat, wird erstmals untersucht.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird innerhalb der Beiträge bei der Benennung
von Personen – wo immer möglich – eine „geschlechtsneutrale“ Formulierung verwen-
det (z. B. Beschäftigte, Mitarbeitende). Ist dies nicht möglich, wird ggf. die männliche
Schreibweise verwendet. Wir möchten darauf hinweisen, dass diese Verwendung expli-
zit als geschlechtsunabhängig verstanden werden soll und selbstverständlich jeweils alle
Geschlechter gemeint sind.

Danken möchten wir allen Kolleginnen und Kollegen im WIdO, die an der Buch-
produktion beteiligt waren und in beeindruckender Weise den Beleg erbracht haben,
dass eine Bucherstellung trotz der zahlreichen Pandemie-bedingten Herausforderungen
von den heimischen Arbeitsplätzen aus gelingen kann. Zu nennen sind hier vor allem
Miriam-Maleika Höltgen und Stefanie Wiegand, die uns bei der Organisation, der Betreu-
ung der Autorinnen und Autoren und durch ihre redaktionelle Arbeit exzellent unterstützt
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haben. Frau Höltgen hat uns zudem auch wieder gewohnt professionell bei der Autoren-
recherche und -akquise unterstützt. Unser Dank gilt ebenfalls Susanne Sollmann für das
ausgezeichnete Lektorat und dem gesamten BGF-Team im WIdO. Danken möchten wir
gleichermaßen allen Kolleginnen und Kollegen im Backoffice des WIdO, ohne deren Un-
terstützung diese Buchpublikation nicht möglich gewesen wäre.

Unser Dank geht last but not least an den Springer-Verlag für die gewohnt hervorra-
gende verlegerische Betreuung, insbesondere durch Frau Hiltrud Wilbertz.

Berlin und Bielefeld
im Juni 2020
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4 Kapitel 1 � Gerechtigkeit und Gesundheit

2Zusammenfassung

Aufsetzend auf philosophische und sozial-
wissenschaftliche Konzeptionen gibt der Bei-
trag zunächst einen kurzen Überblick über
die Bedeutungsdimensionen sozialer Gerech-
tigkeit. Insbesondere aus einer erfahrungswis-
senschaftlichen Perspektive ist dabei entschei-
dend, dass Gerechtigkeit nicht umstandslos
als Gleichheit zu verstehen ist und subjekti-
ve (Un-)Gerechtigkeitserfahrungen bestimmte
Konsequenzen haben. Vor diesem Hintergrund
wird der Zusammenhang zwischen wahrge-
nommener Gerechtigkeit bzw. Ungerechtig-
keit in Beschäftigungsbeziehungen und selbst-
berichteter physischer und psychischer Ge-
sundheit empirisch beleuchtet. Grundlegend
dafür ist die Unterscheidung von drei Ge-
rechtigkeitsdimension: Interaktionsgerechtig-
keit, Verfahrensgerechtigkeit und Verteilungs-
gerechtigkeit. Empfinden Beschäftigte ihr Be-
schäftigungsverhältnis auf einer dieser Dimen-
sionen als ungerecht und haben sie nicht die
Möglichkeit, die als ungerecht empfundene
Situation zu ändern, kann sich dies über Stress-
reaktionen auf die psychische und physische
Gesundheit auswirken. Dieser Zusammenhang
wird mit Daten aus einer groß angelegten Be-
fragung von Beschäftigen (die sog. LINOS-
Studie) illustriert. Es zeigen sich deutliche Zu-
sammenhänge zwischen der selbstberichteten
psychischen Gesundheit und wahrgenomme-
ner Ungerechtigkeit: Je ungerechter Teile des
Beschäftigungsverhältnisses empfunden wer-
den, desto häufiger berichten die Befragten von
Niedergeschlagenheit bzw. Trübsinn. Dieser
Zusammenhang zeigt sich auch für körper-
liche Beschwerden, allerdings in geringerem
Maße.

1.1 Einleitung

Gerechtigkeit beschäftigt die Menschheit seit
sehr langer Zeit. Erste Abhandlungen dazu
finden sich bereits in der Zeit der frühen Hoch-
kulturen des 2. Jahrtausends vor der christ-
lichen Zeitrechnung. Darin wird sie als eine

menschliche Tugend beschrieben, die darin be-
gründet ist, dass sich Menschen gegenseitig
etwas schulden und den Mächtigen nicht al-
les erlaubt sei. So lässt etwa Platon Sokrates
sagen: Gerechtigkeit gehöre „zu dem Schöns-
ten, was sowohl um seiner selbst willen, als
auch wegen dessen, was daraus folgt, dem,
der glückselig sein will, wünschenswert ist“
(Platon 1989, 358a). Interessant ist dabei, dass
gerechtes Handeln (z. B. der Mächtigen) zwar
einerseits „um seiner selbst willen“ gefordert
wird. Ein gerechtes Handeln zeichnet den Ein-
zelnen als tugendhaft aus und unterscheidet
ihn von denjenigen, die nicht über diese Tu-
gend verfügen und die Interessen, Bedürfnisse
oder Rechte ihrer Mitmenschen missachten.
Doch das Sokrates-Zitat verweist auch auf ei-
nen zweiten Strang der Begründung, warum
Gerechtigkeit erstrebenswert ist: Es sind die
aus einem gerechten oder ungerechten Han-
deln folgenden Reaktionen und die zu er-
wartenden Konsequenzen. Dem liegen zwei
Annahmen zugrunde: Erstens, dass Menschen
über einen Gerechtigkeitssinn verfügen und
„wissen“, was gerecht oder ungerecht ist; und
zweitens, dass es im Denken und Handeln je-
des Einzelnen einen Unterschied macht, ob
er oder sie ungerecht oder gerecht behandelt
wird. Weil gerechtes oder ungerechtes Han-
deln (z. B. der Mächtigen) Konsequenzen hat
und deshalb positiv oder negativ auf den Han-
delnden zurückfallen kann, ist Gerechtigkeit
auch eine Forderung der Klugheit: Wer die
negativen Konsequenzen von Ungerechtigkei-
ten vermeiden möchte, sollte tunlichst gerecht
handeln.

Das neuzeitliche Gerechtigkeitsverständnis
belässt die Gerechtigkeit nicht im Raum des in-
dividuellen Handelns. Der US-amerikanische
Philosoph John Rawls erweitert ihren Gel-
tungsanspruch Anfang der 1970er Jahre in
seiner „Theorie der Gerechtigkeit“ auf die ge-
samte Gesellschaft. Dass Gerechtigkeit zwi-
schen den Menschen und vor allem auch in
einem Gemeinwesen herrschen sollte, wird da-
bei als eine moralische Forderung angesehen,
die in der neuzeitlichen Vorstellung begründet
ist, alle Menschen seien von Natur aus frei ge-
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boren und deshalb mit den gleichen Rechten
und Pflichten ausgestattet. Für Rawls ist des-
halb Gerechtigkeit „die erste Tugend sozialer
Institutionen, so wie die Wahrheit bei Gedan-
kensystemen“ (Rawls 1975, S. 19). Sie wird
damit zu einem Kriterium, mit dem die einzel-
nen Institutionen und die Gesellschaft als Gan-
zes beurteilt werden können. Wenn „(1) jeder
die gleichen Gerechtigkeitsgrundsätze aner-
kennt und weiß, daß das auch die anderen tun,
und (2) die grundlegenden gesellschaftlichen
Institutionen bekanntermaßen diesen Grund-
sätzen genügen“ (Rawls 1975, S. 21), dann
handelt es sich um eine „wohlgeordnete Ge-
sellschaft“. Sie zeichnet sich dadurch aus, dass
keine „willkürlichen Unterschiede zwischen
Menschen“ gemacht werden und die Regeln
der Zuweisung von Rechten, Chancen, Gütern
oder Lasten einen „sinnvollen Ausgleich zwi-
schen konkurrierenden Ansprüchen zum Woh-
le des gesellschaftlichen Lebens herstellen“
(Rawls 1975, S. 21 f.).

1.2 Der Kern der Gerechtigkeit

Versucht man vor dem Hintergrund der an
Rawls und anderen Gerechtigkeitstheoretikern
anknüpfenden Debatte in der zeitgenössischen
Philosophie ein „Kernverständnis“ von Ge-
rechtigkeit zu identifizieren, so umfasst dies
drei zentrale Grundsätze: (1) den Gleichbe-
handlungsgrundsatz, d. h. Personen sind un-
ter den gleichen relevanten Umständen auf
die gleiche Weise zu behandeln; (2) den Un-
parteilichkeitsgrundsatz, d. h. „in Situationen
des zwischenmenschlichen Interessenkonflikts
nach Regeln zu handeln, die für alle Beteilig-
ten von einem unparteiischen Standpunkt aus
annehmbar sind“ (Koller 1995, S. 55); und (3)
der Grundsatz legitimer Ansprüche, d. h. jedem
das zukommen zu lassen, was ihm gebührt,
oder jede Person so zu behandeln, wie sie es
verdient.

Doch diese Grundsätze beschreiben zu-
nächst nur den formalen Kern unseres Gerech-

tigkeitsverständnisses. Sie verweisen darauf,
dass es bei Forderungen nach Gerechtigkeit
eigentlich um drei Aspekte geht. Denn Gerech-
tigkeit zielt einmal darauf ab, wie Menschen
miteinander umgehen und sich gegenseitig be-
handeln und wie sie auch von den Institutionen
in einer Gesellschaft – etwa Behörden oder im
Betrieb oder in einem Unternehmen – behan-
delt werden, wenn es um die Zuteilung von
Rechten, Gütern oder Lasten geht. Dies ist
das, was man in der Gerechtigkeitsforschung
als Interaktionsgerechtigkeit bezeichnet (Bies
2015). Gerechtigkeit bedeutet aber auch, dass
die Verfahren (Liebig und Sauer 2013, 2016),
die angewandt werden, um Einzelnen oder
Gruppen bestimmte Rechte, Güter oder Lasten
zuzuweisen, gerecht ablaufen (Verfahrensge-
rechtigkeit). Und Gerechtigkeit bezieht sich
schließlich auch auf das, was der Einzelne
oder auch einzelne Gruppen am Ende erhalten
(Cook und Hegtvedt 1983), also über welche
Rechte und welchen Umfang an Gütern oder
Lasten sie letztlich verfügen können (Vertei-
lungsgerechtigkeit). Welche Regeln dabei kon-
kret gelten sollten und was legitime Ansprüche
einer Person oder einer Gruppe in einer kon-
kreten Situation sind, bleibt offen.

Diese Konkretisierung und Kontextualisie-
rung der Gerechtigkeit in Hinblick auf einzelne
Regeln der Zu- und Verteilung von Rechten,
Gütern oder Lasten erfolgt einmal in den Kon-
zeptionen der Gerechtigkeit, wie sie etwa in
der praktischen Philosophie oder der Ethik
über die Zeit formuliert wurden. Sie werden
auch erkennbar in den Regeln und Praktiken,
wie in einer Gesellschaft und ihren Institu-
tionen Rechte, Güter und Lasten tatsächlich
verteilt werden – ob und nach welchen Re-
geln etwa Hilfsbedürftige in einer Gesellschaft
unterstützt werden (Sozialpolitik) oder ob und
wie der Staat in die Verteilung von Einkommen
und Vermögen eingreift und wie die Lasten
zur Finanzierung staatlicher Leistungen ver-
teilt sind (Steuerpolitik). Und schließlich wer-
den sie sichtbar im Verständnis von Gerechtig-
keit, wie sie die Bürgerinnen und Bürger einer
Gesellschaft haben.
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1.3 Gerechtigkeit ist nicht immer
Gleichheit

Ein zentrales Ergebnis sozial- und verhaltens-
wissenschaftlicher Forschung besteht darin,
dass die Menschen im Laufe ihrer Entwick-
lung nicht nur einen Gerechtigkeitssinn ent-
wickelt haben, sondern unter den jeweiligen
historischen und gesellschaftlichen Kontexten
auch lernen, was in einer konkreten Situa-
tion gerecht oder ungerecht ist (Liebig und
Sauer 2013). Dabei ist entscheidend, dass Ge-
rechtigkeit nicht immer gleichzusetzen ist mit
Gleichheit (Liebig 2015). Zwar besteht gro-
ße Einigkeit, dass die Chancen im Zugang
zu grundlegenden gesellschaftlich vermittelten
Ressourcen – wie z. B. Bildung – gleich ver-
teilt sein sollten. Doch neben dem Prinzip der
Gleichheit, also der Vorstellung, dass jeder und
jede immer den gleichen Anteil erhalten soll-
te, existiert die Vorstellung einer Verteilung
proportional zu den konkreten individuellen
Anstrengungen oder Leistungen (Proportiona-
litäts- oder Leistungsprinzip). Aber auch ei-
ne Zuteilung entsprechend der individuellen
Bedürftigkeit oder in der Vergangenheit er-
worbener oder zugeschriebener Anrechte wird
in bestimmten Situationen als gerecht ange-
sehen (Hülle et al. 2018). Gerechtigkeit kann
somit auch bedeuten, dass sich individuelle
Unterschiede und Besonderheiten in der Zu-
weisung von Gütern oder Lasten niederschla-
gen, was im Ergebnis zu einer ungleichen Ver-
teilung führt. Wenn deshalb in gesellschaftli-
chen Debatten Gerechtigkeit ausschließlich als
Gleichheit verstanden wird und entsprechend
ungleiche Verteilungen grundsätzlich als un-
gerecht definiert werden, handelt es sich um
eine Engführung und ein undifferenziertes Ver-
ständnis der Gerechtigkeit. Gerade wenn es um
materielle Ressourcen wie Einkommen oder
Vermögen geht, stellt sich deshalb nicht die
Frage, ob Menschen mehr Gleichheit wollen,
sondern vielmehr, unter welchen Bedingungen
welches Ausmaß von Ungleichheit als legitim
angesehen wird (Sachweh 2012; Sauer et al.
2016).

1.4 Erlebte (Un-)Gerechtigkeiten
sind folgenreich

Ein zweites, zentrales Ergebnis der empi-
rischen Gerechtigkeitsforschung ist, dass
Menschen, je nachdem ob sie sich gerecht
oder ungerecht behandelt fühlen, entspre-
chende Reaktionen zeigen. Subjektiv erlebte
(Un-)Gerechtigkeiten sind handlungsrele-
vant. Sie haben Konsequenzen, aber nicht
nur für Einstellungen und Verhalten, sondern
mittel- und langfristig auch für psychische
und physische Befindlichkeiten. Ein Kon-
text, der hier ganz besonders entscheidend
ist, sind (Un-)Gerechtigkeitserfahrungen am
Arbeitsplatz. Zahlreiche empirische Studien,
hauptsächlich aus der Arbeits- und Organisa-
tionspsychologie und -soziologie, untersuchen
deshalb die Folgen von Ungerechtigkeitswahr-
nehmungen bei der Arbeit. Diese zeigen, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
sich ungerecht behandelt oder entlohnt füh-
len, häufiger den Arbeitsplatz wechseln, mehr
Fehltage aufweisen, eher zur „inneren Kün-
digung“ neigen und weniger zufrieden mit
ihrer Beschäftigung sind (Colquitt et al. 2001;
Roscigno et al. 2018).

Darüber hinaus dokumentieren zahlreiche
Untersuchungen, dass sich wahrgenommene
Ungerechtigkeit auch auf die psychische und
physische Gesundheit auswirken kann. Eine
finnische Studie zeigt etwa, dass eine gerin-
ge Interaktionsgerechtigkeit – wenn sich Be-
schäftigte also von ihren Vorgesetzten oder
Kolleginnen und Kollegen ungerecht behandelt
fühlen – zu mehr krankheitsbedingten Fehl-
tagen aufgrund von Angststörungen führen
kann (Elovainio et al. 2013). Werden Interak-
tionen hingegen als gerecht wahrgenommen,
reduziert dies die Wahrscheinlichkeit für Fehl-
tage deutlich. Einen ähnlichen Befund liefert
eine schwedische Studie (Leineweber et al.
2017), in der die Autoren zeigen, dass ge-
ringe Interaktionsgerechtigkeit mit einer grö-
ßeren Häufigkeit und längeren Dauer von
Fehlzeiten zusammenhängt. Vergleichbare Be-
funde lassen sich zur Verfahrensgerechtigkeit
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in Unternehmen finden, wobei vor allem ein
negativer Effekt von geringer Verfahrensge-
rechtigkeit auf die psychische Gesundheit von
Arbeitnehmern nachgewiesen werden konnte
(Kausto et al. 2005; Ndjaboué et al. 2012).
Ähnlich verhält es sich für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die Aufwand und Er-
trag ihrer Arbeit in einem Ungleichgewicht
sehen. Auch hier führt dieses Ungleichge-
wicht langfristig zu gesundheitlichen Proble-
men und mehr Fehlzeiten (Leineweber et al.
2019).

Überdies zeigen empirische Untersuchun-
gen, dass auch ein Zusammenhang zwischen
wahrgenommener Ungerechtigkeit und körper-
licher Gesundheit besteht. Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, die sich über einen längeren
Zeitraum ungerecht bezahlt sehen, berichten
einen schlechteren körperlichen Gesundheits-
zustand (Schunck et al. 2013, 2015). Da in
den Analysen dieser Studie die Höhe des Brut-
toeinkommens „kontrolliert“ wird, handelt es
sich um den bereinigten Einfluss der sub-
jektiven Gerechtigkeitswahrnehmung auf den
Gesundheitszustand, unabhängig von der Hö-
he des Erwerbseinkommens. Eine Meta-Studie
(Robbins et al. 2012), die den Einfluss von dis-
tributiver, Interaktions- und Verfahrensgerech-
tigkeit auf psychische und physische Gesund-
heit behandelt, kommt zu dem Schluss, dass
Ungerechtigkeit stärker auf psychische Aspek-
te der Gesundheit wirkt, aber auch körper-
liche Auswirkungen (Selbsteinschätzung, er-
höhter Blutdruck, etc.) hat, die mit psychischen
Aspekten (z. B. Burnout, Stress) einhergehen.

Zusammenfassend lässt sich konstatieren,
dass durch zahlreiche Studien ein Zusammen-
hang zwischen Ungerechtigkeitswahrnehmun-
gen der Arbeitnehmer und unterschiedlichen
körperlichen und psychischen Gesundheitspro-
blemen dokumentiert ist. Im folgenden Ab-
schnitt gehen wir näher auf die Gründe ein,
warum Ungerechtigkeit überhaupt gesundheit-
liche Folgen haben kann, und zeigen diesen
Zusammenhang anhand aktueller empirischer
Daten.

1.5 Warumgesundheitliche
Folgen?

Die Beziehung zwischen Arbeitnehmer und
Arbeitgeber ist eine Austauschbeziehung
(Chan und Goldthorpe 2007; Rousseau 1995;
Schunck et al. 2015; Siegrist und Theorell
2006). Die Beschäftigten unternehmen An-
strengungen für den Arbeitgeber, indem sie
ihre Arbeitskraft zur Verfügung stellen und
körperliche oder geistige Leistungen erbrin-
gen. Dafür erhalten sie vom Arbeitgeber
Gegenleistungen, wozu neben dem Gehalt
bspw. auch Beschäftigungssicherheit, Flexi-
bilität bei der Gestaltung von Arbeitszeiten,
Aufstiegsmöglichkeiten oder soziale Anerken-
nung zählen können (Chan und Goldthorpe
2007; Schunck et al. 2013; Siegrist und Theo-
rell 2006). Die Austauschbeziehung basiert
dabei auf der Erwartung des Beschäftigten,
für die erbrachten Leistungen gleichwertig
bzw. angemessen vergütet zu werden (Gould-
ner 1960; Siegrist und Theorell 2006). Diese
Sicht auf das Beschäftigungsverhältnis umfasst
also Aspekte distributiver Gerechtigkeitsvor-
stellungen, bei denen es um die Verteilung
von Gütern (z. B. Erwerbseinkommen) geht.
Um zu ihrem Urteil zu kommen, nehmen Be-
schäftigte eine Gerechtigkeitsbewertung vor
(Jasso 1978). Sie vergleichen beispielsweise
ihre Entlohnung mit der von anderen, bspw.
Kollegen, Partnern oder auch anderen Perso-
nen mit gleichen Qualifikationen und Berufen
(Adams 1965; Berger et al. 1972; Liebig et al.
2011; Markovsky et al. 2008; Sauer und May
2017).

Daneben beurteilen Beschäftigte das Be-
schäftigungsverhältnis aber auch noch unter
den Gesichtspunkten der Interaktions- und der
Verfahrensgerechtigkeit. Bei der Interaktions-
gerechtigkeit steht die Frage im Mittelpunkt,
wie sich Beschäftigte von ihrem Vorgesetz-
ten/ihrer Vorgesetzten behandelt fühlen. Dabei
spielen zum einen interpersonelle Aspekte eine
Rolle, also inwieweit sich Vorgesetzte an Ver-
haltensregeln halten, die auf Respekt und ge-
genseitiger Anerkennung beruhen, und auf der
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anderen Seite um informationelle Aspekte, al-
so inwieweit Beschäftigte rechtzeitig und voll-
ständig über ihre Aufgaben informiert werden
(Roscigno et al. 2018).Verfahrensgerechtigkeit
bezieht sich im Rahmen des Beschäftigungs-
verhältnisses darauf, ob bei den Regeln und
Entscheidungsprozessen, wie bspw. der Ver-
teilung von Arbeitsaufgaben oder Beförderun-
gen, innerhalb der Organisation Fairnessregeln
eingehalten werden. Während also die Inter-
aktionsgerechtigkeit das Verhältnis zwischen
einzelnen Personen am Arbeitsplatz im Fokus
hat, geht es bei der Verfahrensgerechtigkeit um
allgemeine Regeln, wie sie in einem Unterneh-
men, einem Betrieb oder einer Behörde gelten.

In allen drei Gerechtigkeitsdimensionen –
Verteilung (Distribution), Interaktion und Ver-
fahren – haben Beschäftigte also Vorstellungen
darüber, ob sie gerecht oder ungerecht be-
handelt werden. In Bezug auf die Entlohnung
stellt die Norm der Reziprozität die Grundlage
für die Bewertung der Austauschbeziehung dar
(Liebig et al. 2011). Die Beschäftigungsbezie-
hung wird dann als gerecht empfunden, wenn
die erbrachte Leistung – der Arbeitsaufwand
– den gleichen Wert hat wie die Gegenleis-
tung – die Entlohnung. Ist dies nicht der Fall,
nehmen Beschäftigte die Entlohnung als un-
gerecht war. Ob die Gegenleistung als gleich-
wertig empfunden wird, wird über soziale Ver-
gleichsprozesse bestimmbar. Von besonderer
Bedeutung sind dabei Referenzpersonen mit
ähnlichen Eigenschaften, also bspw. mit dem
gleichen Beruf, der gleichen Ausbildung, etc.
Dennoch kann es sein, dass Gruppen von Be-
schäftigten ihre Entlohnung nicht als gerecht
empfinden, wenn die Entlohnung bspw. nicht
zur Sicherung des Lebensunterhalts reicht oder
durch die Entlohnung im Vergleich mit ande-
ren Gruppen von Beschäftigten nicht ausrei-
chend soziale Wertschätzung zum Ausdruck
gebracht wird. Wenn in der Arbeitsbeziehung
bei Entscheidungen Grundsätze der Gleich-
behandlung beachtet und sie nachvollziehbar
und transparent getroffen werden, schätzen Be-
schäftigte die Verfahren als gerecht ein. Ist dies
nicht der Fall, werden die Verfahren als unge-
recht wahrgenommen. Letztlich können auch

die Beziehungen zu Vorgesetzten und Kollegen
als gerecht oder ungerecht angesehen werden –
wiederum im Vergleich zu Referenzpersonen.

Warum haben Ungerechtigkeitswahrneh-
mungen nun gesundheitliche Folgen? Emp-
finden Beschäftigte ihr Arbeitsverhältnis oder
Teile davon als ungerecht, haben sie prinzipi-
ell zwei Möglichkeiten zu reagieren (Schunck
et al. 2015): Sie können versuchen, Änderun-
gen in ihrem aktuellen Beschäftigungsverhält-
nis herbeizuführen oder es zu beenden und eine
neue Stelle zu finden. Wenn bspw. die Entloh-
nung als ungerecht empfunden wird, können
sie versuchen, das Verhältnis von erbrachten
Leistungen und erhaltenen Gegenleistungen zu
ändern, sodass es als gerecht wahrgenommen
wird (Roscigno et al. 2018). Entweder da-
durch, dass die erhaltenen Gegenleistungen
erhöht werden oder dadurch, dass sie ihre
erbrachten Leistungen reduzieren. Es ist of-
fensichtlich, dass beide Optionen nicht ohne
Weiteres realisierbar sind. Wenn es aufgrund
der eigenen Qualifikationen oder der Arbeits-
marktsituation einfach ist, eine andere Stelle zu
finden, ist die Wahrscheinlichkeit, ungerecht
behandelt zu werden, per se geringer (Chan
und Goldthorpe 2007; Schunck et al. 2015).
Je schwieriger es ist, eine alternative Stelle zu
finden, desto höher ist wiederum die Wahr-
scheinlichkeit, dass Aspekte der Beschäfti-
gungsbeziehung als ungerecht empfundenwer-
den (Schunck et al. 2015). Auch ist es nicht
ohne Weiteres im aktuellen Beschäftigungs-
verhältnis möglich, höhere Gegenleistungen zu
erhalten, die erbrachten Leistungen zu redu-
zieren (Chan und Goldthorpe 2007; Schunck
et al. 2015) oder als gerechter empfundene In-
teraktionen und Verfahren einzufordern oder
durchzusetzen.

Befinden sich Beschäftigte in einer sol-
chen Situation, kann dies zu emotionalen Be-
lastungen und psychologischen und physiolo-
gischen Stressreaktionen führen (Markovsky
1988; Siegrist und Theorell 2006; Weiss et al.
1999). Diese Stressreaktionen können sich
wiederum negativ auf die physische und psy-
chische Gesundheit auswirken. Die oben an-
geführten empirischen Belege zeigen den Zu-
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sammenhang von Ungerechtigkeitserfahrun-
gen und physischen und psychischen Gesund-
heitsproblemen auf (Kumari et al. 2004; Kuper
et al. 2002; Stansfeld und Candy 2006; Van
Vegchel et al. 2005). Von gesundheitlichen
Konsequenzen sind insbesondere die Beschäf-
tigten(gruppen) betroffen, die die Stressreak-
tionen über einen längeren Zeitraum erleben
(Schunck et al. 2015). Dies sind die Beschäf-
tigten, die keine oder kaum Möglichkeiten
haben, ihre Beschäftigungssituation zu verän-
dern.

Wie sich empfundene Ungerechtigkeiten
der Verteilung, der Behandlung durch Vorge-
setzte und der Verfahrensregeln auf die sub-
jektive Gesundheit auswirken, wird im Fol-
genden anhand empirischer Daten gezeigt.
Die LINOS-Studie (LINOS als Akronym für
„Legitimacy of Inequalities Over the Life
Span“) ist eine Befragung von Erwerbstätigen
in Deutschland, die erstmals 2012 durchge-
führt wurde. Ausgewählt wurden die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Befragung nach
dem Zufallsprinzip (mit einem höheren An-
teil junger Beschäftigter). Die Grundgesamt-
heit bildeten dabei alle Personen, die zum
Stichtag (31.12.2011) in Deutschland sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt waren. Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der ersten
Befragung wurden 2017 erneut eingeladen an
der Umfrage teilzunehmen (genauere Infor-
mationen zur Studie finden sich bei Adriaans
et al. 2019; Liebig et al. 2019). Wir zeigen
unten Analysen auf Basis der 2. Erhebung (LI-
NOS-2). Das inhaltliche Hauptaugenmerk der
Studie liegt auf unterschiedlichen Aspekten
der Beschäftigungssituation der Befragungs-
teilnehmer sowie auf Einstellungen rund um
das Thema Arbeit. Unter anderem wurden Ge-
rechtigkeitseinstellungen zu unterschiedlichen
Aspekten der Gratifikation und Organisation
von Arbeit gemessen, die sich den drei Gerech-
tigkeitstypen zuordnen lassen.

Die Distributiven Gerechtigkeitsurteile
wurden anhand der Gerechtigkeitsbewertung
des eigenen Bruttoerwerbseinkommens der
Studienteilnehmer erhoben. Gemessen wurde
diese Bewertung mittels einer elfstufigen Ska-

la (�5 bis +5), auf der die Befragten angeben
sollten, ob ihr monatliches Bruttoerwerbsein-
kommen aus ihrer Sicht gerecht (die Mitte der
Skala 0), ungerechterweise zu niedrig (Abstu-
fungen von �1 bis –5) oder ungerechterweise
zu hoch (Abstufungen von +1 bis +5) sei. Un-
gefähr 30% der Studienteilnehmer bewerteten
ihr Erwerbseinkommen als gerecht, 63% als
zu gering und 7% als zu hoch.

Weiterhin wurden die Studienteilnehmer
anhand von vier Aussagen zur Interaktions-
gerechtigkeit befragt (Bies 2015). Dabei soll-
ten die Studienteilnehmer angeben, wie häufig
der oder die Vorgesetze „offen und ehrlich“
ist, den oder die Befragte „respektvoll behan-
delt“, „Entscheidungen begründet“ und „recht-
zeitig kommuniziert“. Die Antwortskala um-
fasste vier Stufen (nie – selten – manchmal –
oft). Für die Analysen wurde aus den Antwor-
ten mittels einer Faktorenanalyse ein Faktor
gebildet, der geringe bis hohe Interaktionsge-
rechtigkeit abbildet.

Schließlich wurde die Verfahrensgerech-
tigkeit erhoben („Wie gerecht oder ungerecht
schätzen Sie die Regeln und Verfahren ein,
die in Ihrem Betrieb für folgende Entschei-
dungen angewendet werden?“), indem die Ge-
rechtigkeitswahrnehmung der Regeln für Ge-
halts- und Lohnfestsetzungen, Beförderungen,
Entlassungen, Verteilung von Arbeitsaufgaben
sowie Urlaubsgenehmigungen auf einer fünf-
stufigen Skala (sehr ungerecht bis sehr gerecht)
erhoben wurden. Für die Analysen wurde aus
den Antworten ein Faktor gebildet, der geringe
bis hohe Verfahrensgerechtigkeit abbildet.

Zugleich wurde die subjektiv wahrgenom-
mene psychische und physische Gesundheit
anhand zweier Fragen erhoben: „Bitte denken
Sie einmal an die letzten vier Wochen. Wie oft
kam es in dieser Zeit vor a) . . . dass Sie sich
niedergeschlagen und trübsinnig fühlten? b)
. . . dass Sie wegen körperlicher Beschwerden
in Ihrem Alltag stark eingeschränkt waren?“
Die Antwortskala umfasste jeweils vier Stufen
(nie – selten – manchmal – oft).

Die folgenden Analysen zeigen den Zu-
sammenhang zwischen den Gerechtigkeitsbe-
wertungen und Niedergeschlagenheit/Trübsinn



1

10 Kapitel 1 � Gerechtigkeit und Gesundheit

sowie körperliche Beschwerden. Dabei wur-
den zur Schätzung der Einflüsse sog. non-para-
metrische Regressionsverfahren unter Kontrol-
le des Alters, des Geschlechts und des Brutto-
stundenlohns der Befragten verwendet (Catta-
neo und Jansson 2018). Die Analysen basieren
auf 1.712 Befragten. Da es sich um quer-
schnittliche Analysen handelt, kann anhand
dieser Daten allerdings kein kausaler Zusam-
menhang abgeleitet werden.

.Abb. 1.1 zeigt die Ergebnisse zum
Zusammenhang der psychischen Gesundheit
(Häufigkeit von Niedergeschlagenheit/Trüb-
sinn) und den drei Gerechtigkeitsdimensio-
nen. Die Y-Achse gibt die aus den statisti-
schen Analysen erwartete psychische Gesund-
heit wieder, und zwar in Abhängigkeit von
der empfundenen Gerechtigkeit, die auf der
X-Achse abgetragen ist. Zunächst sieht man,
dass alle Geraden einen steigenden Verlauf
haben. D. h. je gerechter Beschäftigte sich be-
handelt fühlen, desto seltener berichten sie
Niedergeschlagenheit bzw. Trübsinn. In Bezug
auf die distributive Gerechtigkeit zeigt sich,
dass Beschäftigte, die sich unterbezahlt füh-
len, häufiger berichten, niedergeschlagen oder
trübsinnig zu sein. Ein ähnliches Muster zeigt
sich für die Interaktionsgerechtigkeit und die
Verfahrensgerechtigkeit. In beiden Fällen be-
richten die Beschäftigten häufiger, niederge-
schlagen oder trübsinnig zu sein, wenn sie
sich in den Interaktionenmit Vorgesetzten oder
durch Verfahren im Betrieb nicht gerecht be-
handelt fühlen. Wenn man die Steigungen der
Regressionsgeraden vergleicht, wird außerdem
deutlich, dass Interaktions- und Verfahrensge-
rechtigkeit sich stärker auf die Häufigkeit von
Niedergeschlagenheit/Trübsinn auswirken als
die distributive Gerechtigkeit (die Regressions-
geraden sind steiler).

Den Zusammenhang zwischen der sub-
jektiv empfundenen Gerechtigkeit und der
Häufigkeit körperlicher Beschwerden stellt
.Abb. 1.2 dar. Es zeigen sich auch hier ähn-
liche Muster. Befragte, die ihren Lohn als zu
gering empfinden, berichten häufiger von kör-
perlichen Beschwerden als Befragte, die ihren
Lohn als gerecht ansehen. Subjektiv wahrge-
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. Abb. 1.1 Zusammenhang zwischen der Häufigkeit
von Niedergeschlagenheit/Trübsinn und distributiver, In-
teraktions- und Verfahrensgerechtigkeit. Marginale Ef-
fekte mit 95%-Konfidenzintervallen (Bootstrap-Metho-
de) basierend auf nicht-parametrischen Regressionen un-
ter Kontrolle von Alter, Geschlecht und Bruttostun-
denlohn. (Datenquelle: LINOS-2 https://doi.org/10.25652/
diwdataS0017.1)

nommene Überbezahlung steht in keinem Zu-
sammenhang mit körperlichen Beschwerden.
Bezüglich der Interaktions- und Verfahrens-
gerechtigkeit zeigt sich: Je gerechter die Be-
fragten sich in diesen Dimensionen behandelt
sehen, desto seltener berichten sie körperliche
Beschwerden. Vergleicht man die dargestell-

https://doi.org/10.25652/diwdataS0017.1
https://doi.org/10.25652/diwdataS0017.1
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. Abb. 1.2 Zusammenhang zwischen der Häufigkeit
von körperlichen Beschwerden und distributiver, In-
teraktions- und Verfahrensgerechtigkeit. Marginale Ef-
fekte mit 95%-Konfidenzintervallen (Bootstrap-Metho-
de) basierend auf nicht-parametrischen Regressionen un-
ter Kontrolle von Alter, Geschlecht und Bruttostun-
denlohn. (Datenquelle: LINOS-2 https://doi.org/10.25652/
diwdataS0017.1)

ten Anaylsen aus .Abb. 1.1 und 1.2, zeigen
sich jeweils ähnliche Muster, wobei die Re-
gressionsgeraden jeweils steiler für den Zu-
sammenhang mit Niedergeschlagenheit/Trüb-
sinn als für körperliche Beschwerden sind.
Dies impliziert, dass Ungerechtigkeitswahr-
nehmungen relevanter für die psychische als

für die körperliche Gesundheit sind, was sich
sowohl mit den theoretischen Annahmen der
Gerechtigkeitsforschung, die einen engen Zu-
sammenhang zwischen Ungerechtigkeitsemp-
findungen und emotionalen Reaktionen an-
nimmt, als auch mit internationalen empiri-
schen Befunden deckt.

Die vorgestellten Analysen illustrieren ei-
nen Zusammenhang, der bereits in komplexe-
ren, längsschnittlichen Studien gezeigt werden
konnte (Schunck et al. 2013, 2015): Unge-
rechtigkeitserfahrungen am Arbeitsplatz gehen
mit einer größeren Wahrscheinlichkeit auftre-
tender seelischer und körperlicher Probleme
einher.

1.6 Fazit

Der Kern unseres modernen, demokratischen
und freiheitlichen Gesellschaftsverständnisses
ist getragen von der Idee, gesellschaftliche
Ordnungen seien ein Mittel, um den Einzelnen
die Verwirklichung ihrer individuellen Lebens-
ziele zu ermöglichen und die Wohlfahrt aller
zu befördern. Darin unterscheidet sich dieses
Gesellschaftsverständnis von totalitären Syste-
men, in denen die gesellschaftliche Ordnung
selbst das Ziel ist und die Einzelnen ledig-
lich das Mittel zur Aufrechterhaltung dieser
Ordnung sind. Auch die Gerechtigkeit hat –
ähnlich wie unser freiheitliches Gesellschafts-
verständnis – einen derartigen individualisti-
schen Kern: Es geht darum, jedem Einzelnen
das zukommen zu lassen, was ihm gebührt,
Personen unter gleichen Umständen gleich zu
behandeln und die Regeln der Zu- und Ver-
teilung von Positionen, Gütern oder Lasten so
zu gestalten, dass damit eine einseitige und
systematische Bevorzugung oder Benachteili-
gung Einzelner verhindert wird. Gerechtigkeit
ist in diesem Sinne eine Zielbeschreibung für
die Gestaltung des menschlichen Zusammen-
lebens und einer gesellschaftlichen Ordnung
und ihrer Institutionen unter Bedingungen, un-
ter den nicht jeder das bekommen kann, was
er sich eigentlich wünscht. Es geht also um

https://doi.org/10.25652/diwdataS0017.1
https://doi.org/10.25652/diwdataS0017.1
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die Lösung von Interessenkonflikten. Dass ei-
ne Gesellschaft nicht vollständig gerecht sein
kann, sich immer wieder Menschen finden, die
sich ungerecht behandelt fühlen oder meinen,
es würde ihnen mehr zustehen, liegt gleich-
sam in der Natur der Sache. Ein realistisches
Ziel ist es deshalb, Ungerechtigkeiten zu ver-
meiden. Wie wir hier zeigen konnten, geht es
dabei nicht nur um Verteilungsungerechtigkei-
ten, also um das, was der oder die Einzelne
tatsächlich erhält. Entscheidend ist auch, wie
Entscheidungen über die Zuweisung oder Ver-
teilung von Gütern und Lasten zustande kom-
men (Verfahrensgerechtigkeit) und wie Perso-
nen von anderen Personen behandelt werden
(Interaktionsgerechtigkeit). Ungerechtigkeiten
auf diesen drei Dimensionen vermitteln dem
Einzelnen letztlich, dass seine Interessen nicht
anerkannt sind, dass er oder sie als Person
nicht akzeptiert ist und sich nicht darauf ver-
lassen kann, dass die eigenen Anstrengungen
und das eigene Engagement auch adäquat be-
lohnt wird. Die empirisch zu beobachtenden
Reaktionen auf derartige Situationen werden
insbesondere im betrieblichen Kontext wirk-
sam; sie sind verbunden mit geringerer Leis-
tungsbereitschaft und physischen und psychi-
schen Krankheitssymptomen. Letztere verstär-
ken sich, wenn Personen keine Möglichkeiten
sehen, sich den erfahrenen Missachtungen ih-
rer Person und ihrer Interessen entziehen zu
können. Die Forschung zeigt dabei auch, dass
es nicht nur die selbsterlebten Ungerechtigkei-
ten sind, die derartige negativen Konsequenzen
haben. Auch wenn man nicht selbst betroffen
ist, sondern erlebt, wie andere ungerecht be-
handelt werden, wird dies als ein Signal erlebt,
dass man sich in einem ungerechten Kontext
bewegt und früher oder später selbst zu de-
nen gehören kann, die ungerecht behandelt
werden.

Will man deshalb derartige Situationen und
Konsequenzen vermeiden, so gilt es vor allem
keine Gruppen – auch vermeintlich schwäche-
re – systematisch schlechter zu stellen (bspw.
Zeit- oder Leiharbeiter oder Frauen in be-
stimmten Berufen) und transparente und nach-
vollziehbare Regeln und Verfahren der Entloh-

nung und Beförderung in Unternehmen und
Betrieben zu etablieren.

Wie wir zeigen konnten, hat subjektiv er-
lebte Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit tat-
sächlich „handfeste“ Konsequenzen. Dies gilt
insbesondere für Betriebe, wenn etwa die An-
zahl der krankheitsbedingten Fehltage bzw.
erhöhte Fehlzeiten unmittelbar auch davon be-
einflusst sind, ob die Belegschaft sich sub-
jektiv gerecht oder ungerecht behandelt fühlt.
Die gesundheitlichen Konsequenzen erlebter
Ungerechtigkeiten gehen nicht nur zu Las-
ten der Betriebe, sondern setzen sich letzt-
lich auch im Gesundheitssystem fort. Worin
freilich derartige „systemischen“, letztlich ge-
samte Volkswirtschaften betreffenden Folgen
von Ungerechtigkeiten bestehen, könnte Ge-
genstand weiterer Forschung sein.
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2Zusammenfassung

Der Beitrag entwickelt eine Bestandsaufnahme
der angewandten psychologischen Forschung
zur organisationalen Gerechtigkeit mit Bezü-
gen zu demokratischen Organisationsstruktu-
ren und arbeitsbezogener Gesundheit. Zuerst
wird die etablierte Konzeptualisierung von or-
ganisationaler Gerechtigkeit und ihren Kom-
ponenten vorgestellt. Danach wird auf Verbin-
dungen zwischen struktureller organisationa-
ler Demokratie und Gerechtigkeit sowie auf
Bezüge zum soziomoralischen Organisations-
klima eingegangen. Nach einem Überblick zu
den Folgen organisationaler Gerechtigkeit für
arbeitsbezogene Gesundheit werden abschlie-
ßend Gerechtigkeitsimplikationen organisatio-
naler Individualisierung diskutiert. Aufgezeigt
werden Probleme einer stark subjektivierten
Betrachtung sowie die Notwendigkeit, durch
partizipative und demokratische Ansätze orga-
nisationale Strukturen zu schaffen, die gerech-
te Handlungsweisen und ein gerechtigkeitsbe-
wusstes soziales Klima ermöglichen.

2.1 Organisationale Gerechtigkeit
als subjektiveWahrnehmung

So begründungs-, erklärungs- und interpretati-
onsbedürftig der Gerechtigkeitsbegriff ist, so
unstrittig ist auch, dass es sich bei Gerech-
tigkeit um einen der fundamentalsten Grund-
sätze zwischenmenschlicher Interaktion und
sozialer Organisation handelt (z. B. Goppel
et al. 2016). Gerechtigkeit beinhaltet über
die Anwendung von Recht im Sinne gesetz-
licher Normen hinaus Prinzipien der Gleich-
behandlung und Unparteilichkeit, der Ausge-
wogenheit, Beeinflussbarkeit, des Interessen-
ausgleichs sowie der ethisch-moralischen Be-
gründung von Entscheidungen (z. B. Fortin
2008). Zentrales Charakteristikum der arbeits-
und organisationspsychologischen Gerechtig-
keitsforschung ist die „Subjektivierung“ des
Gerechtigkeitskonzepts, im Sinne der Konzep-
tualisierung als individuelles Erleben bzw. sub-
jektive Wahrnehmung oder individuelle Ver-

antwortung (z. B. Moldaschl und Voß 2002).
So stellen etwa Maier et al. (2007, S. 97)
klar: „Wenn wir im Folgenden von organisa-
tionaler Gerechtigkeit sprechen, ist damit in
diesem Sinn immer die wahrgenommene Ge-
rechtigkeit gemeint.“. Durch Refokussierung
von sozialer Gerechtigkeit als einer mehr oder
weniger objektiven Kategorie hin zur wahr-
genommenen Gerechtigkeit als dem subjekti-
ven Fairnesserleben erübrigt sich (vermeintli-
cherweise) die Notwendigkeit einer unabhän-
gigen Evaluation von manifesten Bedingun-
gen und Strukturen, wie sie normalerweise
in der bedingungsbezogenen psychologischen
Arbeitsanalyse erfolgt (siehe Oesterreich et al.
2000). Außerdem wird die organisationale
Gerechtigkeit basierend auf mitarbeiterseiti-
gen Selbstauskünften mittels Fragebogenin-
strumenten zugänglich.

Gerecht ist im Sinne der operationalen
Definition von organisationaler Gerechtigkeit
das, was von den betroffenen Individuen als
„gerecht“ erlebt wird (Colquitt et al. 2001).
Angenommen wird, dass die wahrgenommene
Gerechtigkeit einerseits von objektiven Bedin-
gungen (z. B. Arbeitsorganisation, Beschäfti-
gungspraktiken, Managementstil, Personalent-
wicklung), andererseits aber auch maßgeb-
lich von individuellen Unterschieden und Ten-
denzen in der Wahrnehmung und Bewertung
(z. B. Bedürfnis nach Gerechtigkeit, internali-
sierte Beschäftigungsideologie) sowie Erfah-
rungen in der persönlichen Berufsbiographie
abhängt (z. B. erlebte und beobachtete Diskri-
minierung, organisationale Restrukturierung,
Arbeitsplatzverlust). In der Forschung liegt der
Schwerpunkt allerdings vorwiegend auf indivi-
duellen Voraussetzungen und psychologischen
Prozessen, im Vergleich zu strukturellen Kri-
terien und Arbeitsbedingungen. Beispielhaft
hierfür untersuchen Johnston et al. (2016), in-
wieweit der Glaube an eine gerechte Welt die
subjektive Bewertung von organisationaler Ge-
rechtigkeit „verbessert“ und somit zur Entste-
hung von Arbeitszufriedenheit beiträgt.

Die umfangreiche Forschung zur orga-
nisationalen Gerechtigkeit ist wiederholt im
Rahmen von Metaanalysen und Überblicks-
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arbeiten verdichtet dargestellt worden (z. B.
Cohen-Charash und Spector 2001; Colquitt
et al. 2001; Fortin 2008; Viswesvaran und
Ones 2002). Colquitt (2012) identifiziert drei
Trends: a) Ausdifferenzierung des Gerech-
tigkeitskonzepts in distributive, prozedura-
le, interpersonale, informationale Komponen-
ten; b) Fokussierung auf kognitive Bewer-
tungsprozesse und Reaktionen; c) Untersu-
chung von Gerechtigkeitswahrnehmungen vor-
wiegend als unabhängige Variablen zur Er-
klärung von einstellungs-, verhaltens- und
gesundheitsbezogenen Konstrukten (z. B. Ar-
beitszufriedenheit, Arbeitsleistung, psychische
Gesundheit). Im Gegenzug empfiehlt der Au-
tor eine stärkere Berücksichtigung allgemei-
ner bzw. aggregierter Gerechtigkeitswahrneh-
mungen, affektiver Prozesse und Reaktionen
sowie kontextbezogener und struktureller De-
terminanten. Insbesondere der Frage, unter
welchen Umständen organisationale Struktu-
ren und Praktiken als gerecht oder ungerecht
wahrgenommen werden, sei nicht ausreichend
Aufmerksamkeit gewidmet worden (Colquitt
2012). Somit kommt die organisationale Ge-
rechtigkeitsforschung quasi zum Grundpro-
blem der Subjektivierung des Konzepts zu-
rück, das letztendlich nicht die Notwendigkeit
aufhebt, objektive Bedingungen und struktu-
relle Kriterien für soziale Gerechtigkeit zu de-
finieren.

2.2 Dimensionen organisationaler
Gerechtigkeit

Der ursprüngliche Fokus auf die distributi-
ve (Verteilungs-)Gerechtigkeit wurde zunächst
um die prozedurale (Verfahrens-)Gerechtigkeit
erweitert. Distributive Gerechtigkeit bezieht
sich auf die Gleichgewichtstheorie („Equity
Theory“) von Adams (1965) und definiert sich
ursprünglich über das Verhältnis von geleis-
teter Arbeit (Stückzahl, Qualität) und effekti-
ver Entlohnung (Stück- bzw. Zeitlohn) relativ
zu sozialen Vergleichsgruppen (z. B. Kollegen,
andere Berufe). Später wurde eine erweiterte

und subjektivere Konzeptualisierung von eige-
nen Aufwendungen (z. B. persönlicher Einsatz,
Qualifikation, Erfahrung) und Erträgen (z. B.
Sozialleistungen, Arbeitsbedingungen, Aner-
kennung) angelegt. Während bei der distribu-
tiven Gerechtigkeit das Ergebnis (z. B. Vertei-
lung von Ressourcen) im Vordergrund steht,
betont prozedurale Gerechtigkeit die Einhal-
tung von Gerechtigkeitsprinzipien in organi-
sationalen Entscheidungsprozessen und Prak-
tiken. Prozedurale Gerechtigkeit leitet sich ur-
sprünglich von mitarbeiterseitigen Kontroll-
und Einflussmöglichkeiten auf von Managern
vorgenommene Entscheidungen ab. Sie weist
somit Überschneidungen zu Aspekten der or-
ganisationalen Partizipation auf (z. B. Weber
et al. 2008). Konkretisiert wird prozedura-
le Gerechtigkeit häufig mit Bezug auf sechs
von Leventhal (1980) aufgestellte Kriterien,
wonach organisationale Prozeduren: a) kon-
sistent (im Zeitverlauf und über verschiede-
ne Personen hinweg); b) unvoreingenommen
bzw. unbefangen (Vermeidung von Interes-
senkonflikten); c) sachkundig (auf korrekten
und vollständigen Informationen basierend);
d) anfechtbar (Einspruchsmöglichkeiten und
Korrekturmechanismen bei Fehlentscheidun-
gen); e) verantwortlich (im Sinne ethischer
und moralischer Standards); und f) partizipativ
(mitbestimmungsorientiert) sein sollen. Zen-
trales Kriterium prozeduraler Gerechtigkeit ist
somit, dass im Hinblick auf Entscheidungs-
prozesse und deren Ergebnisse den hiervon
betroffenen Individuen und Gruppen geeigne-
te Einspruchs-, Einfluss- und Mitgestaltungs-
möglichkeiten zur Verfügung stehen (Colquitt
et al. 2001). Im direkten Vergleich stellt sich
die prozedurale Gerechtigkeit in der Regel als
psychologisch bedeutsamer dar als die distri-
butive, was ein Primat von gerecht erlebten
Prozessen und Strukturen gegenüber der re-
sultierenden Verteilung von Ressourcen bzw.
den individuellen Aufwendungen und Erträgen
(relativ zu anderen) nahelegt (z. B. Cohen-Cha-
rash und Spector 2001). Gegenüber der stärker
auf soziale Beziehungen ausgerichteten pro-
zeduralen wird die distributive Gerechtigkeit
mit der transaktionalen bzw. instrumentellen
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Logik des ökonomischen Tauschs in Verbin-
dung gebracht (Colquitt et al. 2013). Aller-
dings wurden auch Synergieeffekte zwischen
beiden Formen im Hinblick auf die Mitar-
beitergesundheit berichtet (Tepper 2001). Als
spezifische Komponente prozeduraler Gerech-
tigkeit wurde die interaktionale (auch rela-
tionale oder beziehungsbezogene) Gerechtig-
keit identifiziert, die gerechte Behandlung in
der sozialen Interaktion mit Vorgesetzten be-
schreibt. Die Gerechtigkeitsforschung löst sich
somit (weiter) von organisationalen Strukturen
und nähert sich der Führungsforschung (Ka-
ram et al. 2019). Später wurde interaktionale
Gerechtigkeit weiter ausdifferenziert in die Di-
mensionen der interpersonalen und informa-
tionalen Gerechtigkeit (Colquitt 2001, 2012).
Erstere bezieht sich auf die Qualität der Inter-
aktion (z. B. Höflichkeit, Respekt, Wertschät-
zung), letztere auf das Informationsverhalten
der Vorgesetzten (z. B. Offenheit, Ehrlichkeit,
Erklärungen). Somit korrespondiert interak-
tionale Gerechtigkeit mit Kernkomponenten
partizipativer Führung. Zur Messung organisa-
tionaler Gerechtigkeit mittels Selbstauskünften
existiert eine Vielzahl von etablierten Skalen.
Ein Instrument, das die 4-faktorielle Struktur
von distributiver, prozeduraler, interpersona-
ler und informationaler Gerechtigkeit abbil-
det, wurde von Colquitt (2001) entwickelt;
eine deutschsprachige Version von Maier et al.
(2007) validiert.

2.3 Organisationale Gerechtigkeit
als soziales Klima

Symptomatisch für die Subjektivierung des
Gerechtigkeitskonzepts ist, dass sich ver-
gleichsweise wenig Forschung mit Unterschie-
den in der Bewertung von organisationaler
Gerechtigkeit durch Beschäftigtengruppen mit
unterschiedlichen Arbeitsbedingungen und so-
zialem Status befasst (z. B. Mitarbeiter vs.
Management; Kern- vs. Randbelegschaften;
permanent vs. temporär Beschäftigte). Einge-
hend untersucht wurden Gruppenunterschiede

jedoch im Hinblick auf das Gerechtigkeits-
klima („justice climate“; für einen Überblick
siehe: Whitman et al. 2012), wobei argu-
mentiert wurde, dass geteilte Gruppennormen
zur Gerechtigkeit durch Prozesse der sozia-
len Ansteckung („social contagion“) entste-
hen. Es wurde gezeigt, dass dem (prozeduralen
und distributiven) Gerechtigkeitsklima auf der
Gruppenebene (über die individuelle Gerech-
tigkeitswahrnehmung hinaus) ein zusätzlicher
Wert für die Prognose psychischer Mitarbeiter-
gesundheit zukommt (Spell und Arnold 2007).
Annahmen und Befunde zum Gerechtigkeits-
klima lassen sich auf das breiter angelegte
Konzept des soziomoralischen Klimas (Stre-
cker et al. 2020; Weber et al. 2008) übertra-
gen, das sich auf das Erleben von diskursiven,
partizipativen, wertschätzenden und unterstüt-
zenden organisationalen Strukturen und Prak-
tiken bezieht, die als sozialisatorisches Um-
feld für die Entwicklung von prosozialen, de-
mokratischen und moralischen Orientierungen
im Arbeitskontext gelten (Weber et al. 2008).
Komponenten des soziomoralischen Klimas
sind: (1) offener Umgang mit Konflikten; (2)
zuverlässig gewährte Wertschätzung und Un-
terstützung; (3) offene Kommunikation und
partizipative Kooperation; (4) vertrauensvolle
Zuweisung von Verantwortung entsprechend
den individuellen Fähigkeiten; (5) organisatio-
nale Rücksichtnahme auf den Einzelnen (Höge
undWeber 2018; siehe.Abb. 2.1). Diese fünf
Komponenten sind zwar analytisch trennbar,
hängen aber inhaltlich eng miteinander zusam-
men (weshalb sie, umgesetzt in die Subskalen
eines Fragebogens, auch hoch miteinander kor-
relieren und deshalb als Gesamtindex erfasst
werden). In diesen Dimensionen finden sich
prozedurale, interaktionale und informationa-
le Gerechtigkeitaspekte wieder. So sind Wert-
schätzung und Anerkennung in der Interakti-
on zwischen Vorgesetzten und Beschäftigten
sowie der Beschäftigten untereinander sowie
eine offene und transparente Kommunikation
zentrale Merkmale eines ausgeprägten sozio-
moralischen Klimas. Es konnte in mehreren
empirischen Untersuchungen gezeigt werden,
dass das soziomoralische Klima in Unterneh-
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Das soziomoralische Organisationsklima als Gerechtigkeitsklima

Fünf Komponenten

1. Offener Umgang mit Konflikten: 
Die Beschäftigten nehmen wahr, dass im Unternehmen bzw. der Organisation Konflikte

in der Regel offen angesprochen sowie konstruktiv und respektvoll ausgetragen 
werden. Es herrscht kein Klima des „Unter-den-Teppich-Kehrens“.

2. Zuverlässig gewährte Wertschätzung und Unterstützung: 
Es herrscht insgesamt ein Klima der Wertschätzung unter den Beschäftigten sowie 
zwischen Beschäftigten und Vorgesetzten. Der Respekt wird nicht von besonderen 

Leistungen abhängig gemacht, sondern konstant gewährt, selbst wenn jemand einen 
Fehler macht. Die Einzigartigkeit und Würde als Mensch wird zuverlässig anerkannt.

3. Offene Kommunikation und partizipative Kooperation: 
Die Beschäftigten haben die Möglichkeit bzw. werden sogar dazu ermutigt, basale 

Annahmen, Normen und Werte der Organisation zu hinterfragen und gemeinsam zu 
diskutieren. Der vorherrschende Modus des Treffens von Entscheidungen ist 

kooperativ und partizipativ.

4. Vertrauensvolle Zuweisung von Verantwortung:
Jedem Beschäftigten wird das Ausmaß an Verantwortung übertragen, das er oder sie 

vor dem Hintergrund der individuellen Fähigkeiten und Fertigkeiten zu übernehmen in 
der Lage ist. Es herrscht ein Klima des Vertrauens und des Zutrauens. Der oder die 

Einzelne wird weder unter- noch überfordert. Weder dominiert eine vertrauenslose 
strikte Kontrolle noch ein uninteressiertes Laissez-Faire.

5. Organisationale Rücksichtnahme:
 Verantwortungsträger innerhalb der Organisation sind bereit, die Perspektive der 

Organisationsmitglieder einzunehmen und berücksichtigen in ihren Entscheidungen 
und Handlungen die legitimen Bedürfnisse von Einzelnen, auch wenn sie gewohnte 

Routinen und herrschende Prinzipien in Frage stellen.

. Abb. 2.1 Komponenten eines soziomoralischen Organisationsklimas (basierend auf Höge und Weber 2018; Weber
et al. 2008)

men mit demokratischen Strukturen und sub-
stanziell vorhandener individueller Partizipa-
tion stärker ausgeprägt ist als in hierarchisch
strukturieren Unternehmen..Tab. 2.1 gibt ei-
nen Überblick über die Effektgrößen dieser
Studien. Daneben konnte auch die personale
Führung als wichtiger Einflussfaktor auf das
soziomoralische Klima identifiziert werden.
Insbesondere eine sogenannte dienende Füh-
rung („servant leadership“, vgl. van Dieren-
donk 2011) scheint hier positive Wirkungen zu
entfalten (Pircher Verdorfer et al. 2015). Wäh-
rend ein soziomoralisches Klima also notwen-
digerweise Gerechtigkeitsprinzipien umfasst,
ist ein Gerechtigkeitsklima ohne Bezug zu

ethischen und moralischen Normen und Wer-
ten ebenfalls kaum denkbar (z. B. Fortin 2008).

2.4 Organisationale Gerechtigkeit
und arbeitsbezogene
Gesundheit

Schwerpunkt der organisationalen Gerechtig-
keitsforschung ist die Untersuchung von Zu-
sammenhängen mit leistungsbezogenen Ein-
stellungen und Verhaltensweisen, insbesonde-
re Arbeitszufriedenheit, organisationale Bin-
dung („commitment“), Arbeitsleistung und



2

20 Kapitel 2 � Organisationale Gerechtigkeit, Demokratie, Subjektivierung und Gesundheit

. Tabelle 2.1 Zusammenhänge zwischen organisationaler Demokratie und dem soziomoralischen Klima

Indikator der or-
ganisationalen
Demokratie (OD)

Indikator des sozio-
moralischen Klimas
(SMK)

Stichprobe (N) Effektstärke Studie

Strukturell verankerte
OD (Typologie)

SMK-Screening-Frage-
bogen (16 Items): SMK
auf Ebene der Organisa-
tion

30 Betriebe (509 Ar-
beitende, verschiedene
Branchen, D, A, I)

˜2 D 0,479*** Weber et al.
2008

Individuell wahr-
genommene OD:
POPD-Fragebogen,
Langform (43 Items)

SMK-Screening-Fra-
gebogen (16 Items):
Individuell wahrgenom-
menes SMK

325 Arbeitende (aus
22 Betrieben, verschie-
dene Branchen, D, A, I)

Pearson
r D 0,47***

Weber et al.
2009

Strukturell verankerte
OD (Produktivge-
nossenschaftliche vs.
stark hierarchische
Unternehmensstruk-
tur)

SMK-Fragebogen,
Langform (42 Items):
Individuell wahrgenom-
menes SMK

285 Arbeitende (aus
10 italienischen/Süd-
tiroler Betrieben,
verschiedene Branchen)

Cohens
dD 1,15***

Pircher Verdor-
fer et al. 2013

Individuell wahr-
genommene OD:
POPD-Fragebogen,
Kurzform (12 Items)

SMK-Fragebogen, US-
amerikanische Adaption
(18 Items): Individuell
wahrgenommenes SMK

1.891 Arbeitende (aus
15 US-amerikanischen
Polizeibehörden in-
klusive solchen mit
Partizipationsprojekten)

Pearson
r D 0,52**

Wuestewald
2012

Indikator der or-
ganisationalen
Demokratie (OD)

Indikator des sozio-
moralischen Klimas
(SMK)

Stichprobe (N) Effektstärke Studie

Strukturell verankerte
OD (Typologie)

SMK-Screening-Frage-
bogen (16 Items): SMK
auf Ebene der Organisa-
tion

30 Betriebe (509 Ar-
beitende, verschiedene
Branchen, D, A, I)

˜2 D 0,479*** Weber et al.
2008

Individuell wahr-
genommene OD:
POPD-Fragebogen,
Langform (43 Items)

SMK-Screening-Fra-
gebogen (16 Items):
Individuell wahrgenom-
menes SMK

325 Arbeitende (aus
22 Betrieben, verschie-
dene Branchen, D, A, I)

Pearson
r D 0,47***

Weber et al.
2009

Strukturell verankerte
OD (Produktivge-
nossenschaftliche vs.
stark hierarchische
Unternehmensstruk-
tur)

SMK-Fragebogen,
Langform (42 Items):
Individuell wahrgenom-
menes SMK

285 Arbeitende (aus
10 italienischen/Süd-
tiroler Betrieben,
verschiedene Branchen)

Cohens
dD 1,15***

Pircher Verdor-
fer et al. 2013

Individuell wahr-
genommene OD:
POPD-Fragebogen,
Kurzform (12 Items)

SMK-Fragebogen, US-
amerikanische Adaption
(18 Items): Individuell
wahrgenommenes SMK

1.891 Arbeitende (aus
15 US-amerikanischen
Polizeibehörden in-
klusive solchen mit
Partizipationsprojekten)

Pearson
r D 0,52**

Wuestewald
2012

Anmerkung: POPD=Perceived Organizational Participation and Democracy; D=Deutschland, A=Österreich,
I = Italien; Signifikanzniveaus: **p < 0,01, ***p < 0,001.
Fehlzeiten-Report 2020

kontextbezogenes Leistungs- bzw. Extra-Rol-
lenverhalten („organizational citizenship be-
havior“; z. B. Cohen-Charash und Spector
2001; Colquitt et al. 2001, 2013; Fassina
et al. 2008). Dies unterstreicht den „performa-
tiven“ Charakter dieser Forschung: Gerechtig-
keit wird weniger als Wert an sich, sondern
vor allem unter instrumentellen Gesichtspunk-
ten im Kontext von für Kapitaleigner und
Manager vorteilhaften (bzw. zu vermeiden-
den) Mitarbeiterreaktionen als relevant ange-
sehen. Dennoch hat sich über den unmittel-
baren Leistungsbezug hinaus eine wichtige
Rolle erlebter Gerechtigkeit bzw. Ungerech-
tigkeit im Arbeitsleben auch für das Wohlbe-
finden und die psycho-physische Gesundheit
von Beschäftigten in vielen Untersuchungen
bestätigt (einen Überblick bieten Meier-Cred-
ner und Muschalla 2019). In einem systema-

tischen Review identifizieren Ndjaboué et al.
(2012) 11 Studien, die längsschnittliche Zu-
sammenhänge zwischen prozeduraler und in-
teraktionaler (bzw. relationaler) Gerechtigkeit
und Indikatoren für psychische Gesundheit
sowie krankheitsbedingten Arbeitsausfallzei-
ten berichten. Eine Metaanalyse über 83 Stu-
dien zu Zusammenhängen zwischen wahr-
genommener organisationaler Ungerechtigkeit
und diversen Aspekten von Mitarbeitergesund-
heit präsentieren Robbins et al. (2012). Ag-
gregiert über alle einbezogenen Formen von
(Un-)Gerechtigkeit fanden sich Zusammen-
hänge mittlerer Stärke mit negativen affektiven
Zuständen, Stresserleben und Burnout sowie
psychischer Gesundheit. Schwächere Zusam-
menhänge bestanden zu Indikatoren physi-
scher Gesundheit (klinische Diagnosen, Ge-
sundheitsparameter, somatische Beschwerden)
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und Fehlzeiten (Selbstauskünfte, organisatio-
nale Dokumentation). Insgesamt unterstützen
die Befunde die Annahme, dass kurz- und
mittelfristige Zustände, wie negative affekti-
ve Reaktionen und psychische Beanspruchung,
zwischen erlebter organisationaler Ungerech-
tigkeit und längerfristigen psychosomatischen
und klinisch relevanten gesundheitlichen Ein-
schränkungen sowie Arbeitsunfähigkeitszeiten
kausal oder zumindest im zeitlichen Verlauf
vermitteln (vgl. Manville et al. 2016; Ndjaboué
et al. 2012). Die stärker ausgeprägten Effek-
te waren mit Verstößen gegen die prozedurale
und interaktionale gegenüber der gesundheit-
lich weniger relevanten distributiven Gerech-
tigkeit verbunden. Zusätzlichen varianzanaly-
tischen Erklärungswert zeigte der wahrgenom-
mene Bruch bzw. die Nichterfüllung des „psy-
chologischen Vertrages“ (Robbins et al. 2012).

Weiterhin Erwähnung finden sollten neue-
re Einzelstudien, wie etwa eine Untersuchung
von Peutere et al. (2019), zu Effekten erleb-
ter interaktionaler (relationaler) Gerechtigkeit
auf Langzeit-Erkrankungen in den folgenden
drei Jahren, auf Basis des „Finnish Quality
of Work Life Survey“, kombiniert mit Daten
des Sozialversicherungsträgers unter Berück-
sichtigung organisationaler Rahmenbedingun-
gen (finanzielle Situation). Eine mediierende
(vermittelnde) Rolle prozeduraler Gerechtig-
keit zwischen Arbeitsplatzunsicherheit und de-
pressiven Symptomen sowie Schlafstörungen
demonstrieren Bernhard-Oettel et al. (2019).
Weitere Studien weisen auf eine moderierende
(puffernde) Wirkung zwischen negativen Er-
eignissen innerhalb (Gewalt am Arbeitsplatz)
und außerhalb (schwere Erkrankung, Erkran-
kung von Angehörigen) der Arbeitssphäre und
depressiven Symptomen bzw. Arbeitsausfall-
zeiten hin (Andersen et al. 2019; Elovainio
et al. 2010). Insgesamt konnten direkte und
indirekte Zusammenhänge zwischen organisa-
tionaler Gerechtigkeit und Mitarbeitergesund-
heit anhand einer breiten Palette von Indi-
katoren, in heterogenen Stichproben und mit
teilweise methodologisch anspruchsvollen Un-
tersuchungsdesigns demonstriert und repliziert
werden.

2.5 Erweiterte Betrachtung
organisationaler Gerechtigkeit

Gegenüber herkömmlichen Konzeptualisie-
rungen organisationaler Gerechtigkeit betont
die psychologische Kontrakttheorie mangeln-
de organisationale Reziprozität in Bezug auf
Sachverhalte oder Ressourcen, bei denen die
betreffenden Individuen davon überzeugt sind,
dass diese ihnen als Gegenleistung für die eige-
nen Beiträge in Aussicht gestellt bzw. zugesagt
wurden (z. B. Entwicklungsmöglichkeiten, Ar-
beitsplatzsicherheit; Tekleab et al. 2005). Der
von Robbins et al. (2012) erweiterte Gerechtig-
keitsbegriff verdeutlicht das Spektrum an Kon-
strukten und Befunden, die für Zusammenhän-
ge zwischen Gerechtigkeit und arbeitsbezoge-
nem Wohlbefinden und Gesundheit relevant
sind. Neben den Ergebnissen zu einstellungs-,
verhaltens- und befindensbezogenen Auswir-
kungen von erlebten Brüchen des psychologi-
schen Vertrages beinhaltet dies die Forschung
zum sozialen Tausch in Beschäftigungsverhält-
nissen (z. B. Colquitt et al. 2013). Ebenfalls
im Sinne der Gerechtigkeitstheorie interpre-
tierbar (vgl. Ndjaboué et al. 2012) ist die aus
der Medizinsoziologie stammende Gratifika-
tionskrisentheorie („Effort-Reward Imbalance
Model“) von Siegrist. Diese wurde imHinblick
auf subjektive (z. B. Stresserleben, depressi-
ve Symptome) und objektive Gesundheitspara-
meter (z. B. Herz-Kreislauferkrankungen, ärzt-
liche Diagnosen, Krankheitszeiten) ausgiebig
überprüft und validiert (vgl. Kivimäki et al.
2007; Van Vegchel et al. 2005). Arbeitsstress
sowie längerfristige psychische und physi-
sche Gesundheitsbeeinträchtigungen entstehen
demnach als Folge erlebter Ungleichgewich-
te zwischen eigenen arbeitsbezogenen Beiträ-
gen und Anstrengungen (z. B. Arbeitsleistung,
Qualifikation, Loyalität) und den erhaltenen
organisationsseitigen Belohnungen und Aner-
kennungen (z. B. Gehalt, Wertschätzung, Si-
cherheit). Auch in der Forschung zum Burn-
out-Syndrom erwies sich erlebte mangelnde
Reziprozität als zentraler Prädiktor (vgl. Hal-
besleben und Buckley 2004).
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2.6 Organisationale Gerechtigkeit
und Individualisierung

Die mit Flexibilisierung und Deregulierung
von Arbeit zunehmende Individualisierung
von Arbeitsbedingungen schafft Variabilität
innerhalb vormals homogener Beschäftigten-
gruppen (z. B. Beruf, Funktion, Position) und
eröffnet neue Dimensionen in der Subjek-
tivierung von Gerechtigkeit. Mit der Beto-
nung des proaktiven Arbeitsverhaltens geht
das gegenwärtige Paradigma der psychologi-
schen Organisationsforschung davon aus, dass
den einzelnen arbeitenden Individuen eine zen-
trale Rolle in der Gestaltung ihrer eigenen
Arbeitsbedingungen zukommt (Thomas et al.
2010). Dieser Annahme wird in den Kon-
strukten der Selbstausgestaltung von Arbeit
(„job crafting“) und der individuellen Aus-
handlung von Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen („idiosyncratic deals“) Rechnung
getragen (Moldaschl und Voß 2002). Beispiels-
weise wurde in einer Studie zu den kontext-
bezogenen Determinanten von positiven mit-
arbeiterseitigen Einstellungen in Bezug auf
individuelle Aushandlung als faire Manage-
mentpraktik gezeigt, dass die soziale Akzep-
tanz derartiger personenspezifischer Regelun-
gen insgesamt höher ausfällt, wenn diese zur
Kompensation von Ungleichgewichten in der
distributiven Gerechtigkeit dienen, möglichst
breiten Beschäftigtengruppen offen stehen und
unter Berücksichtigung von Kriterien prozedu-
raler Gerechtigkeit getroffen werden (Hornung
et al. 2016). Ein Kernergebnis der besagten
Studie ist in .Abb. 2.2 dargestellt. Dabei
handelt es sich um die statistische Interaktion
(d. h. das Zusammenwirken) zwischen der Ver-
breitung individueller Aushandlung und der
prozeduralen Gerechtigkeit im gegenwärtigen
Arbeitsverhältnis zur Erklärung der erlebten
Fairness personalisierter Arbeitsbedingungen
im Allgemeinen. Aufbauend auf diesen und
anderen empirischen Ergebnissen entwickeln
Hornung und Höge (2019) ein Modell ge-
rechtigkeitsbezogener Voraussetzungen einer
mitarbeiterorientierten Umsetzung personali-
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. Abb. 2.2 Zusammenwirken der Verbreitung von indi-
viduellen Aushandlungen und der prozeduralen organisa-
tionalen Gerechtigkeit auf die verallgemeinerte Bewertung
individueller Aushandlungen als gerechter Management-
praktik (basierend auf Hornung et al. 2016)

sierter Arbeitsbedingungen, das auf der Gegen-
überstellung von humanistischen und neolibe-
ralen Organisationsprinzipien basiert. Zentrale
Aspekte der Gegenüberstellung und Abgren-
zung sind .Tab. 2.2 zu entnehmen.

Eine neue Qualität der Subjektivierung
von organisationaler Gerechtigkeit zeigt sich
in Forschungsarbeiten, die mitarbeiterseitige
Voraussetzungen einer gerechten Behandlung
durch die Organisation thematisieren. Tatsäch-
lich präsentieren Scott et al. (2007) eine Studie,
in der das Charisma der Mitarbeiter als Prädi-
kator für die Einhaltung von Kriterien inter-
personeller (und informationaler) Gerechtig-
keit seitens ihrer Vorgesetzten untersucht wird.
Einer ähnlichen Argumentation folgt eine Un-
tersuchung von Zusammenhängen zwischen
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. Tabelle 2.2 Humanistische und neoliberale Organisationsprinzipien individualisierter Ar-
beitsbedingungen als mitarbeiterorientierte Managementpraktik oder arbeitspolitische Machttaktik
(basierend auf Hornung und Höge 2019)

Idealtypus individueller Aushandlung
als mitarbeiterorientierteManagementpraktik
Orientiert an humanistischen Idealen von Individuati-
on, Solidarität und Emanzipation

Antitypus individueller Aushandlung
als arbeitspolitische Machttaktik
Orientiert an neoliberalen Ideologien von Individualis-
mus, Wettbewerb und Instrumentalität

Ausrichtung auf Humanisierungsziele
Transformation von technokratischen Organisati-
onsstrukturen zu personalisierten Arbeitsformen und
Entwicklungsmöglichkeiten

Ausrichtung auf Rationalisierungsziele
Erhöhung von organisationaler Effektivität und Effizienz
bzw. Verbesserung der Kostenstruktur von Personalpro-
zessen

Primat prozeduraler Gerechtigkeit
Transparente, konsistente, ethisch-moralische und
partizipative Prozesse für die Autorisierung personali-
sierter Arbeitsbedingungen

Primat distributiver Gerechtigkeit
Gleichwertige Verteilung bzw. Zuweisung von Res-
sourcen relativ zu formalen Verantwortlichkeiten und
Leistungsideologien

Vergabe nach Bedürfnisprinzip
Berücksichtigung von und Eingehen auf individuell
unterschiedliche Bedürfnisse, Präferenzen und Le-
benssituationen der Mitarbeiterschaft

Vergabe nach Leistungsprinzip
Reaktion auf arbeitsmarktliche Verhandlungsposition un-
ter Berücksichtigung von sozialem Status, Qualifikation
und Arbeitsleistung

Relationale und partikulare Ressourcen
Betonung des immateriell-abstrakten Nutzens und der
persönlichen Bedeutung verhandelter Sachverhalte
(z. B. Entwicklungsmöglichkeiten)

Transaktionale und universelle Ressourcen
Betonung der materiell-konkreten Werte und ökono-
mischen Basis des Beschäftigungsverhältnisses (z. B.
Entlohnungskomponenten)

Egalitärer und inklusiver Ansatz
Möglichst weiten Teilen der Mitarbeiterschaft offen-
stehende Möglichkeiten zur individuellen Anpassung
von Arbeitsbedingungen

Elitärer und exklusiver Ansatz
Bevorzugte Behandlung und zusätzliche Privilegien für
hochqualifizierte strategisch wichtige Kernmitarbeiter in
Schlüsselpositionen

Supplement zu kollektiven Personalpraktiken
Nutzung zur individuellen Anpassung von sozial-
verantwortlich und mitarbeiterorientiert gestalteten
Personalmanagementsystemen

Substitut für kollektive Personalpraktiken
Nutzung als Ersatz für kollektiv ausgehandelte Verein-
barungen, verbindliche Regelungen und formalisierte
Personalpraktiken

Idealtypus individueller Aushandlung
als mitarbeiterorientierteManagementpraktik
Orientiert an humanistischen Idealen von Individuati-
on, Solidarität und Emanzipation

Antitypus individueller Aushandlung
als arbeitspolitische Machttaktik
Orientiert an neoliberalen Ideologien von Individualis-
mus, Wettbewerb und Instrumentalität

Ausrichtung auf Humanisierungsziele
Transformation von technokratischen Organisati-
onsstrukturen zu personalisierten Arbeitsformen und
Entwicklungsmöglichkeiten

Ausrichtung auf Rationalisierungsziele
Erhöhung von organisationaler Effektivität und Effizienz
bzw. Verbesserung der Kostenstruktur von Personalpro-
zessen

Primat prozeduraler Gerechtigkeit
Transparente, konsistente, ethisch-moralische und
partizipative Prozesse für die Autorisierung personali-
sierter Arbeitsbedingungen

Primat distributiver Gerechtigkeit
Gleichwertige Verteilung bzw. Zuweisung von Res-
sourcen relativ zu formalen Verantwortlichkeiten und
Leistungsideologien

Vergabe nach Bedürfnisprinzip
Berücksichtigung von und Eingehen auf individuell
unterschiedliche Bedürfnisse, Präferenzen und Le-
benssituationen der Mitarbeiterschaft

Vergabe nach Leistungsprinzip
Reaktion auf arbeitsmarktliche Verhandlungsposition un-
ter Berücksichtigung von sozialem Status, Qualifikation
und Arbeitsleistung

Relationale und partikulare Ressourcen
Betonung des immateriell-abstrakten Nutzens und der
persönlichen Bedeutung verhandelter Sachverhalte
(z. B. Entwicklungsmöglichkeiten)

Transaktionale und universelle Ressourcen
Betonung der materiell-konkreten Werte und ökono-
mischen Basis des Beschäftigungsverhältnisses (z. B.
Entlohnungskomponenten)

Egalitärer und inklusiver Ansatz
Möglichst weiten Teilen der Mitarbeiterschaft offen-
stehende Möglichkeiten zur individuellen Anpassung
von Arbeitsbedingungen

Elitärer und exklusiver Ansatz
Bevorzugte Behandlung und zusätzliche Privilegien für
hochqualifizierte strategisch wichtige Kernmitarbeiter in
Schlüsselpositionen

Supplement zu kollektiven Personalpraktiken
Nutzung zur individuellen Anpassung von sozial-
verantwortlich und mitarbeiterorientiert gestalteten
Personalmanagementsystemen

Substitut für kollektive Personalpraktiken
Nutzung als Ersatz für kollektiv ausgehandelte Verein-
barungen, verbindliche Regelungen und formalisierte
Personalpraktiken
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mitarbeiterseitigen Persönlichkeitseigenschaf-
ten (Gewissenhaftigkeit, soziale Verträglich-
keit) und der Anwendung von Gerechtigkeits-
regeln durch deren Vorgesetzte (Huang et al.
2017). Vielversprechender als diese Versuche,
Ursachen für gerechte Behandlung bei den
betroffenen Individuen zu verorten und da-
mit Gefahr zu laufen, ungerechte betriebliche
Handlungspraktiken zu psychologisieren und
zu verharmlosen, wie es in Studien zur sekun-
dären Viktimisierung untersucht wird (Coreia
und Vala 2003), scheint der Ansatz eines
umfassenden Modells der Ausübung organi-

sationaler Gerechtigkeit („organizational jus-
tice enactment“). Dieses bezieht individuelle,
kontextbezogene und strukturelle Einflussfak-
toren auf gerechtes Verhalten organisationaler
Entscheidungsträger ein (Graso et al. 2019).
Die Tendenz, organisationale Gerechtigkeit zu
subjektivieren, entspricht Entwicklungen in
angrenzenden Forschungsgebieten der ange-
wandten Psychologie und muss kritisch reflek-
tiert und problematisiert werden (siehe Blan-
chet et al. 2013). So wird etwa die Weigerung
von Verantwortungsträgern, für mitarbeiterori-
entierte, sozial verantwortliche und förderliche
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Beschäftigungspraktiken zu sorgen, in erhöhte
Anforderungen an die Mitarbeiter hinsichtlich
einer Proaktivität zur Verbesserung der eige-
nen Arbeitsbedingungen umdefiniert (Bal und
Hornung 2019). Ähnliches gilt für die Forde-
rung nach mitarbeiterseitiger Adaptivität und
Resilienz im Hinblick auf beschleunigte orga-
nisationale Veränderungsprozesse und eskalie-
rende bzw. sich neu konfigurierende Arbeits-
belastungen. Dies verdeutlicht die Forschung
zur „Beschäftigungsfähigkeit“ („employabili-
ty“), in der die Verantwortung im Umgang
mit Arbeitsplatzunsicherheit und Qualifizie-
rungserfordernissen von der Unternehmenslei-
tung auf die individuellen Mitarbeiter verlagert
wird. Wie absurd diese Betrachtungsweise ist,
zeigt die paradoxe Analogie der „Gerechtig-
keitsfähigkeit“, auf welche die Forschung zu
mitarbeiterseitigen Voraussetzungen gerechter
Behandlung durch die Organisationsvertreter
(d. h. Vorgesetzte, Management) hinausläuft.
Insgesamt zeigt die beschriebene Entwicklung
die Problematik einer stark subjektivierten Be-
trachtung auf. Organisationale Gerechtigkeit
liegt eben nicht ausschließlich im Auge des
Betrachters oder ist gar eine organisationssei-
tige Reaktion auf bestimmte mitarbeiterseiti-
ge Eigenschaften, sondern bleibt an struktu-
relle Sachverhalte gebunden (z. B. Regelun-
gen, Prozeduren). Sie muss sich an objektiv
bestimmbaren Kriterien messen lassen (z. B.
Mitbestimmung, Diskriminierung). Partizipa-
tive und demokratische Ansätze sind aus dieser
Sicht notwendig, um Strukturen zu schaffen, in
denen sich unternehmensweit gerechte Hand-
lungsweisen entwickeln können, die wiederum
in Zusammenhang mit Indikatoren des psycho-
sozialen Wohlbefindens und der Gesundheit
der Mitarbeiter stehen.

2.7 Organisationale Demokratie
und organisationale
Gerechtigkeit

Die Partizipation von Beschäftigten an betrieb-
lichen Entscheidungen wurde früh als wichti-

ger Prädiktor insbesondere für die Wahrneh-
mung prozeduraler Gerechtigkeit identifiziert
(Greenberg und Folger 1983). Unter Parti-
zipation wird hier in erster Linie die Be-
teiligung an operationalen, d. h. arbeitsplatz-
nahen, Entscheidungen verstanden, nicht an
taktischen oder gar strategischen Entscheidun-
gen auf der Unternehmensebene (Weber 1999).
Dabei zeigt sich die „Führungsfixierung“ der
gegenwärtigen Arbeits- und Organisationspsy-
chologie bzw. Forschung zu „Organizational
Behavior“ (Alvesson und Kärremann 2016)
darin, dass Partizipationsmöglichkeiten vor al-
lem als Ausdruck des Verhaltens der Führungs-
kräfte bzw. als Managementtechnik betrachtet
werden und weniger als formal und strukturell
verankerte demokratische Rechte von Beschäf-
tigten. Im Folgenden wird argumentiert, dass
organisationale Demokratie die Gerechtigkeit
in Unternehmen wirksam fördern kann. Damit
wird ein stärker bedingungsbezogener und we-
niger personen- bzw. wahrnehmungsbezogener
Blick auf organisationale Gerechtigkeit mög-
lich.

Im Unterschied zu bloßer Partizipation be-
zeichnet organisationale Demokratie eine kon-
tinuierliche, breit angelegte und institutiona-
lisierte Mitarbeiterbeteiligung, die nicht nur
ad hoc oder gelegentlich gewährt wird, son-
dern strukturell im Unternehmen verankert ist.
Kodifizierte Regeln und Gremien ermöglichen
es den Beschäftigten, nicht nur auf arbeits-
platznahe operative Entscheidungen, sondern
auch auf taktische und strategische Unter-
nehmensentscheidungen (z. B. Vorgesetzten-
wahlen, Budgetplanung und Unternehmens-
umstrukturierungen) durch direkte oder reprä-
sentative Mitbestimmungsprozeduren Einfluss
zu nehmen (Schophaus 2019; Weber 1999;
Weber et al. 2009, 2020). Häufig sind in de-
mokratischen Unternehmen die Beschäftigten
(oder zumindest ein Großteil) auch Eigentü-
mer des Unternehmens. Dies ist jedoch nicht
zwingend erforderlich. Demokratische Unter-
nehmen können sehr unterschiedliche Organi-
sations- bzw. Rechtsformen aufweisen. Weber
et al. (2008) sowie Unterrainer et al. (2011)
entwickelten eine Unternehmenstypologie von
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acht bzw. zehn Unternehmenstypen mit un-
terschiedlicher Ausprägung organisationaler
Demokratie (z. B. hierarchisch strukturierte
Unternehmen, Großunternehmen mit paritäti-
scher Mitbestimmung, demokratische Partner-
schaftsunternehmen, demokratische Reform-
unternehmen, demokratische Produktivgenos-
senschaften, selbstverwaltete basisdemokrati-
sche Belegschaftsunternehmen). Auch wenn
sie ein Nischendasein in der aktuellen kapi-
talistischen Wirtschaft führen, gibt es mehr
demokratische Unternehmen als man landläu-
fig vermuten würde. Beispielsweise umfasste
das European Committee of Worker and So-
cial Cooperatives im Jahr 2017 ca. 50.000
Unternehmen mit ca. 1,3Mio. Beschäftigten
(7 http://www.cecop.coop/). Für das Jahr 2015
berichtet das National Center for Employee
Ownership von ca. 6.600 sogenannten ESOP-
Unternehmen mit mehr als 10Mio. Beschäf-
tigten in den USA. Bei den meisten demo-
kratischen Unternehmen handelt es sich um
KMUs. Es gibt aber auch bekannte Großun-
ternehmenmit demokratischen Entscheidungs-
strukturen, wie das spanische Produktivgenos-
senschaftsnetzwerk Mondragon CC (Misch-
konzern) mit ca. 81.000 Beschäftigten oder
das britische Einzelhandelsunternehmen John
Lewis Partnership PLC mit ca. 83.000 Be-
schäftigten (vgl.7www.johnlewispartnership.
co.uk; 7www.mondragon-corporation.com).

Auch wenn aus allgemeiner gerechtigkeits-
und demokratiephilosophischer Sicht demo-
kratische Entscheidungsstrukturen allein Ge-
rechtigkeit nicht garantieren können, gelten
demokratische Strukturen als Voraussetzung,
dass Gerechtigkeit im Sinne der Kant’schen
Moraltheorie und der Diskursethik in Organi-
sationen praktiziert wird (vgl. z. B. Habermas
1992; Rawls 1971). Dies trifft deshalb zu,
weil demokratische Strukturen die Akzeptanz
von prinzipiell gleichwertigen Interessen und
Rechten aller Beteiligten widerspiegeln. De-
mokratische Strukturen erfordern explizite Re-
gularien und Prozeduren, die diese prinzipiell
gleichwertigen Rechte sichern und quasi „ein-
klagbar“ machen. Auch bezogen auf das Wirt-
schaftsleben ermöglichen demokratische Un-

ternehmen offenere, willkür- und herrschafts-
freiere und somit gerechtere Diskurse (Haber-
mas 1981) sowie einen als gerechter erleb-
ten Interessenausgleich, weil regelmäßig statt-
findende Foren für direkte Demokratie (z. B.
Vollversammlungen) bzw. für repräsentative
Mitbestimmung (z. B. gewählte Wirtschafts-
ausschüsse) existieren. In diesen demokrati-
schen Foren können Organisationsmitglieder
über Aspekte ihres Arbeitsalltags, ihrer be-
ruflichen Zukunft oder das Wohlbefinden von
mittelbar Betroffenen (z. B. Familienangehö-
rige, Beschäftigte in Zulieferfirmen) beraten,
Vorschläge formulieren oder mitentscheiden.
Wirtschaftliche, soziale und individuelle Pro-
bleme können gemeinsam diskutiert, Lösungs-
vorschläge entwickelt und für alle akzepta-
ble Entscheidungen getroffen werden. Letzte-
res wird zwar nicht immer gelingen, jedoch
begünstigen solche demokratischen Praktiken,
dass sich in solchen Fällen ein Betriebsklima
entwickelt, das die Beteiligten als offen für ih-
re Belange und als gerecht erleben.

Bisher liegen leider nur relativ wenige
Studien vor, die explizit den Zusammenhang
zwischen organisationaler Demokratie und or-
ganisationaler Gerechtigkeit empirisch unter-
suchen. Die vorliegenden Ergebnisse deuten
jedoch auf einen erwartungsgemäß positiven
Zusammenhang hin. So nahm in einer qualita-
tiven Studie in einer walisischen Kohlenmine,
die von einer konventionellen Organisations-
form in eine demokratische Genossenschaft
in Belegschaftseigentum transformiert wurde,
das Erleben von prozeduraler Gerechtigkeit zu
(Hoffmann 2001). In einer quantitativen Stu-
die von Schmid (2009) konnte in einer Stich-
probe bestehend aus N = 418 Beschäftigten
aus Unternehmen in Österreich, Süddeutsch-
land und Nord-Italien (Südtirol) in demokra-
tisch strukturierten Unternehmen eine höhe-
re Ausprägung der prozeduralen Gerechtigkeit
identifiziert werden als in den konventionell-
hierarchischen Unternehmen. Organisationa-
le Demokratie scheint sich jedoch auch auf
Aspekte der distributiven Gerechtigkeit aus-
zuwirken. In einem internationalen Literatur-
überblick belegt Pérotin (2016), dass in de-
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mokratischen Produktivgenossenschaften die
Gehaltspreizung geringer ist als in vergleich-
baren konventionell hierarchischen Unterneh-
men. Weber (1999) führt aus, dass eines der
Ziele organisationaler Demokratie eine höhere
Verteilungsgerechtigkeit auf gesellschaftlicher
Ebene ist. Die ist insbesondere der Fall, wenn
organisationale Demokratie eine Mit-Eigentü-
merschaft von Beschäftigten am Unternehmen
einschließt.

2.8 Schlussbemerkung:
Gerechtigkeit und Demokratie
sind zwei Seiten derselben
Medaille

Die zentrale Rolle von Gerechtigkeit für
menschliche Beziehungen und soziale Organi-
sation zeigt sich in umfangreicher Forschung,
die hier schlaglichtartig dargestellt wurde. Kri-
tisch zu sehen ist die Subjektivierung des Ge-
rechtigkeitskonzepts, die den Blick von „ob-
jektiven“ strukturellen organisationalen Be-
dingungen für soziale Gerechtigkeit hin zu
„subjektiven“ normativ überformten psychi-
schen Prozessen auf individueller Ebene lenkt.
Die interkulturelle Forschung zum psychologi-
schen Kontrakt beispielsweise zeigt aber, dass
auch extrem ungleichgewichtige Austausch-
beziehungen als gerecht erlebt werden, so-
fern dies von gesellschaftlichen Normen legiti-
miert, psychologisch „rationalisiert“ und somit
(im wörtlichen Sinne) „gerechtfertigt“ wird
(Hornung und Rousseau 2012). Die „norma-
tive Kraft des Faktischen“ darf nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass Gerechtigkeit keine
rein subjektive Kategorie, sondern an objek-
tive Bedingungen geknüpft ist. Die histori-
sche Ausweitung des Gerechtigkeitsbewusst-
seins auf zunächst ausgenommene, entrechtete
Gruppen (z. B. Sklaven, Frauen, Arme) ver-
deutlicht dies. Auch heute mangelt es nicht
an Versuchen, soziale Ungerechtigkeit zu ver-
klären, zu relativieren und als unabänderlich
zu naturalisieren, wofür (auf gesellschaftlicher
wie organisationaler Ebene) ökonomistische

und biologistische Rechtfertigungslogiken die-
nen (individuelle Fähigkeiten, Leistungsethos,
Marktgesetze etc.; Jost 2019; Rudman und
Saud 2020). Per Definition basieren hierarchi-
sche Organisationen auf Über- und Unterord-
nungsbeziehungen, Machtgefälle und entspre-
chender Ungleichbehandlung. Es kann argu-
mentiert werden, dass demokratische Struktu-
ren und Praktiken kein absoluter Garant für
organisationale Gerechtigkeit sind. So bele-
gen einige Studien, dass auch in demokrati-
schen Unternehmen eine Diskriminierung von
Minderheiten vorkommen kann (z. B. Rus-
sell 1984; Sobering 2016). Noch viel weniger
ist allerdings davon auszugehen, dass soziale
Gerechtigkeit im Rahmen hierarchischer Ent-
scheidungs-, Organisations- und Machtstruk-
turen entsteht (z. B. Adler und Borys 1996;
Gould 2020). Entsprechend der Ableitung des
Konzepts der prozeduralen Gerechtigkeit von
mitarbeiterseitigen Einfluss- und Mitbestim-
mungsmöglichkeiten bleibt vielmehr zwin-
gend zu schlussfolgern, dass umfassende Ge-
rechtigkeit ohne organisationale Demokratie
theoretisch wie praktisch unmöglich ist. Aus
dieser Sicht sind organisationale Gerechtigkeit
und organisationale Demokratie zwei Seiten
einer Medaille, deren Verleihung noch aussteht
– der Humanisierung des Arbeitslebens.
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2Zusammenfassung

Sozioökonomische Ungleichheiten sind in
Deutschland nach wie vor mit einer unglei-
chen Verteilung von Gesundheit und Krank-
heit verbunden. Männer und Frauen, die über
höhere Einkommen verfügen, haben eine hö-
here Lebenserwartung als diejenigen niedri-
gerer Einkommensgruppen. Bezogen auf den
beruflichen Status zeigt sich, dass Männer
und Frauen aus niedrigen Berufsstatusgruppen
ihren Gesundheitszustand deutlich schlechter
einschätzen, häufiger Anzeichen einer depres-
siven Symptomatik berichten und häufiger rau-
chen als Mitglieder höherer Berufsstatusgrup-
pen. Daneben schätzen Erwerbstätige in nied-
rigen beruflichen Positionen ihre Arbeit deut-
lich häufiger als stark gesundheitsgefährdend
ein.

Analysen auf regionaler Ebene zeigen au-
ßerdem, dass die Anteile Beschäftigter, die
starke Belastungen durch die Arbeit berichten,
in Bundesländern mit ausgeprägter sozioöko-
nomischer Deprivation höher ausfallen. Die
vorgestellten Studienergebnisse und exempla-
rischen Analysen unterstreichen die Schlüs-
selrolle ungleich verteilter Arbeitsbelastungen
für das Verständnis gesundheitlicher Ungleich-
heit. Der Beitrag verweist auf die Notwendig-
keit spezifischer arbeits- und berufsbezogener
Maßnahmen der Prävention und Gesundheits-
förderung zur Verringerung gesundheitlicher
Ungleichheit.

3.1 Einleitung

Angesichts niedriger Arbeitslosenquoten, ho-
her Beschäftigungszahlen und eines stabi-
len Wirtschaftswachstums in den letzten Jah-
ren ließe sich für die gesellschaftliche Lage
Deutschlands ein positives Bild zeichnen. Be-
trachtet man andererseits die Verteilung von
Einkommen und Vermögen über diesen Zeit-
raum, ist festzustellen, dass nur die Haushalte,
die zu der Hälfte mit höheren Einkommen
zählen, von der stabilen Wirtschaftslage profi-
tiert haben und die ohnehin stark ausgeprägten

Ungleichheiten in der Einkommens- und Ver-
mögensverteilung dagegen noch zugenommen
haben. Die Realeinkommen der unteren Ein-
kommensgruppen haben stagniert und die Ar-
mutsquote ist konstant geblieben (Grabka et al.
2019). Vor dem Hintergrund der aktuellen ge-
sellschaftspolitischen Herausforderungen des
demografischen Wandels, der Zuwanderung
aus Krisengebieten und der Umstellung auf ei-
ne digitalisierte und klimagerechte Wirtschaft
sind weitere gesellschaftliche Polarisierungs-
tendenzen und zum Teil auch neue soziale
Ungleichheiten zu befürchten.

Die beschriebenen sozialen Ungleichheiten
spiegeln sich in der Gesundheit und Lebens-
erwartung der Bevölkerung wider. Inzwischen
zeigt eine große Zahl von Studien, dass Perso-
nen mit niedrigem sozialem Status, gemessen
zumeist anhand von Angaben zu Bildung, Be-
ruf und Einkommen (Lampert et al. 2013a),
häufiger von chronischen Krankheiten und Be-
schwerden betroffen sind, ihre eigene Gesund-
heit und gesundheitsbezogene Lebensqualität
schlechter einschätzen und ein erhöhtes vor-
zeitiges Sterberisiko aufweisen (Lampert et al.
2017; Richter und Hurrelmann 2016). Darü-
ber hinaus zeigen die Daten mit Blick auf
die vergangenen Jahrzehnte, dass sich die ge-
sundheitlichen Ungleichheiten nicht verringert
haben, sondern zum Teil eine Ausweitung zu
beobachten ist (European Commission 2013;
Lampert et al. 2018).

Bei der Entstehung dieser gesundheitlichen
Ungleichheiten kommt der Arbeitswelt große
Bedeutung zu. Physische und psychosoziale
Beanspruchungen bei der Arbeit stehen in ei-
nem engen Zusammenhang mit dem Auftreten
von Krankheiten und Beschwerden, Arbeits-
unfällen und Arbeitsunfähigkeit, krankheits-
bedingten Frühberentungen sowie einem er-
höhten Mortalitätsrisiko (Brussig und Schulz
2019; Dragano 2007; Dragano et al. 2016;
Kivimäki et al. 2012; Kroh et al. 2012; Loh-
mann-Haislah 2012; Rommel et al. 2016).
Wenngleich eine ausschließlich an der Ar-
beitswelt ansetzende Erklärung der Ungleich-
verteilung von Gesundheit und Krankheit zu
kurz greift, kann dennoch davon ausgegangen
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werden, dass die Korrelationen zwischen den
genannten arbeitsbezogenen Belastungen und
Risiken einerseits und dem beruflichen Sta-
tus andererseits erheblich zu deren Verständnis
beiträgt (Dragano et al. 2016; Lahelma et al.
2004).

Der vorliegende Beitrag gibt einen Über-
blick über sozialepidemiologische Befunde zu
gesundheitlichen Unterschieden entlang des
Berufsstatus. Als Ausgangspunkt werden zu-
nächst Unterschiede in der Mortalität nach
Einkommen dokumentiert und die Studienla-
ge zu berufsbezogenen Unterschieden in der
Lebenserwartung vorgestellt (7Abschn. 3.2).
In 7Abschn. 3.3 richtet sich der Fokus auf
den Zusammenhang zwischen dem berufli-
chen Status und dem selbstberichteten Ge-
sundheitszustand sowie ausgewählten belas-
tungsassoziierten Gesundheitsindikatoren. In
7Abschn. 3.4 wird die ungleiche Verteilung
von arbeitsbezogenen Belastungen exempla-
risch beschrieben. 7Abschn. 3.5 zeigt auf,
dass sich arbeitsbezogene Belastungen auch
auf regionaler Ebene ungleich verteilen und
dort mit sozioökonomischer Deprivation kor-
respondieren. Der Beitrag schließt mit einer
kurzen Diskussion der Implikationen der Be-
funde für die Gesundheitsforschung.

3.2 Soziale Ungleichheiten
in derMortalität und
Lebenserwartung

Ausgangspunkt der folgenden Analysen sozia-
ler Unterschiede gesundheitlicher Belastungen
entlang des beruflichen Status ist die Mor-
talität. Mortalität und Lebenserwartung gel-
ten als besonders einprägsame Indikatoren so-
zialer Ungleichheit, zu der die ganze Breite
gesundheitsbezogener Risiko- und Schutzfak-
toren beiträgt. Soziale Unterschiede in der
Lebenserwartung sind vor allem für das Ein-
kommen dokumentiert und zeigen mit jeder
höheren Einkommensgruppe höhere Lebens-
erwartungen (Kibele et al. 2013; Kroll und
Lampert 2008; Lampert et al. 2019a, 2007;

Luy et al. 2015). Aktuelle Schätzungen der
Lebenserwartung bei Geburt mit Daten des
Sozioökomischen Panels (SOEP) für den Zeit-
raum von 1992 bis 2017 auf Basis von Ster-
betafeln des Statistischen Bundesamtes wei-
sen eine Differenz zwischen der niedrigsten
(60% des mittleren Netto-Äquivalenzeinkom-
mens) und der höchsten Einkommensgruppe
(150% und mehr des mittleren Netto-Äquiva-
lenzeinkommens) von 4,4 Jahren bei Frauen
und 8,6 Jahren bei Männern aus (Lampert et al.
2019a).

Auf Basis der gleichen Datengrundlage
wurde außerdem das Mortalitätsrisiko vor dem
allgemeinen Renteneintrittsalter (65 Jahre) be-
rechnet. Diese Quote, die als vorzeitige Sterb-
lichkeit bezeichnet wird, liegt für Männer
aus dem unteren Einkommensquintil bei über
25%, während aus dem obersten Quintil der
Männer nur knapp 14% vorzeitig versterben
(vgl. .Abb. 3.1). Auch für Frauen zeigt sich
ein sozialer Gradient der Mortalität in den
Daten, wenngleich dieser deutlich schwächer
ausfällt.

Für die Analysen der Mortalität nach Ein-
kommen wird üblicherweise das Haushaltsein-
kommen verwendet, um die materielle Lage
von Familien und Haushaltsstrukturen abzu-
bilden, in die die Personen eingebettet sind.
Die Betrachtung von Sterblichkeit und Lebens-
erwartung nach Haushaltseinkommen eignet
sich, um die Unterschiede in der Mortalität
nach sozioökonomischen Gesichtspunkten zu
beurteilen. Sie verdeckt andererseits all jene
Unterschiede in Morbidität und Mortalität, die
durch die konkreten Charakteristika individu-
eller Erwerbsarbeit begründet sind und körper-
lich oder psychisch anstrengende Tätigkeiten
oder die Entlohnung und Arbeitszeit betreffen.

Die empirische Erfassung der Einflüsse
des Arbeitslebens auf die Mortalität ist sehr
aufwändig, weil sie Daten erwerbs- und be-
rufsspezifischer Indikatoren über einen großen
Zeitraum des Lebensverlaufs erfordert. Zu den
Einflüssen des Arbeitslebens auf die Mortali-
tät gibt es deshalb deutlich weniger empirische
Studien als zu denen des Einkommens. Die
wichtigsten Ergebnisse für Deutschland liefern
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. Abb. 3.1 Mortalitätsrisiko vor einem Alter von 65 Jahren in %. (Vgl. Lampert et al. 2019a)

bisher die Analysen von Luy et al. (2015) für
den Zeitraum von 1984 bis 1998. Sie zeigen
deutliche Unterschiede in den Lebenserwar-
tungen nach Beschäftigungsstatus und nach
beruflichen Klassen. Unter anderem wird be-
richtet, dass Bergarbeiter im Alter von 40 Jah-
ren nur noch durchschnittlich 26 weitere Jah-
re zu leben haben, während Beschäftigte im
Dienstleistungssektor noch mit 35 Jahren und
Beschäftigte im Bildungsbereich noch mit et-
wa 40 weiteren Lebensjahren rechnen können
(vgl. Luy et al. 2015, S. 412). Ähnliche Dif-
ferenzen finden sich auch bei Frauen: Für
40-jährige Frauen wird die Lebenserwartung
ungelernter Produktionsarbeiterinnen auf etwa
78 Jahre geschätzt, für im Bildungsbereich be-
schäftigte Frauen auf etwa 85 Jahre (vgl. Luy
et al. 2015, S. 414). Studien über die Einflüsse
des Arbeitslebens auf die fernere Lebenserwar-
tung mit Daten des SOEP finden für Männer
in Berufen hoher Belastung ein signifikant hö-
heres Mortalitätsrisiko im Rentenalter (Brussig
und Schulz 2019; Kroh et al. 2012).

Die Beispiele aus der Empirie für die Le-
benserwartung deuten darauf hin, dass ein
Großteil der sozialen Unterschiede in der
Mortalität mit dem Beruf und dem Arbeits-
leben in Zusammenhang stehen. Mortalitäts-
analysen entlang des beruflichen Status oder
entlang fein differenzierter Jobcharakteristi-
ka verbleiben bislang aufgrund der notwendi-
gen längsschnittlichen und biografischen Da-
ten unzureichend. Um dem Zusammenhang
zwischen dem Berufsstatus und Gesundheits-
belastungen darzustellen, werden im folgenden
7Abschn. 3.3 der allgemeine Gesundheitszu-
stand sowie ausgewählte Gesundheitsindikato-
ren im Zusammenhang mit der Erwerbsarbeit
bzw. dem beruflichen Status diskutiert.
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3.3 Berufsstatus und
Gesundheitszustand

Die Arbeitswelt gilt seit langem als zentraler
Entstehungsort der zu beobachtenden sozialen
Unterschiede bei Gesundheit und Krankheit
(Dragano et al. 2016; Lahelma et al. 2004;
Mielck 2000). Aufgrund des Strukturwandels
der Arbeit von der Industrie- zur Dienstleis-
tungs- und Wissensgesellschaft richtet sich die
Aufmerksamkeit der Gesundheitswissenschaf-
ten heute nicht mehr nur auf die körperlichen
Anforderungen und Belastungen der Arbeits-
welt (z. B. Schwerarbeit, Nacht- und Schichtar-
beit oder Akkordarbeit), Umgebungseinflüsse
(z. B. Lärm, Nässe, Dämpfe oder Umgang mit
giftigen Stoffen) sowie Unfallgefahren; es flie-
ßen psychische und psychosoziale Faktoren
gleichermaßen in die Betrachtungen ein. Dies
gilt nicht nur für Stressbelastungen, die unmit-
telbar mit der Arbeit im Zusammenhang ste-
hen, z. B. aufgrund von Zeitdruck, Überforde-
rung oder Konflikten mit Kolleginnen und Kol-
legen sowie Vorgesetzten, sondern betrifft auch
die Zunahme von atypischen Beschäftigungs-
verhältnissen und die daraus resultierenden
Unsicherheiten und Zukunftsängste (Morsch-
häuser et al. 2010).

Weil psychische und psychosoziale Belas-
tungen unabhängig von konkreten Tätigkeiten
in allen Berufen bedeutsam sind, eignen sie
sich besonders für die Analyse allgemeiner so-
zialer Ungleichheiten der Gesundheit, die mit
dem Beruf zusammenhängen. Maßzahlen des
beruflichen Status wie der ISEI (International
Socio-Economic-Index of Occupational Sta-
tus) vereinen Information über die relativen
Einkommen und die zur Ausübung benötigten
Bildungsniveaus in einer einheitlichen Kenn-
zahl (Ganzeboom et al. 1992). Der berufliche
Status spiegelt damit gesellschaftliche Hierar-
chien und Positionen entlang der Berufe wider,
die hoch mit Einkommen und Bildungsab-
schlüssen korrelieren.

Im Folgenden werden die Gesundheitsin-
dikatoren selbsteingeschätzter Gesundheitszu-
stand, die Prävalenz einer depressiven Sympto-

matik sowie das Rauchverhalten, die mit psy-
chischen Belastungen in Verbindung stehen,
für Personen mit unterschiedlichem berufli-
chem Status verglichen. Für die eigenen Ana-
lysen wurden jeweils Daten der RKI-Studie
„Gesundheit in Deutschland aktuell“ (GEDA)
ausgewertet. Die Befragung im Rahmen der
Studie GEDA 2014/15-EHIS wurde zwischen
November 2014 und Juli 2015 durchgeführt.
Die vorliegenden Analysen beziehen sich auf
n = 7.769 Männer und n = 10.066 Frauen im
erwerbsfähigen Alter zwischen 18 und 64 Jah-
ren. Sämtliche Auswertungen berücksichtigen
das der Studie zugrunde liegende Stichpro-
bendesign durch entsprechende Gewichtung,
sodass die berichteten Ergebnisse für Deutsch-
land repräsentativ sind.

Die Angaben zu den individuellen Berufen
und beruflichen Tätigkeiten in GEDA 2014/15-
EHIS basieren auf der Vercodung der Berufs-
angaben nach der „Klassifikation der Berufe
des Statistischen Bundesamtes – KldB 2010“
(Loos et al. 2013). Diese Klassifikation erlaubt
es, verschiedene berufliche Status- und Pres-
tigeskalen zu kodieren, darunter der bereits
erwähnte ISEI. Für die folgenden Analysen
zum beruflichen Status wurde die ISEI-Skala
in fünf Quintile eingeteilt. Das oberste Quintil
mit den höchstenWerten des beruflichen Status
repräsentiert die Gruppe mit hohem Berufssta-
tus. Das unterste Quintil stellt die Gruppe mit
niedrigem Berufsstatus dar. Die drei mittleren
Quintile bilden die Gruppe mit mittlerem Be-
rufsstatus.

3.3.1 Berufsstatus und
selbsteingeschätzter
Gesundheitszustand

Die Selbsteinschätzung des Gesundheitszu-
standes hat sich in vielen Studien als robuster
Indikator für die objektive gesundheitliche La-
ge erwiesen und gilt zudem als Prädiktor für
die Mortalität (Idler und Benyamini 1997).
Der Indikator misst mentale und physische Ge-
sundheit zu etwa gleichen Teilen (Singh-Ma-



3

36 Kapitel 3 � Soziale Ungleichheit, Arbeit und Gesundheit

Fehlzeiten-Report 2020

71,4 69,3

80,1 78,3

84,9 84,6

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100
in %

Männer Frauen

Niedrig Mittel HochBerufsstatus:

. Abb. 3.2 (Sehr) gute subjektive Gesundheit nach Berufsstatus und Geschlecht bei 18- bis 64-Jährigen. (Datenbasis:
GEDA 2014/15-EHIS)

noux et al. 2006). Er eignet sich als Ausgangs-
punkt, um die Verteilung gesundheitlicher Zu-
stände nach beruflichem Status zu untersu-
chen, weil diese von konkreten Tätigkeiten
und Arbeitsbedingungen, die mit spezifischen
Belastungen und Erkrankungen in Zusammen-
hang stehen, losgelöst betrachtet werden kön-
nen.

Für die folgende Analyse wird die Variable
zur subjektiven Gesundheit dichotomisiert, in-
dem der Anteil der Personen, die einen „sehr
guten“ oder „guten“ Gesundheitszustand be-
richten, zusammengefasst und allen weiteren
Kategorien („mittelmäßig“, „schlecht“, „sehr
schlecht“) gegenübergestellt wird. Insgesamt
bewerten 79,1% der erwerbstätigen Männer
und 77,3% der erwerbstätigen Frauen im Alter
zwischen 18 und 64 Jahren ihren Gesundheits-
zustand als sehr gut oder gut.

.Abb. 3.2 zeigt deutliche Unterschiede
im subjektiven Gesundheitszustand zwischen
den Berufsstatusgruppen. Während etwa 71%
der Männer mit einem niedrigen Berufsstatus

ihre Gesundheit als gut oder sehr gut ein-
schätzen, sind es bei Männern mit mittlerem
Berufsstatus etwa 80% und bei Männern mit
hohem Berufsstatus knapp 85%. Für Frau-
en zeigen sich bis auf wenige Prozentpunkte
die gleichen Unterschiede zwischen den Be-
rufsstatusgruppen. Die Parallelität der Anteile
zwischen den Geschlechtern ist besonders be-
achtlich, da von geringerer Erwerbsbeteiligung
und höherer Teilzeitbeschäftigung bei Frauen
ausgegangen werden muss, was eine geringe-
re Variation zwischen den Statusgruppen bei
Frauen erwarten ließe (Bundesagentur für Ar-
beit 2018). Nach Kontrolle des Alters kann
der soziale Gradient für den Zusammenhang
zwischen beruflichem Status und allgemeinem
Gesundheitszustand beziffert werden: Männer
und Frauen der niedrigen Berufsstatusgruppe
haben eine im Vergleich zur hohen Berufssta-
tusgruppe um etwa 2,5-fach erhöhte statisti-
sche Chance, zu den Menschen zu gehören,
die weder gute noch sehr gute Gesundheit be-
richten. Im Vergleich der mittleren zur hohen
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Berufsstatusgruppe liegt die entsprechende sta-
tistische Chance beim 1,6-Fachen (.Tab. 3.1).

Eine Reihe von Studien hat außerdem einen
deutlichen Zusammenhang zwischen berufli-
cher Position und subjektiver Gesundheit nach-
gewiesen und an beruflichen Klassifikationen
festgemacht (Dragano et al. 2016; Hämmig
und Bauer 2013; McNamara et al. 2017). Be-
trachtungen mit früheren Wellen der GEDA-
Studien 2009 und 2010 zeigten, dass die Prä-
valenz eines selbst berichteten schlechten Ge-
sundheitszustands bei Männern in einfachen
manuellen Berufen, in einfachen Diensten und
in Agrarberufen am höchsten lag (Burr et al.
2013). Unter den Frauen handelt es sich bei
den am stärksten betroffenen Berufsgruppen
ebenfalls um einfache manuelle Berufe und
einfache Dienste sowie um qualifizierte manu-
elle Berufe. Ähnliche Ergebnisse finden sich
bei Auswertungen der GEDA-Daten 2010 in
Bezug auf psychisches Wohlbefinden. Berufs-
gruppen mit einem hohen Anteil an ungelern-
ter oder gering qualifizierter Arbeit weisen
im Vergleich zu Beschäftigten in qualifizierten
und akademischen Berufen ein geringeres psy-
chisches Wohlbefinden auf (Thielen und Kroll
2013).

3.3.2 Berufsstatus und psychische
Erkrankungen

Neben sozialen Unterschieden im subjektiv be-
richteten Gesundheitszustand und psychischen
Wohlbefinden finden sich auch Unterschie-
de für das Risiko psychischer Erkrankungen.
Zwar gibt es bisher keine einheitliche, empi-
risch gestützte Theorie zur Entstehung psychi-
scher Störungen und Depression, es besteht al-
lerdings Konsens über ein multifaktorielles Zu-
sammenwirken biologischer, psychischer und
sozialer Faktoren (Wittchen et al. 2010). Im
Rahmen dieses Zusammenspiels können psy-
chosoziale Belastungsfaktoren wie der Tod ei-
ner geliebten Person, aber auch berufliche oder
interaktionale Probleme am Arbeitsplatz als
Auslöser einer depressiven Erkrankung fun-

gieren und in diese einmünden (Wittchen und
Hoyer 2011). Dabei ist wichtig zu betonen,
dass es nur bei einer geringen Anzahl von
Personen, die von derartigen Belastungen be-
troffen sind, zum Ausbruch einer psychischen
Erkrankung kommt. Zu den Auswirkungen
des psychosozialen Arbeitsstresses auf das De-
pressionsrisiko gibt es eine Reihe von Studien,
die einen substantiellen Effekt finden (Angerer
et al. 2014; Dragano et al. 2011; Rugulies et al.
2013; Siegrist 2013; Siegrist et al. 2012).

Zur Erfassung einer depressiven Sympto-
matik wurde in der Studie GEDA 2014/2015-
EHIS die deutsche Version des Patient Health
Questionnaire (PHQ-8) eingesetzt, ein Stan-
dardinstrument, mit dem die Symptome einer
majoren Depression hinsichtlich der Häufig-
keit ihres Auftretens in den letzten zwei Wo-
chen beurteilt werden (Bretschneider et al.
2017; Kroenke et al. 2009).

Demnach liegt die Prävalenz einer aktuel-
len depressiven Symptomatik bei erwerbstäti-
gen Frauen im Alter zwischen 18 und 64 Jah-
ren bei 10,7%, die gleichaltriger erwerbstä-
tiger Männer bei 7,1%. Werden die Präva-
lenzen getrennt nach Berufsstatus betrachtet,
zeigt sich bei Männern der unteren Berufssta-
tusgruppe eine mit knapp 9% doppelt so hohe
Prävalenz wie in der hohen Berufsstatusgrup-
pe. In der mittleren Statusgruppe liegt sie bei
knapp 8% (.Abb. 3.3). Auch bei den Frauen
zeigen sich deutliche Unterschiede in der Prä-
valenz zwischen beruflichen Statusgruppen: In
der unteren Berufsstatusgruppe liegt sie bei et-
wa 13% und damit höher als in der hohen
Berufsstatusgruppe bei etwa 8%. Ein regressi-
onsanalytischer Vergleich unter Kontrolle der
Altersstruktur zeigt für Männer und Frauen ei-
ne um etwa 2-fach erhöhte statistische Chance
für eine aktuelle depressive Symptomatik in
der unteren gegenüber der oberen Berufssta-
tusgruppe (.Tab. 3.1).

Die Unterschiede spiegeln die allgemei-
ne Studienlage wider, die höhere Prävalenzen
depressiver Symptomatiken in niedrigeren be-
ruflichen Positionen finden (Hoven et al. 2015;
McNamara et al. 2017). Weitere Studien un-
tersuchen die Stärke der Effekte von Stress-
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. Tabelle 3.1 Gesundheitsindikatoren nach Berufsstatus und Geschlecht. Ergebnisse logistischer Regressions-
analysen, kontrolliert nach Alter. (Datenbasis: GEDA2014/15-EHIS)

Mittelmäßige/(sehr) schlechte
subjektive Gesundheit

Depressive Symptomatik Rauchen

Berufsstatus OR (95%-KI) OR (95%-KI) OR (95%-KI)

Männer

Niedrig 2,63*** (2,10–3,30) 2,04*** (1,41–2,94) 2,26*** (1,83–2,80)

Mittel 1,64*** (1,35–1,99) 1,75*** (1,27–2,42) 1,66*** (1,40–1,96)

Hoch Ref. Ref. Ref.

N= 6.153 N= 6.097 N = 6.168

Frauen

Niedrig 2,43*** (1,94–3,05) 1,76*** (1,32–2,34) 2,20*** (1,80–2,69)

Mittel 1,55*** (1,28–1,87) 1,34* (1,04–1,73) 1,67*** (1,40–1,98)

Hoch Ref. Ref. Ref.

N= 7.429 N= 7.383 N = 7.443

Mittelmäßige/(sehr) schlechte
subjektive Gesundheit

Depressive Symptomatik Rauchen

Berufsstatus OR (95%-KI) OR (95%-KI) OR (95%-KI)

Männer

Niedrig 2,63*** (2,10–3,30) 2,04*** (1,41–2,94) 2,26*** (1,83–2,80)

Mittel 1,64*** (1,35–1,99) 1,75*** (1,27–2,42) 1,66*** (1,40–1,96)

Hoch Ref. Ref. Ref.

N= 6.153 N= 6.097 N = 6.168

Frauen

Niedrig 2,43*** (1,94–3,05) 1,76*** (1,32–2,34) 2,20*** (1,80–2,69)

Mittel 1,55*** (1,28–1,87) 1,34* (1,04–1,73) 1,67*** (1,40–1,98)

Hoch Ref. Ref. Ref.

N= 7.429 N= 7.383 N = 7.443

*p < 0,05, **p < 0,01, ***p < 0,001
Fehlzeiten-Report 2020

belastung am Arbeitsplatz auf die subjekti-
ve Gesundheit und auf Depressionen getrennt
nach Statusgruppen. Auswertungen der Heinz-
Nixdorf-Recall-Studie zeigen, dass sich Stress-
belastungen in den unteren beruflichen Sta-
tusgruppen stärker auf das Depressionsrisiko
und auf die subjektive Gesundheit auswirken
als in den höheren beruflichen Statusgruppen
(Wege et al. 2008). Ähnliche Befunde exis-
tieren für den Effekt psychosozialer Arbeits-
belastungen auf eine depressive Symptomatik
mit Längsschnittdaten aus Dänemark: Auch
hier wirkt sich Stress in den niedrigen Be-
rufsstatusgruppen stärker negativ aus als in
höheren beruflichen Positionen (Rugulies et al.
2013). Sowohl mediierende als auch mode-
rierende Effekte von Arbeitsbedingungen für
den Zusammenhang zwischen sozioökonomi-
scher Position, meist gemessen über berufliche
Positionen, und einer Vielzahl von Gesund-
heitsindikatoren können in einer Reihe weite-
rer Länder mit Längsschnittanalysen bestätigt
werden (Hoven und Siegrist 2013).

3.3.3 Berufsstatus und
Tabakkonsum

Dem Tabakkonsum wird eine zentrale Rolle
bei der Erklärung gesundheitlicher Ungleich-
heiten zugeschrieben. Die Tatsache, dass in
sozial schlechter gestellten Bevölkerungsgrup-
pen häufiger und stärker geraucht wird als in
sozial begünstigten Bevölkerungsgruppen, ist
vielfach dokumentiert (Hiscock et al. 2012;
Huisman et al. 2005; Kuntz et al. 2016, 2018;
Lampert et al. 2013b). Analog zu den bereits
aufgezeigten sozialen Gradienten in der Ver-
teilung der subjektiven Gesundheit und der
depressiven Symptomatik werden auch bezüg-
lich des Rauchverhaltens Mechanismen disku-
tiert, die Bedingungen der beruflichen Situa-
tion und Herausforderungen am Arbeitsplatz
thematisieren (Kuntz et al. 2018). Rauchen
gilt demnach als Copingstrategie für Ermü-
dungserscheinungen, fordernde Arbeitszeiten,
den Umgang mit Gratifikationskrisen und Ar-
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. Abb. 3.3 Depressive Symptomatik nach Berufsstatus und Geschlecht bei 18- bis 64-Jährigen. (Datenbasis: GEDA
2014/15-EHIS)

beitsplatzunsicherheit (Frost et al. 2009; Kou-
vonen et al. 2005; Peretti-Watel et al. 2009).
Weiterhin ist das Rauchen mit berufsbeding-
tem Stress, etwa einer hohen Arbeitsmenge
oder einem schnellen Arbeitstempo, assoziiert.
Auch der wahrgenommene Handlungsspiel-
raum scheint hier von Bedeutung: Je geringer
die eigenen Kontrollmöglichkeiten über die
Arbeit, desto häufiger wird geraucht (Hassani
et al. 2014).

In GEDA 2014/15-EHIS werden diejeni-
gen, die angeben, täglich oder gelegentlich zu
rauchen, als aktuelle Raucher definiert (Zeiher
et al. 2017). Demnach rauchen 31,4% der er-
werbstätigen Männer und 26,4% der erwerbs-
tätigen Frauen zwischen 18 und 64 Jahren.
Während etwa 21% der Männer bzw. 18% der
Frauen der hohen Berufsstatusgruppe rauchen,
sind es in den niedrigen Berufsstatusgruppen
39% der Männer und knapp 33% der Frauen
(.Abb. 3.4). Die Ergebnisse der Regressi-
onsanalysen zeigen für Männer und Frauen
entsprechend sehr ähnliche berufsspezifische

Gradienten in den Rauchquoten. Männer und
Frauen der unteren und mittleren Berufssta-
tusgruppen haben eine um etwa 2,2-fach bzw.
1,7-fach erhöhte statistische Chance zu Rau-
chen als die jeweilige obere Berufsstatusgrup-
pe (.Tab. 3.1).

Deutliche berufsgruppenspezifische Unter-
schiede in den Rauchquoten wurden in einer
jüngeren Studie auf Basis von Daten des Mi-
krozensus dokumentiert (Kuntz et al. 2018).
Während die Rauchquote in vorrangig akade-
misch geprägten Berufen, etwa in den Inge-
nieur-, Arzt-, Lehr- und juristischen Berufen
im Jahr 2013 bei unter 15% lag, rauchten
in anderen, vor allem in manuellen Berufs-
gruppen oder gering qualifizierten Dienstleis-
tungsberufen, fast die Hälfte der Erwerbs-
tätigen. Am häufigsten rauchten Beschäftig-
te in der Abfallentsorgung, Reinigungskräfte,
Hilfsarbeiter/-innen, Lkw- und Berufsfahrer/-
innen sowie Beschäftigte im Verkauf und in
der Gastronomie. Längsschnittliche Auswer-
tungen zeigen zudem, dass die Unterschiede
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.Abb. 3.4 Rauchquote nach Berufsstatus und Geschlecht bei 18- bis 64-Jährigen. (Datenbasis: GEDA 2014/15-EHIS)

zwischen den Berufsstatusgruppen zwischen
1999 und 2013 zugenommen haben (Kuntz
et al. 2018).

3.4 Gesundheitsbelastung und
berufliches
Anforderungsniveau

Viele nationale und internationale Studien be-
legen, dass Unterschiede in den Arbeitsbe-
dingungen mit dem Auftreten von Krankhei-
ten und Beschwerden sowie einem erhöhten
Mortalitätsrisiko verbunden sind. Unterschied-
liche Arbeitsbedingungen sind damit wesent-
liche Erklärungsfaktoren für gesundheitliche
Ungleichheiten (Backé et al. 2012; Barnay
2016; Kivimäki et al. 2012; Kroh et al. 2012;
Lohmann-Haislah 2012; Siegrist und Dragano
2006).

Die Studie GEDA 2014/2015-EHIS erfasst
gesundheitliche Belastungen durch die Arbeit
über folgende Frage: „Glauben Sie, dass Ihre

Gesundheit durch Ihre Arbeit gefährdet ist?“
Für die Auswertung wurden die Antwortmög-
lichkeiten „sehr stark“ und „stark“ zusammen-
gefasst (Kroll et al. 2017a). Die Einschätzung
der Gesundheitsgefährdung durch die Arbeit
lässt sich mit Hilfe des Klassifikationsschemas
„Klassifikation der Berufe (KldB)“ des Statis-
tischen Bundesamtes in Hinblick auf die mit
den konkreten Berufen verbundenen Anforde-
rungsniveaus beschreiben. So werden Berufe,
die keine oder höchstens eine einjährige Be-
rufsausbildung voraussetzen, als Helfer- und
Anlerntätigkeiten kategorisiert. Fachlich aus-
gerichtete Tätigkeiten setzen eine mindestens
zweijährige berufliche Ausbildung oder lang-
jährige Berufserfahrung voraus. Für komplexe
Spezialistentätigkeiten wird mindestens eine
Meister- oder Technikerausbildung oder ent-
sprechende Berufserfahrung bzw. ein gleich-
wertiger Fachschul- oder Hochschulabschluss
(Bachelor) erwartet. Die erhöhten Anforde-
rungen in diesen Tätigkeiten gehen häufiger
mit Fach- und Führungsaufgaben einher. Hoch
komplexe Tätigkeiten schließlich erfordern in



3.4 � Gesundheitsbelastung und berufliches Anforderungsniveau
41 3

Fehlzeiten-Report 2020

41,2

33,533,6

22,523,8 23,8

19,9 21,3

0

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

Männer Frauen
Helfer-/Anlerntätigkeiten fachlich ausgerichtete Tätigkeit
Spezialistentätigkeit hoch komplexe Tätigkeiten

Anforderungsniveau:

in %

. Abb. 3.5 Subjektive gesundheitliche Belastung durch die eigene Arbeit nach Anforderungsniveau im Beruf bei
18- bis 64-jährigen Vollzeiterwerbstätigen. (Datenbasis: GEDA 2014/2015-EHIS)

der Regel eine mindestens vierjährige Hoch-
schulausbildung, manche berufliche Tätigkei-
ten auch eine Habilitation, Promotion oder das
Staatsexamen (Paulus und Matthes 2013). Da
der zeitliche Umfang der ausgeübten Tätig-
keit von besonderer Bedeutung dafür ist, wie
lange Erwerbstätige möglichen gesundheitsge-
fährdenden Arbeitsbelastungen ausgesetzt sind
(Dragano et al. 2016), wurden für die folgende
Auswertung für eine bessere Vergleichbarkeit
nur in Vollzeit beschäftigte Personen einge-
schlossen.

Insgesamt schätzen 27,9% der vollzeiter-
werbstätigen Männer und 23,1% der vollzeit-
erwerbstätigen Frauen im Alter von 18 bis
64 Jahren ihre Arbeit als stark bis sehr stark
gesundheitsgefährdend ein. Insbesondere bei
Männern lassen sich dabei Unterschiede nach
dem jeweiligen Anforderungsniveau der beruf-
lichen Tätigkeit feststellen. Während Männer
in Helfer- und Anlerntätigkeiten zu etwa 41%
ihre Arbeit als stark/sehr stark gesundheits-
gefährdend beurteilen, sind es bei Männern
mit fachlich ausgerichteten Tätigkeiten nur et-

wa 34%. Bei Männern, die komplexe Spezia-
listentätigkeiten ausführen, beträgt der Anteil
etwa 24% und bei Männern in hoch komple-
xen Tätigkeiten knapp 20%. Für Frauen ist
dieser Unterschied weniger stark ausgeprägt:
Etwa ein Drittel der Frauen in Helfer- und
Anlerntätigkeiten gibt starke bis sehr starke ge-
sundheitsgefährdende Arbeitsbedingungen an,
in den weiteren Gruppen sind die Anteile star-
ker oder sehr starker gesundheitsgefährdender
Arbeitsbedingungen mit etwa 21–24% ähnlich
hoch (.Abb. 3.5).

Die Ergebnisse korrespondieren mit Be-
funden der für Deutschland vorliegenden Da-
ten des European Working Conditions Survey
(EWCS), mit denen verschiedene Formen von
Arbeitsbelastungen mit den beruflichen Po-
sitionen in Verbindung gebracht wurden. So
zeigte sich, dass bei Männern und Frauen in
manuellen und einfachen Angestelltenberufen
physische und psychosoziale Arbeitsbelastun-
gen deutlich häufiger vorkommen als in höher
qualifizierten Berufsgruppen (Dragano et al.
2016).
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Weiterführende, hier nicht ausgewiesene
Auswertungen mit Daten der Studie GEDA
2014/15-EHIS zeigen, dass sich die auf-
gezeigten gesundheitsgefährdenden Arbeits-
bedingungen nach Branchen unterscheiden
(Kroll et al. 2017a). Demnach nehmen Männer
im Personen- und Güterverkehr sowie im Bau-
gewerbe ihre Arbeitsbedingungen besonders
häufig als gesundheitsgefährdend wahr. Frauen
berichten die höchste gesundheitliche Belas-
tung im Gesundheits- und Sozialwesen und im
Personen- und Güterverkehr. Erwerbstätige im
Bereich der Dienstleistungen – wie etwa im
Finanzsektor oder in den freiberuflichen Tä-
tigkeiten – berichten dagegen deutlich seltener
gesundheitsgefährdende Arbeitsbedingungen.
Eine Auswertung mit Daten aus einer frühe-
ren GEDA-Welle aus dem Jahr 2010 zeigt, dass
sowohl Frauen als auch Männer aus einer Rei-
he unterschiedlicher Arbeitsbedingungen ein
schlechtes Arbeitsklima als wichtigsten Grund
der Gesundheitsgefährdung am Arbeitsplatz
angeben. An zweiter Stelle folgte bei Frauen
das Arbeiten unter Zeit- und Leistungsdruck
und bei Männern belastende Umgebungsbe-
dingungen (Kroll et al. 2011).

3.5 Regionale Unterschiede in der
Gesundheitsbelastung durch
die Arbeit

Verschiedene Studien zeigen auch auf re-
gionaler Ebene Manifestationen sozialer Un-
gleichheit im Gesundheitszustand (Lampert
und Kroll 2011; Lampert et al. 2019c). Ba-
sierend auf GEDA-2014/15-EHIS-Daten, die
repräsentative Aussagen von Mittelwerten und
Anteilen auf Ebene der Bundesländer erlau-
ben, stellt .Abb. 3.6 Anteile der Beschäf-
tigten in den Bundesländern dar, die die ge-
sundheitliche Belastung am Arbeitsplatz als
stark oder sehr stark einschätzen. Starke Ge-
sundheitsbelastungen werden am häufigsten
inMecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt
und Thüringen berichtet (über 30%). Es folgen
Sachsen, Rheinland-Pfalz und Brandenburg. In

Hamburg und Niedersachsen liegen die Anteile
starker Gesundheitsbelastung durch die Arbeit
etwas über dem Bundesdurchschnitt von et-
wa 25%. In Bayern, Baden-Württemberg, dem
Saarland und Hessen, aber auch in Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein ist der An-
teil geringer (20 bis 25%). Die regionalen Un-
terschiede in der gesundheitlichen Belastung
durch die Arbeit spiegeln zu großen Teilen
die regionalen Unterschiede wider, die auch in
den jährlichen Fehlzeiten-Reporten dokumen-
tiert sind. Darin wiesen zuletzt das Saarland,
Brandenburg, Thüringen und Sachsen-Anhalt
die höchsten Krankenstände auf, während die-
se in Hamburg, Bayern, Berlin und Baden-
Württemberg, am geringsten ausfielen (Meyer
et al. 2019).

Die bestehenden Ost-West-Unterschiede
und das ebenfalls erkennbare Nord-Süd-Gefäl-
le deuten auf strukturelle, die Wirtschaftskraft
und regionalen Arbeitsmärkte betreffende Be-
dingungen hin, die auch in Zusammenhang mit
gesundheitlichen Belastungen durch die Ar-
beit stehen. .Abb. 3.7 zeigt die Verteilung
des German Index of Socioeconomic Depriva-
tion (GISD) über die Bundesländer. Der GISD
erfasst die Deprivation einer Region anhand
aggregierter sozioökonomischer Merkmale der
Gemeinde und Kreisebene, darunter die Ar-
beitslosenquote, die Schuldnerquote und der
Anteil von Schulabgängern ohne Abschluss
(Kroll et al. 2017b). Die Skala des GISD
rangiert hier zwischen dem Wert 0, der dem
GISD-Wert des Landkreises mit der geringsten
Deprivation zugewiesen wird, und dem Wert 1
für den Landkreis mit dem höchsten GISD-
Wert. Für die Bundesländer wurden die GISD-
Werte der Landkreise und kreisfreien Städte
bevölkerungsgewichtet auf Bundeslandebene
aggregiert. In den ostdeutschen Bundeslän-
dern ist regionale sozioökonomische Depri-
vation besonders verbreitet: Die Kommunen
inMecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt
und Thüringen weisen dort die höchsten durch-
schnittlichen Deprivationswerte auf. Aber auch
in den westdeutschen Bundesländern Saar-
land und Rheinland-Pfalz, in Teilen Nordrhein-
Westfalens sowie in den ländlichen Regio-
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. Abb. 3.6 Regionale Anteile (sehr) starker subjektiv
empfundener Gesundheitsgefährdung unter 18- bis 64-
jährigen Beschäftigten. (Datenbasis: GEDA 2014/2015-
EHIS)

nen Norddeutschlands gibt es einige Land-
kreise mit hohen Deprivationswerten (Kroll
et al. 2017b). Ein Vergleich der beiden Kar-
ten (.Abb. 3.6 und 3.7) zeigt, wie das Muster
der regionalen Verteilung der Arbeitsbelastung
mit den GISD-Werten auf Bundeslandebene
korrespondiert. Die Korrelation liegt bei r =
0,68. Die aufgezeigten Ost-West-Unterschiede
stimmen außerdem mit Auswertungsergebnis-
sen der Daten des International Social Survey
Programme (ISSP) überein, laut denen die per-
sönlichen Arbeitsbedingungen im Hinblick auf
schwere körperliche Arbeit und Stress in Ost-
deutschland schlechter eingeschätzt werden als
in Westdeutschland (Bünning 2018, S. 190).

Kennzeichnend für die Strukturschwäche
von Regionen, die als Auslöser sozioöko-
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. Abb. 3.7 Regionale sozioökonomische Deprivation
auf Bundeslandebene gemessen am German Index of
Socioeconomic Deprivation (GISD). (Datenbasis: GISD
2014)

nomischer Deprivation der Bevölkerung gilt,
sind die geringe Präsenz von Wirtschaftsbe-
trieben mit hoher und mittlerer Wertschöpfung
in Kombination mit schlechten infrastrukturel-
len Voraussetzungen, wodurch die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten eingeschränkt sind (Ber-
telsmann-Stiftung 2019). Hohe Arbeitslosen-
quoten fallen in diesen Regionen oft mit der
durch die Abwanderung von Facharbeiter/-
innen und fehlenden Zuzug ausgelösten un-
günstigen Altersstruktur der Bevölkerung zu-
sammen (Gärtner 2015). Die regionalen Dispa-
ritäten in der Altersstruktur der Beschäftigten
liefern eine Teilerklärung für Unterschiede im
Krankenstand (Meyer et al. 2019). Studien zei-
gen außerdem, dass die durchschnittliche psy-
chosoziale Belastung unter älteren Beschäf-
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tigten mit befristetem Arbeitsvertrag und in
der Landwirtschaft am höchsten ist (Siegrist
et al. 2009). Ländliche Regionen und Gegen-
den, die besonders vom Strukturwandel betrof-
fen sind, wie das Ruhrgebiet, leiden besonders
unter den beschriebenen Symptomen und lie-
fern somit eine Erklärung für die regionale
Verteilung subjektiv berichteter Arbeitsbelas-
tungen.

3.6 Diskussion

In den letzten Jahrzehnten haben sich so-
ziale Ungleichheiten in Deutschland weiter
verfestigt oder sogar ausgeweitet. Die Lite-
ratur hat die Abhängigkeit guter Gesundheit
und hoher Lebenserwartung von Einkommen
und Bildung vielfach belegt (Lampert et al.
2019a, 2017). Der vorliegende Beitrag hat da-
rüber hinaus deutlich gemacht, dass sich diese
Ungleichheiten auch entlang des beruflichen
Status manifestieren. Die präsentierten empi-
rischen Befunde zeigen, dass statusniedrige
Personen nicht nur monetär benachteiligt sind,
sondern auch aufgrund ihrer Berufe und ihrer
Arbeitsplatzbedingungen die höhere gesund-
heitliche Last tragen. Werden Arbeitsbelastun-
gen und Zufriedenheit bei der Arbeit in un-
terschiedlichen Lohngruppen (Bruttostunden-
lohn) betrachtet, zeigt sich, dass sowohl die
körperlichen und psychosozialen Arbeitsbelas-
tungen als auch die Unzufriedenheit mit der
eigenen Tätigkeit für Beschäftigte in der nied-
rigen Lohngruppe am höchsten ist (Lampert
et al. 2018). Darüber hinaus sind die Mög-
lichkeiten, dieser doppelten Benachteiligung
entgehen zu können, in den niedrigen Sta-
tusgruppen am geringsten, denn Personen in
der niedrigsten Berufsstatusgruppe haben auf-
grund ihrer insgesamt geringeren Chancen am
Arbeitsmarkt kaum Spielraum, Jobs oder Be-
rufe mit schlechten Arbeitsbedingungen zu
verlassen und in solche mit besseren Arbeits-
bedingungen zu wechseln, um Gesundheitsri-
siken zu vermeiden. In einer gerechten Gesell-
schaft sollte es möglich sein, soziale Teilhabe

und die Sicherung eines Mindeststandards an
Lebensqualität durch Erwerbsarbeit ohne per-
sönliche Einbußen in der Gesundheit zu reali-
sieren. Der Hinweis auf die doppelte Benach-
teiligung unterstreicht die Notwendigkeit, prä-
ventive Maßnahmen auf die Hochrisikogruppe
der Beschäftigten in niedrigen beruflichen Po-
sitionen auszurichten.

Die gesundheitliche Ungleichheit zu ver-
ringern ist eine zentrale Herausforderung für
Public Health und Gesundheitspolitik. Um sich
dieser Herausforderung stellen zu können, ist
ein besseres Verständnis der Mechanismen und
Prozesse erforderlich, die dazu beitragen, dass
sich die gesundheitliche Ungleichheit auch un-
ter veränderten gesellschaftlichen Rahmenbe-
dingungen reproduziert. Für die sozialen Un-
terschiede in Lebenserwartung und Gesund-
heit sind dabei eine Vielzahl von Faktoren
der Lebenswelt bedeutsam, die den Lebens-
standard und Fragen der sozialen Sicherung,
die Wohnbedingungen und das Wohnumfeld,
die soziale Integration und gesellschaftliche
Teilhabe, den Lebensstil und das Gesundheits-
verhalten sowie auch die Inanspruchnahme des
Gesundheitssystems – und zwar sowohl der
medizinischen und pflegerischen als auch der
präventiven und gesundheitsfördernden An-
gebote und Leistungen – betreffen (Lampert
et al. 2019b, 2016; Mielck 2000). Der Ar-
beitswelt mit ihrer berufsbezogenen Stratifi-
zierungswirkung kommt eine besondere Be-
deutung zu. Denn hier treffen Zugangschan-
cen für Arbeitsmärkte, monetäre Entlohnung
und sonstige Gratifikationsmöglichkeiten mit
körperlichen und psychischen Belastungen zu-
sammen und strukturieren Lebens- und Ge-
sundheitschancen in besondererWeise. Die Er-
gebnisse dieses Beitrags stehen im Einklang
mit einer Vielzahl weiterer Studienergebnis-
se, die die Wichtigkeit der vermittelnden Rolle
von Arbeitsbelastungen für den Zusammen-
hang beruflicher Positionen mit der Gesundheit
betonen, darunter vor allem Arbeitsbedingun-
gen, die in niedrigen Berufspositionen häufiger
vorzufinden sind, wie geringe Handlungsspiel-
räume, ein Missverhältnis zwischen Veraus-
gabung und Belohnung, größere Arbeitsplatz-
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unsicherheit oder stärkere physische Belastun-
gen (für einen Überblick siehe Dragano et al.
2016). Erklärungsmodelle wie das „Anforde-
rungs-Kontroll-Modell“ (Kain und Jex 2010)
oder das „Modell beruflicher Gratifikations-
krisen“ (Siegrist und Theorell 2006) stellen
wichtige Grundlagen für ein umfassendes Ver-
ständnis über die Zusammenhänge zwischen
diesen Faktoren dar.
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2Zusammenfassung

Gerechtigkeit und Gesundheit in der Arbeits-
welt orientieren sich an einer gerechten Ver-
teilung von Belastungen und Ressourcen sowie
an einer Verfahrensgerechtigkeit, die allen Be-
schäftigten eine Teilhabe an Aushandlungs-
und Entscheidungsprozessen ermöglicht und
dabei auch eine Lebensweltperspektive ein-
bezieht. Im betrieblichen Gesundheitsmanage-
ment lassen sich z. B. Konstellationen von Be-
lastungen und Ressourcen durch entgeltliche
Erwerbsarbeit und unentgeltliche Sorgearbeit
berücksichtigen, die sich nach wie vor syste-
matisch für Frauen und Männer unterscheiden.
Die Gestaltung partizipativer Prozesse bietet
Chancen, die Verfahrensgerechtigkeit zu er-
höhen und die Interessen und Bedarfe bisher
marginalisierter Gruppen zu berücksichtigen.
Durch eine dialogorientierte Kommunikation
erfahren Beteiligte zudem Anerkennung und
Wertschätzung als Gesundheitsressource.

4.1 Gerechtigkeit und soziale
Ungleichheit

Gerechtigkeit und Gesundheit in der Arbeits-
welt sind untrennbar mit Fragen der sozialen
Ungleichheit verknüpft. Wer gesundheitliche
Chancengleichheit fördern will, kommt nicht
umhin, sich mit der Frage zu beschäftigen,
ob und über welche Mechanismen Gesund-
heit bzw. Gesundheitschancen ungleich verteilt
sind und ob dies als legitim – gerecht – zu be-
werten ist oder nicht. Was als gerecht gilt, ist
seit jeher ein mit harten Bandagen umkämpftes
Gebiet. Ihren prominentesten Ausdruck fin-
det diese Auseinandersetzung in arbeitspoliti-
schen Kämpfen um Lohn und Arbeitsbedin-
gungen. Welche Deutung sich temporär durch-
setzt, hängt nicht zuletzt von vorherrschen-
den Macht- und Herrschaftsverhältnissen ab.
Was jeweils als gerecht gilt, hat einen histori-
schen und kulturellen Kern und ist beeinflusst
von gesellschaftlichen Strukturen und Prozes-
sen sowie der sozialen Position der Individuen

in einem jeweils spezifischen Kontext (Liebig
und Sauer 2016, S. 38).

Mit Blick auf Gerechtigkeit und Gesund-
heit im Arbeitsleben wird imWeiteren der Fra-
ge nachgegangen, wie sich ein gerechtes Ge-
sundheitsmanagement im Betrieb konzipieren
lässt. Welche normativen Orientierungspunkte
können herangezogen werden? Wie lässt sich
Gerechtigkeit rahmen und mit den Handlungs-
anforderungen im Betrieblichen Gesundheits-
management verbinden?

Mit sozialer Ungleichheit ist das Thema
Gerechtigkeit verbunden, weil es bei Gerech-
tigkeit vor allem um die Verteilung von Res-
sourcen und Lasten in einer Gesellschaft geht.
Von sozialer Ungleichheit lässt sich sprechen,
wenn gesellschaftlich wertvolle Güter (oder
Belastungen) systematisch und regelmäßig un-
gleich verteilt sind und sich somit die Lebens-
und Teilhabechancen der verschiedenen Grup-
pen unterscheiden (Hradil 2016). Ob es sich
hierbei um Benachteiligung/Diskriminierung
handelt, hängt davon ab, ob die soziale Un-
gleichheit auf legitime Weise zustande kommt,
etwa durch erbrachte Leistung. Was als legitim
gilt, ist wiederum eng verbunden mit gesell-
schaftlichen Vorstellungen von Gerechtigkeit.

4.2 Was ist Gerechtigkeit?

Welche Verfahren und Kriterien als gerecht
eingestuft werden und wie dies durch gesell-
schaftliche Strukturen beeinflusst wird, ist Ge-
genstand der soziologischen Gerechtigkeits-
forschung (Liebig und Sauer 2016). Diese be-
fasst sich als empirische Wissenschaft mit auf-
tretenden Phänomenen (hier Gerechtigkeits-
vorstellungen) und versucht diese zu erklären,
u. a. wie sie entstehen oder welche Auswirkun-
gen sie haben. Empirisch lassen sich grundle-
gende Kriterien für Gerechtigkeit finden:
4 Gleichbehandlung: Jede Person wird unter

gleichen Umständen gleich behandelt
4 Unparteilichkeit/Fairness: Im Falle eines

Interessenkonflikts wird nach Regeln ver-
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fahren, die aus einer unparteilichen Pers-
pektive für alle Parteien akzeptabel sind

4 Beachtung legitimer Ansprüche: Die Per-
sonen sollten entsprechend ihrer Leistung
belohnt werden (Liebig und Sauer 2016,
S. 37)

4.2.1 Verteilungs- und
Tauschgerechtigkeit

Neben den grundlegenden Prinzipen lassen
sich jedoch je nach Gesellschaft und Kontext
verschiedenen Prinzipien und Vorstellungen
von Gerechtigkeit finden.

Ein Großteil der Forschung befasst sich mit
der Verteilung von Leistungen am Beispiel von
Entgelten, Renten oder Sozialleistungen. Für
Lasten werden zum Beispiel Steuern heran-
gezogen. In Abhängigkeit vom jeweilig wohl-
fahrtsstaatlichen Regime gibt es unterschiedli-
che Orientierungen an den Prinzipien
4 Gleichheit (equality)
4 Anspruch (entitlement)
4 Bedürfnis (need)
4 Leistung- oder Tauschprinzip (equity)

Als weitere Prinzipien der Gerechtigkeit sind
4 Teilhabe- und Chancengerechtigkeit (Lie-

big 2010, S. 25),
4 Orientierung am Gemeinwohl (produkti-

vistische Gerechtigkeit, wer etwas für das
Gemeinwohl leistet, soll ebenfalls belohnt
werden),

4 globale Gerechtigkeit und
4 Generationengerechtigkeit (Hradil 2010,

S. 56) von Bedeutung.

An welchen Prinzipien sich Individuen und
Gruppen orientieren, hängt davon ab, wie
die Individuen in einer Gesellschaft oder Or-
ganisation positioniert sind. Denn mit der
jeweiligen sozialen Positionierung sind un-
terschiedliche Lebensbedingungen, Einschrän-
kungen und Chancen verbunden, aus denen
entsprechend unterschiedliche Bedarfe und In-
teressen resultieren.

Gleichzeitig lernen Individuen, wie z. B. in
einem Unternehmen Entscheidungen getroffen
werden und anhand welcher Gerechtigkeits-
vorstellungen Konflikte über die Verteilung
von Belastungen und Ressourcen gelöst wer-
den (Liebig und Sauer 2016, S. 45). Sie lernen
also je nach eigener Positionierung und Kon-
text, welche Gerechtigkeitsvorstellungen gel-
ten, und prägen tendenziell Gerechtigkeitsvor-
stellungen aus, die für sie nützlich erscheinen.
So sprechen sich Personen mit geringem Status
eher für das Gleichheitsprinzip aus, während
sich Personen mit einem hohen Status eher für
das Leistungsprinzip aussprechen (Liebig und
Sauer 2016, S. 52).

Neben der Positionierung spielt zudem die
Art der Beziehung zwischen den Parteien eine
Rolle für die präferierten Gerechtigkeitsprinzi-
pien. In langfristigen und engen Beziehungen
wie der Familie werden Prinzipen bevorzugt,
die sich an Gleichheit und Bedarfen orien-
tieren, in kurzfristigen und konkurrenzorien-
tierten Beziehungen (marktorientiert) werden
Leistungsprinzipien bevorzugt, in hierarchi-
schen Beziehungen liegt der Fokus auf erwor-
benen Ansprüchen. Die jeweiligen Prinzipien
wirken zudem auf die Art der Beziehung zu-
rück (Liebig und Sauer 2016, S. 50).

Die Art der Beziehung der Individuen und
Gruppen zueinander und die Gerechtigkeits-
vorstellungen sind mit Herrschaftsbeziehun-
gen bzw. Herrschaftsverhältnissen verknüpft.
Diese umfassen Über- und Unterordnungsver-
hältnisse, etwa in der Ständegesellschaft, hier-
archischen Organisationen oder im Geschlech-
terverhältnis. Die jeweils geltenden Gerech-
tigkeitsprinzipien sind demnach nicht neutral
oder objektiv, sondern stützen die bestehen-
den Verhältnisse und spiegeln Interessen der
jeweiligen Gruppen wider. Wessen Vorstellun-
gen sich durchsetzen, ist am Ende eine Frage
der Macht.
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4.2.2 Verfahrensgerechtigkeit und
Interaktionsgerechtigkeit

Unabhängig von den sozialen Kontexten und
Institutionen gelten Gerechtigkeitsprinzipien,
die sich auf Verfahren und Entscheidungspro-
zesse beziehen. Individuen akzeptieren durch-
aus für sie unvorteilhafte Ergebnisse, wenn
diese durch einen fairen Entscheidungsprozess
zustande gekommen sind. Entscheidend da-
für ist, welche Werte in ihm zum Ausdruck
kommen, ob sich das Individuum darin als zu-
gehöriges Mitglied der Gruppe erkennt und ob
seine individuellen Interessen und Bedarfe Be-
rücksichtigung finden (Liebig und Sauer 2016,
S. 52). Im Wesentlichen geht es darum, ob
Individuen Einfluss auf Entscheidungsprozes-
se über die Verteilung von Lasten und Gütern
nehmen können.

Prozesse gelten dann als fair, wenn
4 die für Betroffene relevanten Gesichts-

punkte berücksichtigt werden,
4 die Verfahren offen für ein Maximum an

Informationen sind und neu auftretende
Gesichtspunkte berücksichtigt werden,

4 einzelne Personen oder Gruppen nicht be-
vorzugt oder benachteiligt werden,

4 die Möglichkeit besteht, sich zu beteiligen
und Einsprüche möglich sind,

4 entsprechende Öffentlichkeit hergestellt
und das Verfahren öffentlich kontrollierbar
ist und Korrekturen möglich sind (Liebig
2010, S. 17).

Die Herstellung von Verfahrensgerechtigkeit
ist ein zentraler Ansatzpunkt für die Gestaltung
des betrieblichen Gesundheitsmanagements.

4.2.3 Anerkennung und Verteilung

Aus einer philosophischen Perspektive schlägt
Nancy Fraser als leitende Prinzipien für Ge-
rechtigkeit ein zweidimensionales Konzept
vor, das sich an Anerkennung und Verteilung
orientiert. Sie setzt sich kritisch mit einem Dis-

kurs über die Anerkennung von Unterschied-
lichkeit, wie sie vor allem im Kontext von
Diversity Management gefordert wird, ausein-
ander (Fraser 2009).

Fraser geht davon aus, dass sich Subjekti-
vität in der wechselseitigen Anerkennung der
Subjekte konstituiert, in einer (idealen) Bezie-
hung, in der die Subjekte einander als ihres-
gleichen und voneinander verschieden aner-
kennen. Eine Verweigerung von Anerkennung
(Diskriminierung) führt zu einer Verzerrung
der Beziehung zum eigenen Selbst und einer
Beschädigung der eigenen Identität. Anerken-
nung bedeutet nach Fraser die Anerkennung
der Person als vollwertigen Partner in der so-
zialen Interaktion, nicht die Anerkennung ei-
ner bestimmten Identität. „Diskriminierung be-
deutet dementsprechend nicht Abwertung und
Deformierung von Gruppenidentitäten, son-
dern soziale Unterordnung – die Verhinderung
gleichrangiger Teilnahme am sozialen Leben“
(Fraser 2009, S. 206). Fraser definiert An-
erkennung damit als eine Frage des Status.
So spricht sie sich gegen ein identitäres Mo-
dell der Anerkennung aus, das Gefahr läuft,
Zwang auf die Gruppenmitglieder auszuüben,
sich den in der Gruppe bestehenden Verhältnis-
sen unterzuordnen – z. B. bestehenden patriar-
chalen Ansprüchen gegenüber Frauen. Fraser
kritisiert am Identitätsmodell, dass dessen Ver-
treterinnen und Vertreter darauf setzten, die
eigene Identität in einem Monolog mit sich
selbst, also eben nicht im Dialog mit dem
Gegenüber, zu definieren. Eine solche identi-
täre Orientierung fördere keine Toleranz, son-
dern Verdinglichung von Gruppeneigenschaf-
ten, Intoleranz, Separatismus, Autoritarismus
etc. (Fraser 2009, S. 202).

Für das Gesundheitsmanagement im Be-
trieb bedeutet dies, sich von Diversitykon-
zepten oder Forderungen zu verabschieden,
die ausschließlich auf Anerkennung kultureller
Unterschiede von Personengruppen im Betrieb
abzielen. Vielmehr ginge es um eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe am Dialog und an Aushand-
lungsprozessen, z. B. über Arbeitsbedingungen
(Pieck 2017).
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Die zweite Gerechtigkeitsdimension Fra-
sers ist die Verteilung von Belastungen und
Ressourcen. Diese sind in der gegenwärtigen
Gesellschaft ungleich verteilt, mit Tendenz zur
wachsenden sozialen Ungleichheit (Aulenba-
cheretal.2017).Fraserargumentiert,dass inden
aktuellen Diskussionen um die Anerkennung
von Identitäten der Aspekt der Verteilung (Dis-
tribution) aus dem Blick gerate. Die Verteilung
von Belastungen und Ressourcen, die dahinter-
stehendenMechanismenundderStatusvonPer-
sonen beeinflussen sich jedoch wechselseitig.
Gerechtigkeit lasse sich nur durch die Berück-
sichtigung beider Dimensionen herstellen. Die
systematischungleicheVerteilungvonRessour-
cen (z. B. Entgelt) ist u. a. durch ungleiche Zu-
gangsbedingungen sowie sozial ungleich ver-
teilte Leistungsvoraussetzungen bedingt. Zu-
dem sind die Kriterien, nach denen Ressour-
cen undBelastungen verteilt werden, nicht neu-
tral, sondern bevorzugen manche Gruppen und
benachteiligen andere. Bestehende Statusunter-
ordnungen und eine ungleiche Verteilung stabi-
lisieren sich wechselseitig.

>In Bezug auf die Geschlechter gilt in un-
serer heutigen Gesellschaft, dass Frauen
und Männer gleichberechtigt sind und nicht
wegen ihres Geschlechts schlechter ge-
stellt oder bevorzugt werden dürfen. Überle-
genheitsansprüche von Männern gegenüber
Frauen sind – zumindest was die rechtlich
kodifizierten Normen betrifft – nicht mehr
salonfähig. Besteht eine soziale Ungleich-
heit fort, etwa in einem gender pay gap von
21% zwischen Frauen und Männern (Hob-
ler et al. 2020), ist dies legitimationsbedürf-
tig. Dem geltenden Diskriminierungsverbot
(siehe unten) entsprechend ist zu prüfen, wie
soziale Ungleichheiten zustande kommen
und ob bzw. wie sie sich legitimieren las-
sen. Der Blick auf die Mechanismen, über
die soziale Ungleichheit hergestellt wird,
lässt erkennen, ob die entstandenen Un-
gleichheiten als legitim oder als unzulässige
Benachteiligung bzw. Diskriminierung zu
bewerten sind. Im Gesundheitsmanagement
kann hieran gut angeknüpft werden, indem

von der tätigkeitsbezogenen Analyse aus-
gegangen und diese um die Verteilung von
Belastungen und Ressourcen im Betrieb und
in anderen Lebenszusammenhängen ergänzt
wird. Die Anerkennung des Einzelnen kann
durch eine konsequente Partizipation und
Förderung von Dialog im Gesundheitsma-
nagement gestärkt werden.

4.3 Diskriminierungsverbot

Das Grundgesetz sowie das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) können als
normative Grundlage für die Anforderungen
an Gerechtigkeit herangezogen werden. Das
Grundgesetz verlangt die Gleichstellung von
Frauen und Männern sowie eine aktive Mit-
wirkung des Staates an der Beseitigung von
bestehenden Benachteiligungen. Das AGG
verbietet unmittelbare und mittelbare Be-
nachteiligung sowie Formen der Belästigung
aufgrund von Geschlecht, Rasse/ethnischer
Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Be-
hinderung, Alter und sexueller Identität.

4.3.1 Unmittelbare
Diskriminierung

Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor,
„wenn eine Person wegen eines in § 1 genann-
ten Grundes eine weniger günstige Behand-
lung erfährt, als eine andere Person in einer
vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat
oder erfahren würde.“ (§ 3 (1) AGG)

Formen der unmittelbaren Diskriminierung
setzen direkt am Geschlecht an, etwa wenn
Frauen bestimmte Berufe vorenthalten bleiben
oder ihnen das Studium verwehrt wird.

4.3.2 Mittelbare Diskriminierung

Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor,
„wenn dem Anschein nach neutrale Vorschrif-



4.4 � Ungleicher Zugang zu Machtquellen
55 4

ten, Kriterien oder Verfahren Personen wegen
eines in § 1 genannten Grundes gegenüber an-
deren Personen in besondererWeise benachtei-
ligen können (. . . )“ (§ 3 (2) AGG), es sei denn,
die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder
Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel ge-
rechtfertigt – und die Mittel zur Erreichung des
Ziel sind angemessen und erforderlich. Mittel-
bare Diskriminierung liegt beispielsweise vor,
wenn Teilzeitbeschäftigte von der Betriebsren-
te ausgeschlossen sind, da von dieser Regelung
überwiegend Frauen nachteilig betroffen sind
(Schiek 2011, S. 53).

4.3.3 Belästigung und sexuelle
Belästigung

Zudem definiert das Gesetz Belästigung als
weitere unzulässige Benachteiligung: „Eine
Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn
unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem
in § 1 genannten Grund in Zusammenhang
stehen, bezwecken oder bewirken, dass die
Würde der betreffenden Person verletzt und
ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er-
niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidi-
gungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen
wird.“ (§ 3 (3) AGG)

Eine sexuelle Belästigung liegt vor, „wenn
ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes Verhal-
ten, wozu auch unerwünschte sexuelle Hand-
lungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell
bestimmte körperliche Berührungen, Bemer-
kungen sexuellen Inhalts sowie unerwünschtes
Zeigen und sichtbares Anbringen von porno-
grafischen Darstellungen gehören, bezweckt
oder bewirkt, dass die Würde der betreffen-
den Person verletzt wird, insbesondere wenn
ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er-
niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidi-
gungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen
wird.“ (§ 3 (4) AGG) Sexuelle Belästigung
oder herabwürdigendes Verhalten haben ge-
sundheitlich negative Auswirkungen für die
Betroffenen (Nienhaus et al. 2015; Okechukwu
et al. 2013) und führen zudem zu Benachtei-

ligungen in anderen Dimensionen (Meschku-
tat und Holzbecher 2011) und sollten ein
Handlungsfeld des Gesundheitsmanagements
sein.

4.4 Ungleicher Zugang
zuMachtquellen

Um einschätzen zu können, ob eine Diskri-
minierung vorliegt, ist also zu prüfen, wie
eine ungleiche Verteilung von Belastungen und
Ressourcen zustande kommt und ob dies legi-
tim ist. Dabei ist u. a. zu klären, ob die Gruppen
jeweils über sozial bedingt unterschiedliche
Voraussetzungen verfügen, die es erschweren,
die als neutral geltenden Leistungsanforderun-
gen zu erfüllen. Gleichzeitig ist zu prüfen, ob
die von ihnen erbrachten Leistungen überhaupt
angemessen bewertet werden. Von Letzterem
hängt insbesondere die Ausstattung mit Res-
sourcen wie Entgelt ab.

Ebenso lässt sich bei der Verfahrensgerech-
tigkeit fragen, welche Personengruppen ihre
Interessen nicht einbringen können bzw. wes-
sen Interessen Berücksichtigung finden und
wer Einfluss auf die Gestaltung ihrer/seiner
Lebensbedingungen nehmen kann.

Die Verfahrensgerechtigkeit setzt formal
voraus, dass Personen als vollwertige Mitglie-
der anerkannt sind und über die Verfahren und
Kriterien mitbestimmen können. Die formale
Zugehörigkeit zu einer Gruppe, z. B. als Bür-
gerin, entscheidet darüber, ob Personen über-
haupt zum Leistungsparcours (Schwinn 2008,
S. 31) zugelassen sind, also Anrecht auf Leis-
tungen haben, oder über politische Ressourcen
(z. B. Mitbestimmungsrechte) verfügen.

Schwinn argumentiert mit Blick auf be-
stehende Ungleichheitslagen, dass diese u. a.
durch die ungleiche Verteilung vonMachtquel-
len zu erklären sind, die je nach Konstellati-
on konkret zu analysieren sind. „Soziale Un-
gleichheitsbildung vollzieht sich über drei kon-
vertierbare Machtressourcen, kulturelle Deu-
tungs- bzw. Distinktionsstrategien, politische
Macht und ökonomische Chancen“ (Schwinn
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2008, S. 36). Klasse, Ethnie und Geschlecht,
um hier drei der zentralen Kategorien zu be-
nennen, anhand derer sich soziale Ungleich-
heiten ausdifferenzieren, sind nach Schwinn
nicht die primäre Ebene der Ungleichheit, son-
dern setzen sich aus ökonomischen, symbo-
lisch-kulturellen und politischen Dimensionen
sozialer Ungleichheit zusammen.

Die Verteilung der unterschiedlichen Res-
sourcen kann zu einer kumulierenden Struktu-
rierung sozialer Ungleichheit führen oder zu
einer kompensierenden bzw. überkompensie-
renden Strukturierung. So führt eine verbesser-
te Bildungs- und Arbeitsmarktintegration von
Frauen zu besseren ökonomischen (z. B. finan-
ziellen) Ressourcen, Erwerb von Kompeten-
zen und kommunikativer Vernetzung zu einer
höheren Konfliktfähigkeit und damit Durch-
setzungskraft ihrer Interessen. Hier liegt eine
kompensierende Strukturierung vor. Ähnlich
wie bei der Entwicklung neuer Formen von
Männlichkeit, bei denen sich ökonomisch gut
situierte weiße Männer das Geschlechtsbild
des „soften Mannes“ leisten, weil sie in den
anderen beiden Dimensionen bereits privile-
giert sind. Zu Überkompensation kommt es
z. B., wenn eine ethnische und klassenmäßi-
ge Unterprivilegierung zu einer übersteigerten
Betonung des männlichen Status gegenüber
Frauen führt (Schwinn 2008, S. 37). Dies ist
verbunden mit einer Abwertung von Frauen
sowie einem erhöhten Risiko von (sexualisier-
ter) Gewalt gegenüber Frauen (BMFSFJ 2014,
S. 32).

4.4.1 Ungleiche Verteilung
ökonomischer Chancen

Der Zugang zu ökonomischen und zu politi-
schen Ressourcen ist an rechtliche Vorausset-
zungen gebunden, etwa an die Anerkennung
von Bildungsabschlüssen aus dem Ausland,
die Staatsbürgerschaft oder an die Art der In-
tegration durch die aufnehmende Gesellschaft.
Eng damit verknüpft ist der Zugang zum und
die Positionierung am Arbeitsmarkt. Mit einer

schlechten soziökonomischen Lage sind wie-
derum schlechtere Gesundheitschancen ver-
bunden, etwa aufgrund prekärer bzw. schlech-
ter Arbeitsbedingungen (Brzoska et al. 2010).
Für eine ungleiche Verteilung von Belastun-
gen und Ressourcen zwischen den Geschlech-
tern ist insbesondere die geschlechtstypisieren-
de Arbeitsteilung maßgeblich. Dies wird im
7Abschn. 4.5.1.1 noch mal aufgegriffen.

4.4.2 Ungleiche Verteilung
politischer Ressourcen

Aufgrund der nach wie vor bestehenden Ar-
beitsteilung zwischen den Geschlechtern und
einem nach Geschlecht vertikal und horizon-
tal segregierten Arbeitsmarkt sowie der damit
verbundenen Unterrepräsentanz von Frauen in
Führungspositionen und auch in den Betriebs-
ratsgremien (Hobler et al. 2020, S. 39) kann
davon ausgegangen werden, dass im Kontext
Arbeitswelt (hier Erwerbsarbeit) eine Margi-
nalisierung von Frauen und deren Interessen
und Bedarfen im betrieblichen Kontext be-
steht. Ähnliches gilt für andere Gruppen wie
Menschen mit Migrationshintergrund, die rela-
tiv zu ihrem Anteil z. B. an der Arbeitnehmer-
schaft ebenfalls in Entscheidungsfunktionen
unterrepräsentiert sind. Die politischen Macht-
ressourcen (Repräsentanz in politischen bzw.
Entscheidungsgremien) sind damit ungleich
verteilt.

4.4.3 Ungleiche Verteilung
der Distinktionsmacht

Im Kontext der Geschlechter- und Diversity-
forschung ist darauf verwiesen worden, dass
es die dominante Gruppe ist, die ihre Maß-
stäbe, Relevanzsetzungen und Situationsdeu-
tung durchsetzt (Krell und Sieben 2011). Nach
Bourdieu (1997) festigt sich ein Herrschafts-
verhältnis auch über die symbolische Ordnung,
in der sich dominante und dominierte Gruppe
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(bei Bourdieu Männer und Frauen) die Sicht
der dominanten Gruppe (Männer) auf die Welt
und auf die Frauen teilen. Bourdieu spricht von
symbolischer Gewalt (Bourdieu 1997; Krais
2011). Demnach kommen nicht nur in den
Strukturen, Prozessen und Routinen bestehen-
de Macht- bzw. Herrschaftsverhältnisse und
Interessen zum Ausdruck, sondern auch in den
verfügbaren Wahrnehmungs-, Deutungs- und
Bewertungsmustern einer Gesellschaft. Gesell-
schaftliche Arrangements und Deutungsmus-
ter stabilisieren sich wechselseitig, Goffman
spricht von institutioneller Reflexivität (Goff-
man 1994, S. 40).

Im Bereich der Distinktionsmacht spie-
len gesellschaftliche Bedeutungs- und Bewer-
tungsmuster eine Rolle: Schwinn (2008) führt
hier ein Experiment an, in dem ein türkisch-
stämmiger Geschäftsmann ein Gespräch mit
einem deutschen Bettler führt. Der Bettler
kann, nachdem er den türkischen Akzent des
Gegenübers bemerkt, seine ökonomische Un-
terlegenheit kompensieren, indem er sich auf
den höheren ethnischen Status beruft. Die Res-
source, sich auf eine vermeintlich ethnische
Überlegenheit berufen zu können, steht dem
türkischstämmigen Geschäftsmann in diesem
Kontext nicht zur Verfügung. Ihm wird Aner-
kennung als gleichwertiges Subjekt verwehrt.
Schwinn (2008) weist in diesem Zusammen-
hang darauf hin, dass erst die „Unterschich-
tung“ der türkischen Gastarbeiterinnen und
Gastarbeiter in Deutschland und die damit
verbundene klassenbezogene Unterprivilegie-
rung ethnische Grenzziehungsprozesse geför-
dert hat.

Um sich auf die Idee der eigenen nationa-
len, ethnischen oder männlichen Überlegenheit
berufen zu können, müssen die damit verbun-
denen Statusüberzeugungen (status beliefs) im
kulturellen Repertoire verankert sein. Damit
können sich dominierte Gruppen nicht in glei-
cher Weise auf Deutungsmuster beziehen, die
sie in ihrem Status aufwerten. Im schlimmsten
Fall herrschen Deutungsmuster vor, die sie in
ihrer Würde und Menschlichkeit verletzen, sie
stigmatisieren oder sogar der Verfolgung aus-
setzen.

Die bestehenden Deutungsmuster spielen
auch für die Bewertung eines als gerecht
empfundenen Lohns eine Rolle. Für die Be-
urteilung werden Vergleichsprozesse bemüht.
Individuen vergleichen sich mit für sie be-
deutsamen anderen. Dabei spielt Status (status
beliefs) eine Rolle. Statusüberzeugungen re-
gulieren, welche Gruppe als Referenzgruppe
überhaupt in Frage kommt.

Als Dimensionen, nach denen sich Ver-
gleichsprozesse strukturieren lassen, gelten
4 strukturelle Bedingungen wie Nähe und

Bedeutsamkeit der Referenzperson/-grup-
pe

4 Ähnlichkeit in relevanten Charakteristiken
4 Motivation für den Vergleich (Liebig und

Sauer 2016, S. 54)

Geschlechtsbezogene Statusüberzeugungen
sind ein eigenständiger Faktor, der Vergleichs-
prozesse zwischen Individuen und Gruppen
strukturiert. So vergleichen sich Männer in
Frauenberufen nicht mit anderen Frauen dieses
Berufes, sondern eher mit Durchschnittsver-
diensten anderer Männer in anderen Berufen.
Frauen vergleichen sich eher mit Frauen in der
eigenen Berufsgruppe (Kruphölter et al. 2015,
S. 19). Dies lässt sich mit der Konstruktion
von Männlichkeit erklären. Für die Bildung
der männlichen Identität ist die Abgrenzung
vom Weiblichen und von „Unmännlichem“
ein zentraler Aspekt (Meuser 2006; Bourdieu
1997). Für Frauen ist die Abgrenzung gegen-
über Männern nicht in gleicher Weise relevant.
Dies zeigt sich u. a. in Studien zur Grenzzie-
hungsarbeit (boundary work), die stärker von
Männern ausgeht (Hofbauer 2006).

Gleichzeitig verhindert die Segregation des
Arbeitsmarktes nach Geschlecht den Vergleich
von Tätigkeiten und deren Bewertung. Wer
sich in einem unterbewerteten Segment be-
wegt und sich mit Personen in diesem Feld
vergleicht, kann die Unterbewertung der eige-
nen Tätigkeit nicht erkennen. Dazu bräuchte
es einen Vergleich mit anderen Segmenten: Es
gibt Berufe und Tätigkeitsbereiche, die män-
ner- bzw. frauendominiert sind (horizontale
Segregation). Zudem dominieren Männer in
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den Führungs- und Managementebenen (ver-
tikale Segregation) (BMFSFJ 2017, S. 92).
Damit einher geht eine unterschiedliche Be-
wertung der Tätigkeiten. Für die diskrimi-
nierungsfreie Bewertung von Arbeit und de-
ren Entlohnung gilt, dass gleiches Entgelt für
gleiche und gleichwertige Arbeit zu zahlen
ist (Schiek 2011; Winter 1998). Von Frau-
en dominierte Tätigkeiten und Berufsgruppen
sind dabei oft unterbewertet, da die zugrun-
de liegenden Bewertungsverfahren und Maß-
stäbe nicht diskriminierungsfrei gestaltet sind
(Schiek 2011; Winter 1998). So werden bei-
spielsweise unterschiedliche Bewertungsmaß-
stäbe für verschiedene Tätigkeitsbereiche her-
angezogen oder Kriterien nicht diskriminie-
rungsfrei ausgelegt. Eine Unterbewertung der
eigenen Arbeit lässt sich im Falle einer sol-
chen mittelbaren Diskriminierung nur durch
den Vergleich mit gleichwertigen Tätigkeiten
(Winter 1998) erkennen, nicht durch Verglei-
che mit gleichen Tätigkeiten.

So vergleichen sich Ingenieure mit andern
Ingenieuren, aber nicht mit Ärzten oder Biblio-
thekaren. Die Unterbewertung der Tätigkeit
der Diplom-Bibliothekarin (FH) im Vergleich
zum Diplom-Ingenieur (FH) kann nur durch
einen Vergleich über die Berufs- bzw. Tätig-
keitsbereiche hinweg erkannt werden (Krell
et al. 2001). Damit ist die Identifikation der
Unterbewertung von Tätigkeiten, die von Frau-
en ausgeübt werden, durch den nach Ge-
schlecht segregierten Arbeitsmarkt erschwert
(Kruphölter et al. 2015) und durch geschlechts-
bezogene Statusüberzeugungen legitimiert.

4.4.4 Zusammenfassung

Die bestehenden Strukturen, Wahrnehmungs-,
Deutungs- und Bewertungsmuster einer Ge-
sellschaft stabilisieren sich wechselseitig. Vor-
herrschende Bilder über den Wert von Frauen
und Männern, Menschen mit und ohne Migra-
tionshintergrund, mit heterosexueller oder ho-
mosexueller Orientierung etc. stehen den einen
als Ressource zur Verfügung, während für an-

dere aus diesen Vorstellungen Belastungen re-
sultieren. Bestehende Strukturen wie ein nach
Tätigkeit und Geschlecht segregierter Arbeits-
markt und ungleiche Verteilung der Sorgear-
beit statten die Gruppen mit unterschiedlichen
Lasten, Rechten und Ressourcen aus. Damit
einher gehen ungleiche Gesundheitschancen
und Möglichkeiten, auf die eigenen Bedingun-
gen der Gesundheit Einfluss zu nehmen.

4.5 Was hat Gerechtigkeit mit
Gesundheitsmanagement
zu tun?

Gerechtigkeitsfragen sind unter dem Aspekt
von GenderMainstreaming bzw. DiversityMa-
nagement für das Betriebliche Gesundheitsma-
nagement diskutiert und zum Teil mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten versehen worden.
Für den Bereich der Geschlechtergerechtigkeit
und einzelne Diversityaspekte liegen einige
Arbeiten vor, die Handlungsschwerpunkte be-
nennen und entsprechende Vorgehensweisen
empfehlen (Weg und Stolz-Willig 2014; Niel-
bock und Gümbel 2012; Pieck 2017; Schröder
2016).

4.5.1 Ungleiche Verteilung
von Belastungen und
Ressourcen im Betrieb

Für die Dimension Geschlecht ist die unglei-
che Verteilung von Belastungen im Betrieb
unter dem Aspekt von Sicherheit und Gesund-
heit relativ gut untersucht worden, zu anderen
Merkmalen, etwa Migrationshintergrund, lie-
gen noch vergleichsweise wenige Daten vor
(Faller und Becker 2019).

4.5.1.1 Ungleiche Verteilung
nach Geschlecht

Exemplarisch sollen Fragen der Gerechtigkeit
und Gesundheit im Arbeitsleben insbesondere
am Beispiel Geschlecht aufgezeigt werden.
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Eine unterschiedliche Verteilung von Be-
lastungen und Ressourcen ergibt sich insbe-
sondere aus folgenden Aspekten:
4 Die geschlechtstypisierende Arbeitsteilung

in Beruf und Familie und die wider-
sprüchliche Strukturierung der Erwerbs-
und Privatsphäre führen zu unterschiedli-
chen Belastungs- und Ressourcenkonstel-
lationen für Frauen und Männer. Ein er-
heblicher Teil der Belastungen resultiert
aus den ausgeübten Tätigkeiten (Laakso-
nen et al. 2010; The Swedish Work En-
vironment Authority 2015). Durch die be-
stehende Segregation des Arbeitsmarktes
nach Geschlecht arbeiten Frauen und Män-
ner in verschiedenen Branchen und üben
unterschiedliche Tätigkeiten aus. Damit
gehen systematisch unterschiedliche Be-
lastungen einher. Gleichzeitig sind nach
wie vor Frauen überwiegend für Sorge-
arbeit in der Familie zuständig und sind
damit anderen Zeitzwängen, Mehrfach-
belastungen und widersprüchlichen An-
forderungen (Becker-Schmidt und Knapp
2000, S. 55) ausgesetzt; somit verfügen sie
gleichzeitig über weniger Erholungsmög-
lichkeiten und weniger Ressourcen (Voß
2004). Die vertikale Segregation des Ar-
beitsmarktes nach Geschlecht hat zudem
zur Folge, dass Frauen häufiger über we-
niger Handlungs- und Entscheidungsspiel-
räume verfügen als Männer. So können
Frauen z. B. seltener über Pausenzeiten
und Arbeitsmengen bestimmen. Führungs-
kräfte verfügen über mehr Handlungsspiel-
räume als Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, Frauen sind in Führungspositionen un-
terrepräsentiert (Lohmann-Haislah 2012,
S. 71 f.).
Häufig werden ihnen auch weniger Res-
sourcen gewährt als ihren männlichen Kol-
legen (Hofmeister und Hohmann 2011).
Dies betrifft auch das Entgelt: Frauen ver-
dienen im Schnitt in Deutschland immer
noch 21% weniger als Männer (Schren-
ker und Zucco 2020). Ein Teil des Ent-
geltunterschiedes geht auf die Teilzeitbe-
schäftigung von Frauen zurück, ein anderer

Teil auf die Unterbewertung von frauen-
dominierten Tätigkeiten und ein verblei-
bender Prozentsatz von 13% (Hinz und
Gartner 2005) auf unmittelbare Diskrimi-
nierung wegen des Geschlechts.

4 Gleichzeitig arbeiten Frauen häufiger als
Männer in Teilzeit, woraus andere Expo-
sitionszeiten resultieren, die sich risikomi-
nimierend auswirken (Faller und Becker
2019, S. 82).

4 Andererseits wirken sich Teilzeit und ge-
ringfügige Beschäftigung nachteilig auf
Aufstiegschancen aus und tragen zum
Risiko der Altersarmut von Frauen bei
(BMFSFJ 2008, 2017).

4 Hegemoniale Formen der Männlichkeit
(Wedgwood und Connell 2010; Meuser
2006) haben unterschiedliche Folgen für
die Geschlechter. Frauen und Männer,
die nicht dem Männlichkeitsideal entspre-
chen, werden ausgegrenzt und abgewertet.
Das wettbewerbsorientierte Männlichkeits-
bild fördert zudem risikoaffines Verhalten.
Fehler, Schwächen und Entwicklungspo-
tenziale werden von Männern eher ver-
drängt als offen thematisiert und bearbeitet
(Nielbock und Gümbel 2012, S. 183).

4 Frauen sind stärker von Belästigung, ab-
wertendem Verhalten und sexueller Gewalt
betroffen (BMFSFJ 2017, S. 80). Aber
auch Männer, die als homosexuell oder
als „unmännlich“ wahrgenommen werden,
sind von Belästigung und Gewalt betroffen
(Kocher und Porsche 2015, S. 10 f.).

4.5.1.2 Ungleiche Verteilung
aufgrund anderer Merkmale

Die Frage, ob und wie Belastungen und
Ressourcen systematisch ungleich auf Per-
sonengruppen verteilt sind, lässt sich auch
auf andere Unterscheidungsmerkmale übertra-
gen, etwa auf Herkunft, sexuelle Orientierung
oder Alter. Die dahinterstehenden Mechanis-
men unterscheiden sich jedoch und sind je-
weils konkret zu untersuchen. Zudem sind
die einzelnen Diskriminierungsmerkmale und
-mechanismen miteinander verknüpft. So ist
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bei der Frage nach potenziellen Benachteili-
gungen von Menschen mit Migrationshinter-
grund selbstverständlich auch hier davon aus-
zugehen, dass Frauen und Männer sehr unter-
schiedlich betroffen sein können. So dürften
etwa Debatten um das Kopftuch für Frauen
eine gänzliche andere Bedeutung und Trag-
weite haben als für Männer. Mit dem Pro-
zess der Akkulturation (kulturelle Einführung
in die Mehrheitskultur) und der Integration in
die aufnehmende Gesellschaft sind spezifische
Belastungen verbunden und Ressourcen fallen
weg bzw. müssen erst wiederaufgebaut wer-
den. Damit einher gehen neue und zahlreiche
Anforderungen an die migrierenden Personen
und dies ist mitunter mit Akkulturationsstress
(Erfahrung von Diskriminierung, Verlust von
sozialer Unterstützung etc.) verbunden (Berry
1997).

4.5.1.3 Zusammenfassung
Ein gerechtes Betriebliches Gesundheitsma-
nagement müsste auf die Identifikation struk-
turell bedingter Verteilungen von Belastungen
und Ressourcen achten und die jeweils kon-
kreten Konstellationen von Belastungen und
Ressourcen in den Blick nehmen und ge-
währleisten, dass die relevanten Kontexte, Be-
lastungen und Ressourcen aus Sicht der be-
troffenen Gruppen erfasst und berücksichtigt
werden. Dem stehen jedoch als selbstverständ-
lich erachtete Wahrnehmungs-, Deutungs- und
Bewertungsmuster und Interessen bisher pri-
vilegierter Gruppen sowie oftmals ökonomi-
sche Verwertungsinteressen entgegen (Faller
und Becker 2019, S. 87).

4.5.2 Verfahrens- und
Interaktionsgerechtigkeit im
Gesundheitsmanagement

Mit Blick auf die Verfahrens- und Interaktions-
gerechtigkeit im Betriebliches Gesundheitsma-
nagement ist festzuhalten, dass Frauen durch
ihre Stellung in der betrieblichen Hierarchie
nach wie vor in Entscheidungsgremien unter-

repräsentiert sind. Sowohl als Führungskräfte
als auch in der Interessenvertretung (Hobler
et al. 2020). Aber auch mit Blick auf die Fach-
kräfte im Arbeits- und Gesundheitsschutz, wie
Fachkraft für Arbeitssicherheit (FaSi) oder Si-
cherheitsbeauftragte, sind Frauen unterreprä-
sentiert (Fokuhl 2009). Dies hängt zum Teil
mit den technisch ausgerichteten Anfängen
des Arbeitsschutzes zusammen. Für die Tä-
tigkeit als Sicherheitsfachkraft war ein tech-
nisches Studium Voraussetzung, in welchem
Frauen bis heute unterrepräsentiert sind. Erst
nach und nach gewinnen andere disziplinä-
re Zugänge an Bedeutung und psychosozia-
le Belastung sowie psychische Erkrankungen
etablieren sich als Handlungsfelder eines be-
trieblichen Arbeitsschutzes bzw. Gesundheits-
managements. Vereinbarkeit von Beruf und
Familie ist als Handlungsfeld im Betrieblichen
Gesundheitsmanagement angekommen, wenn-
gleich dies immer noch eher Frauen adres-
siert.

Mit der historischen Unterrepräsentanz von
Frauen in Entscheidungspositionen und im Ar-
beitsschutz ging auch eine Marginalisierung
der für den weiblichen Lebenszusammenhang
relevanten Belastungen und Ressourcen ein-
her. Auch die widersprüchliche Verschränkung
von Erwerbsarbeit und unentgeltlicher Sorge-
arbeit in der Familie wurde vernachlässigt.
Im Selbstverständnis der Akteure begreift sich
der Arbeits- und Gesundheitsschutz in der
Regel als geschlechtsneutral, während er ge-
messen am Stand der Geschlechterforschung
eher als geschlechtsinsensibel bzw. androzen-
trisch zu bewerten ist. So sind beispielswei-
se die Regelungsdichte und Schutzstandards
in männerdominierten Brachen deutlich höher
als in Feldern, in denen überwiegend Frauen
tätig sind (Vogel 2003). Schutznormen orien-
tieren sich zudem an männlichen Lebenszu-
sammenhängen, schließen Mehrfachbelastun-
gen, fehlende Erholungsmöglichkeiten bzw.
mangelnden Anforderungswechsel (beispiels-
weise bei privater und beruflicher Pflegetä-
tigkeit) durch unentgeltliche Sorgearbeit aus.
So wirken sich z. B. Familien- und Hausar-
beit bei der Anerkennung von Berufskrankhei-
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ten oder Erwerbsminderungsrenten nachteilig
für Frauen aus, da die unbezahlte Arbeit zum
Ausschluss von Versicherungsleistungen führt
(Fokuhl 2009). Die ausschließliche Erwerbs-
zentrierung vieler Verfahren und der ihnen zu-
grunde gelegten Kriterien blendet wesentliche
Aspekte des Belastungsgeschehens im weibli-
chen Lebenszusammenhang aus. Das Prinzip
der Verfahrensgerechtigkeit ist hier nicht rea-
lisiert.

4.5.3 Partizipation als Weg
zu gesundheitlicher
Chancengleichheit

Im Rahmen des Betrieblichen Gesundheitsma-
nagements besteht die Möglichkeit, die oben
geschilderten Konstellation von Belastung und
Ressourcen für unterschiedliche Interessen-
und Zielgruppen im Betrieb angemessen zu
adressieren und sich für gesundheitsfördern-
de Arbeitsbedingungen für alle Beschäftigten-
gruppen einzusetzen.

4.5.3.1 Bearbeitung von
Strukturkonflikten

Angesichts der zunehmenden Globalisierung,
erlebter Finanzkrisen, hohen Konkurrenz-
drucks, indirekter Steuerungsformen und der
damit einhergehenden Subjektivierung von Ar-
beit und auftretenden Krisenerscheinungen
wächst die Kritik an einer ausschließlich
marktorientierten Leistungspolitik. Individuen
sehen sich damit konfrontiert, Zielkonflikte zu-
nehmend subjektiv lösen zu sollen, bei gleich-
zeitig unzureichenden Handlungsmöglichkei-
ten. Was bisher scheinbar nur ein Problem
der Frauen war, nämlich die schlechte Verein-
barkeit von Erwerbsarbeit und Familienleben,
wird nun auch für Fach- und Führungskräf-
te erlebbar: Hoch engagierte Fach- und Füh-
rungskräfte spüren die reproduktiven Grenzen
ihres Arbeitsengagements und entwickeln eine
reflexive Haltung zu ihren Ansprüchen an Er-
werbsarbeit und Leben (Nickel 2017, S. 255).
„Mit der Subjektivierung und Entgrenzung von

Arbeit wachsen die Anforderungen zur Selbst-
reflexion und kollektiven Verständigung über
arbeitspolitische Ziele und Strategien“ (Nickel
2017, S. 256). Hierin besteht eine Chance, den
Strukturkonflikt zwischen Beruf und Familie
bzw. entgeltlich marktvermittelter und unent-
geltlich nicht-marktvermittelter Arbeit auch
im betrieblichen Kontext neu zu verhandeln.
Die historisch entstandene Deutungshoheit, die
Frauen die Zuständigkeit für die Fürsorgear-
beit auferlegt und die Arbeitsteilung zwischen
den Geschlechtern als Ergebnis weiblicher und
männlicher Eigenschaften deutet (Gildemeis-
ter 2010; Hausen 1976), weicht auf.1 For-
men der mittelbaren Diskriminierung, die sich
durch die Arbeitsteilung der Geschlechter und
eine Begrenzung des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes auf den Betrieb ergeben, lassen
sich als Ausdruck eines Strukturkonfliktes be-
arbeiten. Forderungen nach Vereinbarkeit von
Beruf und Familie erscheinen dann nicht mehr
als illegitime Ansprüche von Frauen, sondern
als gesellschaftlich neu zu gestaltendes Hand-
lungsfeld.

4.5.3.2 Partizipation stärken
Um Erwerbsarbeit gesundheitsförderlich und
(geschlechter-)gerecht zu gestalten, braucht es
neben einem sozial-partnerschaftlichen Aus-
handlungsprozess zwischen Management und
Interessenvertretung auch Formen der direk-
ten Beteiligung bzw. Partizipation der Be-
schäftigten. Dies würde es ermöglichen, auch
Fach- und Führungskräfte in eine konstruktive
Aushandlung über Gute Arbeit einzubeziehen.
Hier fehlen bisher jedoch institutionalisierte
Mechanismen der Partizipation (Nickel 2017,
S. 256). Zudem lassen sich widersprüchliche
Arbeitsanforderungen (Moldaschl 2017), zu

1 In der aktuellen Corona-Krise wird deutlich, wie es-
sentiell institutionalisierteKinderbetreuung ist. Bisher
liegen keine Statistiken vor, wie viele Menschen –
überwiegend Frauen – wegen der Schließung von Ki-
tas und Schulen ihrer Erwerbsarbeit nicht oder nur
eingeschränkt nachkommen können und deswegen
Urlaub nehmen, Überstunden abbauen oder Minus-
stunden ansammeln müssen bzw. finanzielle Einbußen
haben.
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denen Zielkonflikte zwischen den Anforderun-
gen verschiedener Lebenswelten gehören, nur
im jeweiligen Kontext unter Beteiligung der
jeweils Betroffenen bearbeiten und Maßnah-
men zur temporären Lösung der belastenden
Arbeitssituation entwickeln.

Partizipative Prozesse sind eine Chance,
die Anforderungen an Verfahrensgerechtigkeit
und Interaktionsgerechtigkeit zu erfüllen. Ins-
besondere die Möglichkeit, die eigenen Inte-
ressen und Perspektiven einbringen zu können,
ist, wie oben erläutert, ein zentraler Aspekt
der interaktionalen Gerechtigkeit. Um Parti-
zipation handelt es sich nach Wright (2018)
bei Formen der Mitbestimmung, teilweiser
Entscheidungskompetenz und Entscheidungs-
macht. Um einer Marginalisierung benachtei-
ligter Gruppen entgegenzuwirken, ist es erfor-
derlich, dass diese in Gremien und Arbeits-
gruppen repräsentiert sind. Nur so können sie
ihre Interessen einbringen und vertreten. Des
Weiteren sind die Verfahren so zu gestalten,
dass sie einen Perspektivwechsel zwischen den
jeweiligen Gruppen fördern und so eine ge-
meinsame Situationsdeutung und ein Verständ-
nis davon fördern, wie unerwünschten Phäno-
mene entstehen. Die jeweils Betroffenen sind
in allen Phasen der Kernprozesse oder von
Projekten im Gesundheitsmanagement einzu-
beziehen (Pieck 2017):
4 Auftragsklärung
4 Zielsetzung
4 Entwicklung von Kriterien
4 Priorisierung von Handlungsbedarfen und

Themenfeldern
4 Entwicklung und Priorisierung von Lösun-

gen
4 Entscheidungsprozesse
4 Beurteilung der Wirksamkeit

Durch eine projektförmige Organisation ein-
zelner Prozesse des Gesundheitsmanagements,
wie etwa der Gefährdungsbeurteilung, las-
sen sich unterrepräsentierte Gruppen integrie-
ren.

Durch Bildung paritätisch besetzter Steue-
rungsgremien können die Beschäftigten und
die jeweiligen Gruppierungen angemessen an
Entscheidungsprozessen teilhaben und dort so-
wohl an der Zieldefinition als auch an der
Festlegung von Kriterien mitwirken.

Für die einzelnen Prozessschritte der Ge-
fährdungsbeurteilung gibt es zahlreiche parti-
zipative Verfahren wie etwa die Arbeitssituati-
onsanalyse (Nieder 2005) oder ganz klassisch
der Gesundheitszirkel (Schröer und Sochert
1997), in denen Beschäftigte sowohl bei der
vertieften Analyse der Belastungskonstellation
als auch bei der Entwicklung von Lösungen
einbezogen werden können. Bei der Zusam-
mensetzung der Gesundheitszirkel sollte die
Frage handlungsleitend sein, ob die Beteilig-
ten Vertrauen haben, dass die jeweils gewählte
Form eine konstruktive Bearbeitung der Belas-
tungen zulässt. Bei Konflikten und einem eher
angstbesetzten Klima sollte ggf. erst mit Ein-
zelinterviews oder homogenen Gruppen und
einer Einzelbegleitung der Führungskraft be-
gonnen werden und später eine gemeinsame
Bearbeitung angestrebt werden (Pieck 2017,
S. 33). Auch für die Wirksamkeitsmessung
liegen Methoden vor, die ebenfalls die Betrof-
fenen einbeziehen und deren Bewertung der
Wirksamkeit von Maßnahmen in den Vorder-
grund stellen (Pieck 2017).

Eine Übersicht der möglichen Ansatzpunk-
te für die Integration von Gleichstellungs-
aspekten in die Betriebliche Gesundheitsförde-
rung und Prävention findet sich in .Tab. 4.1.

Anerkennung im Sinne eines auf Augen-
höhe geführten Dialoges lässt sich metho-
disch unterstützen. Hierzu zählen Moderati-
onsformate und Projektarchitekturen, die über
Hierarchieebenen und Arbeitsbereiche hin-
weg Menschen zusammenbringen, einen Per-
spektivwechsel und respektvollen Aushand-
lungsprozess fördern und so zu gemein-
sam entwickelten Lösungen beitragen. Ent-
scheidend hierbei ist jedoch, dass sich die
Menschen begegnen, zum Beispiel in ei-
nem gemeinsamen Workshop. Eine entspre-
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chende Moderation unterstützt dies z. B. da-
durch, dass die Beteiligten hierarchie- und/
oder abteilungsübergreifend aufgefordert wer-
den, sich zu festgelegten Fragestellungen aus-
zutauschen. Durch die jeweils gewählte Fra-
gestellung wird ein Perspektivwechsel sys-
tematisch unterstützt, indem beispielsweise
gefragt wird, über welche Ressourcen Füh-
rungskräfte und über welche Ressourcen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter verfügen. Auf
diese Weise werden die unterschiedlichen Per-
spektiven und die unterschiedlichen Realitä-
ten in der Organisation für alle Beteiligten
nachvollziehbar. Durch die unterschiedlichen
Betrachtungsweisen der beteiligten Personen
entsteht ein gemeinsames Bild von dem je-
weils zu bearbeitenden Problem. Solch dia-
logförmigen Formate werden selbst als ei-
ne Form von Anerkennung und Wertschät-
zung durch die Beteiligten erfahren und stel-
len daher eine wichtige Gesundheitsressour-
ce in der Arbeitswelt dar (Bindl et al.
2018). Situationsdeutungen, die sonst auf-
grund der Hierarchisierung der Kommunika-
tion in Organisationen marginalisiert werden,
finden so Eingang in den organisationalen Dis-
kurs.

Auch die Bearbeitung des Themas Gleich-
stellung beziehungsweise Diskriminierung
lässt sich methodisch unterstützen: Gender
oder Gleichstellung gehören zu den Themen,
bei denen schnell Emotionen aufwallen. Men-
schen neigen dazu, das Thema in einem Täter-
Opfer-Zusammenhang wahrzunehmen. Dies
führt nicht selten zu einem reflexartigen Wi-
derstand, sich überhaupt mit der Thematik zu
befassen. In der Praxis hat sich ein nüchter-
ner Blick auf strukturelle Zusammenhänge
und die konsequente Vermeidung von Stereo-
typisierungen bewährt. Weder Frauen noch
Männer möchten aufgrund ihrer Zugehörig-
keit zu einem Geschlecht als mathematisch
unbegabt oder kommunikativ inkompetent
gelten. Um Stereotypisierungen zu vermei-
den, ist es sinnvoll, die jeweilige Situation zu
analysieren, statt die Personen und deren Ei-

genschaften in den Fokus zu rücken. Dies ist
Teil eines strategischen Framings. So sollte
beispielsweise in einem Projekt bei der Polizei
untersucht werden, wie es zu unterschiedlich
hohen Ausprägungen von Widerstandshand-
lungen gegenüber Beamtinnen und Beamten
kommt. Der ursprüngliche Projektauftrag ging
von einem besseren „Gefahrenradar“ der Be-
amtinnen aus. In der angepassten strategischen
Rahmung des Projektes wurde hingegen da-
von ausgegangen, dass sich die Bedingungen
für Frauen und Männer in den jeweiligen
Einsatzsituationen unterscheiden. In einem ge-
meinsamen Workshop mit Polizeibeamtinnen
und -beamten wurde der Frage nachgegan-
gen, welche Faktoren das Einschreitverhalten
der Beamtinnen und Beamten beeinflussen.
Die Teilnehmenden analysierten zu diesem
Zweck 23 Fälle. Das Vorgehen im Workshop
orientierte sich dabei an der Rekonstruktion
von Beinahe-Unfällen im Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz. Auf der Grundlage der Fälle
ermittelten die Beamtinnen und Beamten die
zentralen Einflussfaktoren. Zu diesen gehören
unter anderem die unterschiedlichen Erwartun-
gen an die Zurschaustellung von Männlichkeit
undWeiblichkeit, die persönlichen Handlungs-
und Verarbeitungsmuster in Stresssituationen
sowie eine erhöhte Aggressivität des polizeili-
chen Gegenübers gegen Beamtinnen/Beamten.
An Frauen und Männer werden also in den
jeweiligen Situationen unterschiedliche Anfor-
derungen gestellt und gleichzeitig verstellen
die geschlechtsbezogenen Rollenerwartungen
den Zugang zu Ressourcen. Auf dieser Grund-
lage konnten Maßnahmen entwickelt werden,
die nicht zu einer Stereotypisierung von Beam-
ten oder Beamtinnen geführt haben, sondern
den jeweiligen Handlungserfordernissen in der
jeweiligen Situation gerecht werden (Pieck
2017, S. 33 f.).
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. Tabelle 4.1 Anknüpfungspunkte zur Integration von Gender (und Diversity) in die Kern- und Supportprozesse
der Betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention. (Quelle: Pieck 2017, S. 21 f.)

Regelkreis Gender/Diversity in der Betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention

Supportprozesse

Strukturen und
Steuerungsprozesse

– Unterschiedliche Perspektiven sollen zum Tragen kommen durch Repräsentation einer
vielfältigen Belegschaft in Gremien

– Dazu gehört eine ausgewogene Repräsentation von Frauen und Männern im
Steuerungsgremium

– Bereits im Vorfeld ist auf eine ausgewogene Besetzung von Funktionen mit Frauen
und Männern zu achten (Mitglieder der Projektgruppen, Projektleitung/Projekt-
koordination, Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Sicherheitsbeauftragte, Brandschutz-
beauftragte, Betriebsärztlicher Dienst usw.)

Sensibilisierungs- und
Konzeptionsphase

– Seminare und Workshops zur Gestaltung eines Willensbildungsprozesses
– Identifikation von Handlungsbedarfen
– Entwicklung von Zielen unter Berücksichtigung von Gleichstellungsaspekten
– Entwicklung der Projektidee und strategische Rahmung des Projektes

Kernprozess

Strukturanalyse und
Hypothesenbildung

– Reflexion der Unternehmenskultur und Leitsätze in ihrer Bedeutung für Entschei-
dungsprozesse und Analyse der Unternehmenskultur in einzelnen Unternehmens-
bereichen

– Analyse der geschlechtstypischen Arbeitsteilung im Betrieb
– Verteilung von Frauen und Männern auf Hierarchiestufen bzw. in Entscheidungs-
gremien im Betrieb

– Verteilung von Frauen und Männern in Teilzeit und Vollzeit
– Verteilung von Entgelt (wenngleich Aufgabe von Sozialpartnern bzw. des Gesetz-
gebers); von prekären Beschäftigungsverhältnissen sind Frauen und Männer zwischen
Tätigkeitsbereichen und innerhalb von Tätigkeitsbereichen gleichermaßen betroffen

Analysephase:
Erhebung der
Belastungen
und Ressourcen,
Ermittlung von
Handlungsbedarfen

– Wer hat die Definitionsmacht im Unternehmen bzw. in den Abteilungen?
– Wer wird wofür anerkannt? Welche Tätigkeiten genießen Anerkennung, welche
weniger?

– Die tatsächlichen Tätigkeiten erfassen
– Konstellationen von Belastungen und Ressourcen in Beruf und Familie in den Blick
nehmen

– Verteilung von Ressourcen auf Frauen und Männer erheben
– Erhebungsinstrumente müssen das Wesen der Tätigkeit erfassen:

– alle Belastungen erfassen
– Gender Bias in den Instrumenten vermeiden (Ausblendungen, Über- und Unter-
bewertungen etc.)

– Nach geschlechtstypischen Belastungen und Ressourcen fragen (z. B. Stress durch
Zeitkonflikte zwischen Erwerbsarbeit und Fürsorgearbeit)

– Stereotypisierende Erwartungshaltungen als mögliche Belastungen erfassen (Nielbock
und Gümbel 2012)

– Ggf. bestehende Formen von Belästigung/Mobbing/Rassismus identifizieren. (Es soll-
ten entsprechende Anlaufstellen und Strukturen geschaffen werden, die Betroffene
unterstützen und die intervenieren können.)
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. Tabelle 4.1 (Fortsetzung)

Regelkreis Gender/Diversity in der Betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention

Kernprozess

Vertiefende Analyse
und Reflexion
betrieblicher Praxis
in Beteiligungsgruppen
zur Entwicklung von
Maßnahmen

– Beteiligung der betroffenen Frauen und Männer
– Genderkompetente Moderation
– Verwendung geeigneter Formate für eine reflexive Praxis
– Betrachtung der Wirklichkeit aus verschiedenen Perspektiven und aus unterschied-
lichen theoretischen Referenzrahmen

– Bedürfnisse unterschiedlicher Interessengruppen wahrnehmen und reflektieren
– Einer Marginalisierung von Gruppen entgegenwirken (Baig 2010; Petzold 2007)

Entscheidung über
die Umsetzung von
Maßnahmen

– Angemessene Repräsentation unterschiedlicher Gruppen in Gremien, Multipers-
pektivität

– Angemessene Repräsentation von Frauen und Männern im Entscheidungsgremium,
um einer Marginalisierung vorzubeugen

Umsetzung und
Erprobung der
Maßnahmen

– Werden Maßnahmen in angemessenem Verhältnis für alle Interessengruppen bzw.
Personengruppen realisiert?

Evaluation der
Ergebnisse

Mögliche Fragen für die Überprüfung der Ergebnisse sind (vgl. Krell und Sieben 2011,
S. 160):
– Wird die Kultur von allen Personengruppen als wertschätzend erlebt?
– Sind alle Personengruppen vollständig integriert?
– Sind personalpolitische Kriterien, Verfahren und Praktiken vorurteilsfrei und diskrimi-
nierungsfrei(er) gestaltet?

– Herrschen Fairness und Chancengleichheit im Unternehmen?
– Fühlen sich die Mitglieder aller Gruppen eingebunden und sind sie auf allen Ebenen
vertreten?

– Werden betroffene Frauen und Männer zur Wirksamkeitskontrolle und Nachsteuerung
der Maßnahmen befragt?
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4.6 Fazit

Die gesellschaftliche Entwicklung von Er-
werbsarbeit wirkt sich auf die Arbeitsbedin-
gungen in Form von Subjektivierung, Entgren-
zung der Arbeit und widersprüchlichen Anfor-
derungen aus. Um dem Anspruch nach einer
gerechten Verteilung von Gesundheitschancen
zu genügen, sind Verfahren und Methoden er-
forderlich, die der Diversität organisationaler
und lebensweltlicher Kontexte sowie den Mit-
gliedern der Organisation entsprechen. Insbe-
sondere sind solche Verfahren und Methoden
sinnvoll, die herrschende Perspektiven, Wahr-
nehmungs- und Deutungsmuster und deren

Folgen für systematische Ungleichheiten sicht-
bar und damit verhandelbar machen.

Sie unterstützen einen sozialpartnerschaft-
lichen Aushandlungsprozess in Organisationen
entlang eines partizipativ gestalteten Arbeits-
und Gesundheitsschutzes bzw. Gesundheits-
managements. In partizipativ gestalteten Ver-
fahren eröffnen sich Chancen für Handlungs-
spielräume, welche die Aushandlung (men-
schen-)gerechterer Gestaltung von Arbeit in
ihren Lebenszusammenhängen ermöglichen.

Betriebliches Gesundheitsmanagement
bietet Orte für Partizipation in Organisatio-
nen, in denen die jeweiligen Verteilungen
von Belastungen und Ressourcen aus den
verschiedenen Perspektiven der Beschäftig-


